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Sie werden als Interviewer im Mikrozensus 1985 (1 t-Stichprobe mit
rund 600 000 Personen in 250 000 Haushalten im Bundesgebiet) einge-
setzt. Bei Ihren Arbeiten berücksichtigen Sie bitte folgende Berichts-
termine für die Befragung im April,/Mai 1985:

Berichtswoche:

Stichtag: llittwoch in der Berichtswoche
(23. April 1986)

Am Montag nach der Berichts-
woche (28. April 1985)

Mai 1 986

Erhebungsbeg i nn:

Bearbeitungs zei t:

Im einzelnen stehen Ihnen in diesem Interviewer-Handbuch folgende In-
formationen zur Verfügung:

21. bis 27. April 1986

Ihre Aufgabe als Interviewer
Erhebungs- und Organisationspapiere
Erläuteru,ngen zu den Fragen der Erhebungsliste
Erläuterungen zum Er.he.bungsbogen "Urlaubs- und Erholungs-
reisen 1g85/86"

Erläuterungen zum Ergänzungsbogen zum Irlikrozensus 1986

"Amtliche anerkannte Behinderteneigenschaft, Fragen zur
Ge sundheit"
Erläuterungen zum Ergänzungsbogen "EG-Arbeitskräftestich-
probe 1 985'

Rechtsg rundlagen

Teil 1:

Teil 2:

Teil 3:

Teil 4:

Teil 5:

Teil 6:

Teil 7:

Darüber hinaus können sie weitere rnformationen über den Mikrozensus
einem I n f o rma t i on sb latt entnehmen, das auchden
zu befragenden Haushalten auf Wunsch zur Verfügung gestellt wird.
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Neues MrKRozENSUSGEserz 1985

Mit dem neuen Mikrozensusgesetz 1985 wird den aus dem Volkszählungs-
Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 15. Ezember 1983 resultie-
renden Anforderungen an statistische Rechtsvorschriften in vollem Um-
fang Rechnung getragen. Verfahrensrechtliche vorkehrungen für Durch-
führung und Organisation iler Erhebung sichern das Recht auf informa-
tionelle Selbstbestimmu.ng. Berücksichtigen Sie bitte diese neuen Vor-
schr i ften.

Viele der Hinweise in diesem Interviewer-tlandbuch beziehen sich auf
die einzelnen Paragraphen des neuen Mikrozensusgesetzes (MZG) 1985.
Es ist am Ende clieses Handbuches abgedruckt. Ein Auszug aus dem MZG

ist auch in den Informationen für die Befragten enthalten, Iesen Sie
sich bitte das MZG genau durch, es ist für Ihre Aufgabe von besonde-
rer Wichtigkeit. Es regelt auch die Rechte und Pflichten der Inter-
viewer in einer eigenen Vorschrift (§ I I.{ZG). Das Statistische Lan-
desamt wird Sie in den Schulungen auf alle wichtigen neuen Regelungen
hinweisen. Da auch die Befragten über viele Einzelpunkte aufzuklären
sind (siehe § 12 MZG), sollte Ihnen der Inhalt des MZG vertraut sein.
Besonders wichtig für Sie sind § 8, § 9 und § l0 Abs. 2 bis 4 uZG.

AtteemE I rue VoRaemenruNeeN" )

Die Verwaltung und Wirtschaft eines Landes sind in ihrer Arbeit auf
aktuelles Zahlenmaterial angewiesen. Auch die großen internationalen
Institutionen, z.B. die Vereinten Nationen, die Europäischen Gemein-
schaften in Luxemburg, benötigen zur ErfülIung ihrer Aufgaben in r+ei-
ter steigendem Maße international vergleichbare Statistiken. Die amt-
liche Statistik hat nun ihrerseits die Aufgabe, die erforderlichen
Zahlen rasch und zuverlässig zur Verfügung zu steIlen. Sie bedient
sich dabei verschiedener Methoden, bei denen gLundsätzlich zwischen
TotaI- und S'Lichprobenerhebungen
unterschieden werden muß.

*) Weitere Informationen finden Sie in "informationen für die Befrag-
ten".
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Bei den Totalzählungelt z.B. der Volks- und BerufszähIung, werden
a I 1 e Bewohner des Landes genau erfaßt' was den Vorteil hat, daß

Zählungsergebnisse für jede einzelne Gemeinde, ja sogar für Wohnplät-
ze, das sind Häusergruppen, usw.i gewonnen werden können. Die nroderne
Statistik führt nur noch solche Erhebungen aIs Totalzählungen durch,
bei denen auch für kleine regionale Einheiten genaue Zahlen gebraucht
werden.

Im übrigen hat man schon lange erkannt, daß genaue Zahlen für Gemein-
den gar nicht so häufig gebraucht werden, das Hauptinteresse vieLmehr
darauf gerichtet ist, die allgemeinen Entwicklungsvorgänge in der Be-
völkerung und der wirtschaft z u v e r I ä s s i g u n d
r a s c h kennenzulernen. Bei Erhebungen nit einer solchen Zielset-
zung kommt es auf die Genauigkeit bis zur letzten Person nicht mehr
an, sondern es genügt eine " T e i I e r h e b u n g ", die aber
"repräsentativ" sein muß. Von einer "repräsentativen'
spricht man, $renn die ausgewählte Teilmasse ein verkleinertes, aber
wirklichkeitsgetreues Abbild der Gesamtheit darstellt. Ist das der
FaII, erhäIt man aus einer solchen Stichprobe so zuverlässige Ergeb-
nisse, daß diese von den Ergebnissen einer Großzählung oder Totalzäh-
lung nur geringfügige und unwesentliche Abweichungen aufweisen. Was

als geringfü9ig und unwesentlich anzusehen ist, ist natürIich von
FaIl zu FaIl verschieden und ergibt sich jeweils aus der Zielsetzung
einer Erhebung. In jedem Falle ist aber sicher, daß inföIge des ge-
ringen Umfanges der Stiöhprobe die Ergebnisse-schnell und mit niedri-
gen Kosten gewonnen werden können, obwohl das Frageprogramm sehr viel
umfangreicher sein kann.

Die bisherigen Stichproben-Befragungen haben gezeigt, daß die Bevöt-
kerung diösem Verfahren aufgeschlossen gegenübersteht. Diese Aufge-
schlossenheit der Bevölkerung zu erhalten , ist in erster Linie Auf-
gabe der Intervieroer. Die vorliegenden Anweisungen sollen Sie als In-
terviewer Lei dieser Aufgabe unterstützen und Ihnen die Arbeit er-
Ieichtern. Die gegebenen Anweisungen müssen, h,enn die Erhebung gelin-
gen soII, genau beachtet werden

Es ist darüber hinaus unerläß1ich,
unterlaqen bestens vertraut machen

daß Sie sich mit den Erhebungs-
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1. I HnE Aure nse ats I lltEnvr Et,tER

1,1 GewtnNex Ste otE zu BEFRAGenoEn PensoNEN zuR [vlrtRnserr

rhre erste Aufgabe ist, die Personen in den ausgewährten Gebäuden,
ltohnungen und Haushalten zur Mitarbeit zu gewinnen.

Die Befragtensind zwar durchGesetz zsr Au skunft
ve rpf Ii chtet (siehe,Informationen" zumMikrozensus für
die Befragten), es kommt uns aber ganz wesentlich auf eine freiwil-
lige Mitarbeit an, weil die Qualität der Ergebnisse davon stark be-
einflußt wird. Der Erfolg der Erhebung hängt also damit weitgehend
von rhrer Geschicklichkeit ab. rm arlgemeinen r+erden die Befragten
ohne große schwierigkeiten zur Auskunft zu gewinnen sein, Denken sie
bitte immer daran, daß ge rade Ihr Verhalten bei Beginn der einzelnen
Brcfragungen den weiteren Verlauf und damit auch den Erfolg wesentlich
bestimmt. Selbst anfangs unfreundliche Befragte werden sich in der
RegeI eine r freundlichen und höfIichen, mit überzeu genden Begründun-
gen vorgetragenen Bitte um Beantwortung einiger Fragen nur in den
seltensten Fällen entziehen.

Außerdem bedenken Sie bitte, daß Sie die Befragung in a m t 1 i -
c h e m Auftrag durchführen. sie können rhren Besuch durch ein anrt-
liches schreiben, das rhnen vom statistischen Landesamt ausgehändigt
wird, ankündigen, rrobei Sie gleichzeitig den Termin Ihrer Vorsprache
angeben können. Durch das Anmeldungsschreiben ergibt sich bereits ein
gewisser erster Kontakt mit den zu befragenden personen. Sie haben
dadurch den Vorteir, daß sie nicht wie ein x-beriebiger und unbekann-
ter Vertreter empfangen werden.

wenn sie nun vor der Tür einer für die Befragung ausgewählten wohnung
stehen, sind Sie durch das Anmeldungsschreiben gewissermaßen schon
vorgestellt. Außerdem gibt Ihnen das Schreiben bereits einen Anknüp-
fungskontakt für das Einleitungsgespräch. Treten sie aber bitte nicht
ausgesprochen "amtlich" auf, indem Sie gleich als erstes Ihren Aus-
weis zeigen. Es ist gut, wennSiesofort sagen: ,'Ich komme im Auftrag
des Statistischen Landesamtes in ... ." und dann Ihren Namen
nennen. Berücksichtigen Sie aber dabei, daß Sie sich bei der Ausübung
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Ihrer Interviewertätigkeit auszuweisen haben (§ 8 Abs. 3 MzG). Bitten
Sie den Haushalt, die Befragung in der Wohnung durchführen zu dürfen,
da Sie schreiben müssen. ohne Erlaubnis des Wohnungsinhabers dürfen
Sie die Vtohnung nicht betreten.

Im Laufe der Befragung, wenn Sie richtig Kontakt gefunden haben, soll-
ten Sie dann der Auskunftsperson sagen, daß Sie oder einer Ihrer KoI-
Iegen in einem Jahr ggf. wieder vorsprechen werden, r,rciI in die Aus-
wahl gelangte Haushalte aus methodischen Gründen regelmäßig (maximal)
vier Jahre hintereinander befragt werden. Bitte vergessen Sie nie,
sich amschluß der Befragung für die Mitarbeit zu be d anke n.

1.2 BeSEITIGEN SIE SCHWIERIGKEITEN BEI DER KONTAKTAUFNAHME

wenn Sie jemanden im Haushalt antreffen, der Ihnen zwar Auskunft ge-
ben würde, aber wegen unpassender ZeLt (2.8. Geburtstagsfeier) gerade
jetzt nicht dazu bereit ist, bitten wir Sie, einen anderen Termin
auszumachen. wenn Sie bei Ihrem ersten'Besuch niemanden antreffen,
mache n Sie noch mindestens zwei weitere Besuche, bevor Sie Ihre Bemü-

hungen aufgeben. öffnet Ihnen beim ersten MaI niemand, so können Sie
sich vielleicht beim Nachbarn nach einer günstigen Besuchszeit für
die betreffende Familie erkundigen, mehr aber auch nicht. Bitte auf
keinen Fall von Nachbarn die Erhebungsfragebogen für die betreffende
Familie ausfüllen lassen!

1.] ltlNs IST BEI DER AUSFÜLLUNG DER FNREESOEET ZU BERUCKSICHTIGEN?

Für die AusfüIlung der Fragebogen ist es nicht notwendig, daß Sie
alle HaushäItsmitglieder persönlich sprechen. Es kann vollkommen aus-
reichen, wenn Ihneneinesder e r!vachsenen Mitglieder
des Haushaltes die gewünschten Aüskünfte gibt. Voraussetzung dafür
ist aber, daß diese Auskunftsperson für die anderen Haushaltsmitglie-
der die entsprechenden Angaben auch genau und zuverlässig machen kann
und die anderen Haushaltsmitglieder nichts dagegen haben. FaIIs je-
doch einzelne Haushaltsmitglieder nicht bereit sind, ihre Angaben zu-
sammen mit den übrigen Haushaltsmitgliedern auf einem Bogen zu machen,
benutzen Sie für diese Personen eigene Bogen. Falls man Ihnen die
ausgefüllten Bogen nicht offen überlassen möchte, geben Sie dem Haus-
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halt bzw. den jeweiligen Personen die Möglichkeit, die Bogen im ver-
schlossenen Umschlag an Sie auszuhändigen oder direkt an das Stati-
stische Landesamt zu schicken.

FaIls die Haushalte bzw. Personen die Fragebogen selbst ausfüIlen
wollen, überreichen Sie bitte die gewünschte Zahl (Selbstausfüller- )

Boqen bzw. melclen Sie diese FäIle an das Statistische Landesamt.

Stoßen Sie bei der Erhebung auf Probleme, die Sie allein nicht ein-
wandfrei lösen könnenr'so informieren Sie uns bitte umgehend. Zwei-
felsfälle entscheidet immer das Statistische Landesamt.

1.q VERPFLIcHTUNG zUR GEHEIMHALTUNG

ErfoIg und Genauigkeit jeder statistischen Erhebung sind abhängi9 von
dem Vertrauen der befragten Personen, daß ihre Angaben nicht mi ß-
braucht werden und die Befragung ausschließlich statistischen Zwecken
dient. Aus diesem Grunde sind Sie unter allen Umständen zur Geheim-
haltung verpflichtet. Im Gesetz über die Statistik für Bundeszwecke
.(Bundesstatistikgesetz) vom 14. l4ärz 1980 und in den Bestimmungen des
Strafrechts (s. Teil 7) sind besondere Paragraphen enthalten, die die
Ge h e i mh a I t u n.g s p f I i ch t vorschreiben und Strafen
und Geldbußen bei Verletzung der Geheimhaltungspflicht im Rahmen der
statistischen Arbeit festlegen. Sie clürfen auf Grund dieser Bestim-
mungen keinem Dritten Angaben machen, die Ihnen durch die Befragung
bekannt geworden sind - auch nicht Ihren Angehörigen! Halten Sie des-
halb die ausgefülIten Fragebogen stets unter Verschluß und sorgen sie
dafür, daß keine Fragebogen verlorengehen können (siehe auch § 8 Ab-
satz 5 Mikrozensusgesetz).

Sie werden diese Verpflichtung zur Geheimhaltung verstehen und auch
die Notwendigkeit, daß die Verletzung dieser Pflicht bestraft werden
muß. Stellen Sie sich vor, wie böse Sie selbst würden, und das mit
Recht, tr€nn vertrauliche Mitteilungen, die Sie einem anderen machen,
von diesem weitererzählt würden. Das Versprechen zur Geheimhaltung,
das alIen Befragten ausdrücklich gegeben wird, erleichtert Ihnen Ihre
Arbeit ganz wesentlich.

Noch eine Bitte: Halten Sie die von uns genannten Termine ein. Wenn

das nicht mö91ich ist, verständigen Sie uns rechtzeitig!
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1.5 "WARUM KoMMEN StE eEnaoe zu MIR?"

Sie werden bei Ihrer Interviewertätigkeit sehr oft diese Frage zu be-
antworten haben. Damit sie das notwendige Rüstzeug zur Beantwortung
dieser Fragehaben, müssenSieden Au swahlplan, der
zugrunde Iie9t, in seinen Grundzü9en kennen'

Die Gesamtheit der bei der volks- und Berufszählung 1970 gebilileten
Zähtbezirke - ergänzt durch die nach der Volkszähtung bebauten FIä-
chen - bildet die Auswahlgrundlage f ür den I'likrozensus. Iibch einem
objektiven, mathematisch-statistischen Zufallsverfahren, das die
gleiche Auswahlchance für alle Haushalte und Personen sicherstellt,
wurde dann die 1 t-stichprobe "gezogen" (das sind rund 500 000 Perso-
nen in 250 000 Haushalten).

Nach vorgegebenen Regeln wurden durch das Auswahlverfahren zufällig
"KIumpen" vor rd. 20 uaushalten (in Gemeinden mit weniger als 20 000

Einwohnern) bzw. 30 Haushalten (in Gemeinden mit 20 000 und mehr Ein-
wohnern) ausgewäh1'.. Diese "Richtzahlen" wurden manchmal über- oder
unterschritten, da gleichzeitig darauf geachtet werden mußte, daß in
der Regel nur ganze Gebäude ausgewähIt wurden, die zuclem räumlich be-
nachbart sind. Für die Auswahl von Haushalten und Wohnungen in Groß-
gebäuderr (25 und mehr Haushalte) und deren Zusammenfassung zu einem
Zählbezirk wurde ein besonderes Verfahren angewendet.

Die so ausgewählten Zählbezirke (Auswahlbezirke) sind die A u s -
w ah 1e i nh e i t e n Sie umfasseneine Anzahl von räumlich
zusammenhängenden Gebäuden, Vlohnungen und Haushalten.

Nur rdenn alle Personen der aus qewähIten Haushalte Angaben machen, ge-
währleistet das Auswahlverfahren ein zuverlässiges Bilcl der Lebens-
verhäLtnisse in unserem Land.

Das Verfahren der "Zufallsauswahl" ist die Voraussetzung für die Be-

rechnung der Genauigkeit der Resultate mit HiIfe der auf der wahr-
sche in1 ichke itstheo r ie auf bauenden mathemat i schen FehIe r rechnung .

Würden Sie nun die Befragung nicht in dem Ihnen angegebenen Auswahl-
bezirk, sondern in einem anderen durchführen, würde die Zufallsaus-
wahl gestört, und die Voraussetzung zur Berechnung der Genauigkeit
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der Ergebnisse würde fehlen. Man hätte dann also keine Gewähr für
Richtigkeit der Ergebnisse. Das sind die Gründe, weshalb Sie u
ter keinen Umständen Bef ragungen
einem anderen als alem angegebenen
G e b i e t durchführen dürfen.

die

ln

1.6 Wanum l,rlIEDERHOI-UNGSBEFRAGUNGEN?

Wie Ihnen bekannt ist, .r+erden alle für den Mikrozensus ausgewählten
Haushalte wiederholt befragt. Wenn Sie nun ein Jahr später wieder zu
denselben Haushalten kommen, wird man Ihnen vielleicht sagen: ',Warum
kommen Sie denn schon wieder zu mir? Weshalb werde ich schon wieder
befrag!?" Wenn der Ton nicht allzu abweisend gewesen ist, können Sie
Iächel-nd antworten: "WeiI Sie uns das letzte MaI so nett Auskunft ge-
geben haben!n Oder etwas ernsthafter: "Weil Sie doch schon das letzte
MaI bereitwillig und verständnisvoll mitgearbeitet haben!" Sie können
dann weiter erläutern, daß bei der mehrmaligen Befragung ein und des-
selben tlaushaltes einmal die h o h e n K o s t e n f ü r d i e
Neuauswahl von Haushalten gespart
würddn, zum anderen die aus dieser Stichprobenerhebung ge$ronnenen
statistischen Erkenntnisse viel genauer seien.
Mit einem Wort: Irlan hat mehr f ür das Geld!

Wenn man den gleichen Personenkreis mehrere Jahre hintereinander be-
fragt-, können die Ergebnisse einer Erhebung besser mit denen des Vor-
jahres verglichen werden, d.h. man weiß, daß die aufgetretenen Abwei-
chungen eine Verlinderung in der Struktur der BevöIkerung widerspie-
geln und nicht deshalb auftreten, weil man einen anderen Personen-
kreis befragt hat.

1,7 WIs GESCHIEHT MIT DEN ERFASSTEN ArueRgTu?"

Wenn Sie alIe Befragungen in Ihrem Auswahlbezirk abgeschlossen haben,
dann schicken Sie bitte sämtliche fertig ausgefüllten Erhebungsbogen
sofort an das Statistische Landesamt. Dort werden diese dann, wie der
Statistiker sagt, "aufbereitet". Es wird Sie und auch die Befragten
sicher interessieren, wie die von Ihnen herbeigeholten Angaben weiter
bearbeitet werden. Was heißt also "aufbereiten"?

* siehe auch nlnformationen für die Befragten"
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Bei den meisten Fragen wurden von lhnen bereits - in den dafür vor-
gegebenen Spalten - in der Erhebungsliste die Angaben in Ziffern ein-
getragen. Auch die restlichen Angaben aus der Erhebungsliste (aber
ohne Name und Anschrift) werden später noch in Ziffern übersetzt,
d.h. verschlüsselt.

Für jedes Haushaltsmitglieil werden dann diese SchIüsselzahlen auf
maschinelle Datenträger (Diskette) übertragen und dann auf modernsten
elektronischen Rechenanlagen ausgezählt und tabeltiert. Dabei wird
festgestellt, wie oft an einer bestimmten Stelle des Magnetbandes
eine bestinmte Markierung vorkommL, z.B. wie oft an SteIIe l1 die
l,larkierung l auftritt,. d.h. wieviel Männer erfaßt worden sind. Die
Ergebnisse dieser Auszählungen werden dann in den unterschiedlichsten
Kombinationen verschiedener Merkmale in Tabellen, z'B. "Erwerbstätige
nach wirtschaftsabteilungen und Stellung im Beruf" darqestellt (vgI.
"Informationen für die Befragten" ).

1,8 I,lIE IST IHR AUSWAHLBEZIRK ABZUGRENZEN?

Ihr Au s!v ah Ib ezir k wird Ihnen vom StatistischenLandes-
amt durch Bekanntgabe der Straßen und Hausnummern der zu erfassenden
Gebäude.genau spezifiziert vorgegeben. Bezogen auf ein Beispiel würde
die Beschreibung des Auswahlbezirks wie fölgt lauten:

Beispiel:-

-r

i'ohqeöäude

cr rsrhl-
!uir.ß in zer
!t 1s-4

I

- :urzhlbezirlagtnu
Än.rasu'c6
Cebäucis in
dr Yr 197]

flcixu

, a .c:1

.tr uslahlb e:::ii

15

Gn dstEsgerue ffi m
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Der Auswahrbezirk umfaßt'alre Gebäude mit den Hausnummern 12 bis
§nEer 22. Davon waren bei der volks- und Berufszährung am 27. Mai
1970 bereits errichtet die Gebäude mit den Hausnummern 12, r3, 14,
16, 17, 18, 19, 20, 21.

Haßgebend für die Grenzen des Auswahrbezirks sind die zu den einzel-
nen Gebäuden gehörigen Grundstücksgrenzen.

AIs Grundsatz gilt: Es sind aIIe auf den Grundstücken
des Arrseah l Frc zirks zum Zei kt der Befrtnrrn vo rhandu enen Gebäude
Wohnunqen und Haus halte zu erfassen.

rhr Arbeitsgebiet ist ein Häuserblock oder ein zusammenhängender Teil
davon, ein Abschnitt eines straßenzuges, vierleicht nur ein einziges
großes Haus oder auch nur ein Teil eines ganz großen Gebäudes.

Gemäß der Grundregel sind in einem ,'Normalbezirk"
Auswahlbezirke.mit Ausnahme von Ebkünften, in denen am 27. Mai 1970wie rnit Ausnahme von Bezirken mit1970 25 und mehr Haushalte wohnte

50 und mehr Personen lebten so-
Großgebäuden, in denen am 27. Main - alle in Ihrer Auswahlbezirks-

- dies sind alle
i nschaftsunte r-

t Haus rn

beschreibung angegebenen Hausnummern (mit arren in diesen Gebäuden
Sie in Ihrem Auswahlbezirk

f enm t Geme

ngen) mi
nicht a

r+ohnenden Personen) zu erfassen. Finden(v91. N:mmern-Kreis) Gebäude (mit t{ohnudie in Ihrer Auswahlbezirksbeschreibung
prüfen Sie bitte, ob es sich

nd
vor,
rSo

un Gemeinschaftsuntekrünfte handelt, die bereits am 27. Mai 1970bestanden haben und in denen bei der Volkszählung 1970 50 und
mehr Personen lebten.

Trifft dies zu, dann ist (sind) die betr. Hausnummer(n)nicht zu erfassen.
2. um Großgebäude handelt, die bereits am

haben und in denen bei der Volkszählung
halte wohnten.

Trifft dies zu, dann ist (sind) die betr. Hausnummer(n)nicht zu erfassen.
um kleinere Gebäude handelt, die bereit
den und in denen damals weniger als 26
Hierbei handelt es sich üm cebäüEe, dfeweil in den Vz-Unterlagen die ttausnumme
nicht in Ihrer Zählbezirksbeschreibung

Trifft dies zu, dann ist (sind) die
zu erfassen.

4. r.un Gebäude handelt, die erst nach dem 2'1 . lttai- 1970 errichtet
wu rden

Trifft dies zu, dann richtet sich die Erfassung der betr.
Hausnummer(n) nach den untenstehenden RegeIn für die Erfas-
sung der Neubautätigkeit.

2'7. l4ai 1970 bestanden
'I 970 25 und mehr Haus-

3 s am 27. Mai 1970 bestan-
Haushalte gewohnt haben.
nur aus Versehen (oder

r nicht angegeben war)
aufgeführt wurden.
betr. Hausnummer(n)

In Zweifelsfällen wenden Sie sich bitte an das Statistische Landes-
ei]t.

ao
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1,9 VeReessrru Sie nrcHr DIE zusATzLtcneru Neugluteu

Die Erfassung der Ne u ba ut ät i gke i t, d.h. die Erfas-
sung aller nach dem 27. Mai 1970 (Vz'1970) neu errichteten Gebäude mit
Wohnraum, ist im Rahmen Ihrer Interviewerarbeit eine s e h r
wi cht i ge Aufgabe. Bei derErfassungderNeubautätigkeit ist
das Augenmerk nicht aIIein auf bisherige Baulücken zu richten, son-
dern selbstverständlich auch auf alle bereits bebauten Grundstücke
Ihres Auswahlbezirks. Es nuß also bei der Begehung Ihres Auswahlbe-
zirks geprüft werden, ob nicht auf einem bereits bebauten Grundstück
noch zusätzlich ein Neubau errichtetworden
ist. Dabei muß sehr sorgfältig auf die Grundstücksgrenzen, die auch
gleichzeitig Auswahlbezirksgrenzen sind, geachtet werden.

Neubauten am Ende einer. Straße imAnschluß
eines Auswahlbezirks sind von Ihnen an das Landesamt zu melden, eben-
sowieNeubauten auf der gegenübe r Ii egen-
de n St raßenseite desAuswahlbezirks, wenndiese
Straßenseite bei der Volkszählung 1970 noch nicht bebaut war.

R i cht I i n i e n hinsichtlichderErfassungderNeubautätig-
keit werden Ihnen vom Statistischen Landesamt'bei den fnterviewer-
schurungen mitgeteitt werden. Falls sich darüber hinaus sonderfärle
ergeben soIlten, für die Sie keine Richtlinien erhalten haben, bitten
wir Sie, diese Fälle dem Statistis chen Landesamt zur Entscheidunq
mitzuteilen

Versuchen Sie bitte nicht , selbst eine Zwischenlösung zu finden , denn
cler Erfolg. der gesamten Stichprobe hängt von der genauen Einhaltung
der festgelegten Auswahlprinzipien und Richtlinien ab, nach denen
auch alle auftretenden Sonderfäl1e hinsichtlich der Erfassung der
Neubautätigkeit abgestimmt werden müssen.

1,10 HöcHsrenrnssuNGSREGEL

Sind innerhalb des beschriebenen Auswahlbözirks (wie im Beispiel
S. l1 dargestellt) inzwischen neue Gebäude entstanden und bezogen
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worden, so sind diese Gebäude ohne Rücksicht auf Zaht und Größe in
die Befragung mit einzubeziehen. sorrte sich der Auswahlbezirk da-
durch jedoch um mehr a1s 20 (in Gemeinden unter 20 OOO Einwohner)
bzw. 30 (in Gemeinden mit 20 000 und mehr Einwohnern) Haushalte ver-
größert haben, so wollen Sie dies bitte unter genauer Anqabe der
Hausnummern und möglichst unter Beifügung einer Lageskizze dem stati-
stischen Landesamt vor der Befragung mitteilen.

1,11 Wen GEHÖRT zU EINEM HNUSXNIT?

AIs Hau sha 1t wird imallgemeineneineGemeinschaft von
Personen angesehen, die zusammen wohnt und wirtschaftet, für die also
im Haushalt gemeinsam gekocht wird, die ihren Lebensunterhalt gemein-
sam finanziert usw. Zum Haushalt zäh1en auch aus beruflichen oder
sonstigen Gründen am Erhebungstag abwesende personen (2.B. der Wehr:
dienst leistende Sohn, di€ auswärts studierende Tochter), wenn sie in
der Wohnung des Haushaltes wohnberechtigt sind. Diese personen sind
also mit in den Erhebungsbogen aufzunehmen.

Nicht zumHaushalt zähLen be s u ch s we i s e anwesende
sonen. Auch Einzelpersonen können aIs eiqener Haushalt zählen
tenSie bitte deshalb, daß jede für sich a1 Ie i n wi r

Pe r-
Be ach-
t-

s c h a f t e n d e Person, also z.B. ein Untermieter, als elqener
Haushält erfaßt werden muß (vgl. § 2 Absatz 3 MZG)

1,12 I'lelcHeR HAUSHALT I sr zu ERFASSEN?

AIle in Gebäuden bzw. l,lohnungen innerhalb des fhnen vom Statistischen
Landesamt genannten Befr agungsgebietes ( siehe Auswahlbezi rksbeschrei-
bung ) befindlichen Haushalte (neben Wohnungsinhaber/Hauptmieter all_e
eventuell vorhandenen Untermieter) sind zu erfassen. Erkundigen Sie
sich deshalb bei den wohnungsinhabern, ob sie noch Untermieter in
ihrer Wohnung aufgenommen haben und befragen Sie diese ebenfalls.

Für j e d e n Haushalt (auch für Untermieter) ist ein Haushalts-
mantelbogen und mindestens eine Erhebungsliste auszufü1len. Das be-
deutet, daß z.B. in einer Wohnung, in der sich zwei Haushalte befin-
den, auch zwei Haushaltsmantelbogen auszufü11en sind. In diese sind
aIle zum jeweiligen Haushalt gehörenden Personen eirizutragen.
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Die Fragen sind grundsätzlich nur an erwachsene Mitglieder des Haus-
haLts zu sterren (Ausnahme: Ein-personen-Hausharte von Irtinclerjähri-
9en); diese sind auch für minderjährige Haushaltsmitglieder auskunfts-
pflichtig (s. Informationsblatt bzw. s 9 MZG).

rn arren !{ohnungen in den durch die Auswahrbezirksbeschreibung vorge-
gebenen Gebäuden muß die Erfassung erfolgen, gleichgültig ob sie bei
der Erhebung bewohnt $raren oder leer standen.

Da Stichtag der Erhebu ng (23 . Apr iI 1986) und Taq der Befragunq nicht
identisch sind, können folgende FäIle auftret en:

a) Am stichtag 23.Aprir 1986 stand die wohnung leer. Zum zeitpunkt
rhres Besuches als rnterviewer ist ein neuer Haushalt in die l{oh-
nung eingezogen,

RegeI für die Erfassunq
Der Haushart ist zu erfassen und für i.hn ein Haushartsmantelbogen
mit al-ren für rhren Auswahrbezirk vorgesehenen Erhebungspapieren
an zul egen

b) Am stichtag 23. Aprlr 1986 wohnte noch ein Haushart in der vtohnung,
der aber in der Zwischenzeit ausgezogen ist. Am Befragungstag
steht die Vtbhnung leer.

Recel für die E rfassung
Dieser FaII wird als Ieerstehende Wohnung behandelt, und es ist
nur ein Saushaltsmanterbogen sowie der Bogen "wohnsituation des
Haushalts" anzulegen.

c) Am stichtag 23. April l98G wohnte ein Haushart A in der wohnung,
. der aber in der Zwischenzeit ausgezogen ist. Am Befragungstag

wohnt ein anderer HaushaJ.t B in der Wohnung.

1fürd Erfassu
Haushalt B ist zu erfassen.

Beachten sie die vorgenannten Regeln genau. sie weichen von der
Grundsatzregel, nach der stets die Berichtswoche bzw. der stichtag
maßgebend ist, ab. Hingegen sind Neugeborene, die erst nach dem
23. April'l 985 geboren sind, nicht in den Erhebungspapieren aufzuneh-
men (aufzunehmen sind daoegen nach dem 23. April Gestorbene!).
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1,13 },les tut{ SIe sel ELBSTAUS F(JLLUNG?

Treffen Sie auf einen Haushalt, der den Wunsch äußert, die Erhebungs-
unterlagen selbst auszufüIlen, so müssen Sie den Wunsch der anqetrof-
fenen Auskunftspflichtigen beachten. Die für die Selbstausfül1ung
vorgesehenen Erhebungspapiere sind in diesem FalI dem Haushalt auszu-
häncligen oder eine entsprechende Meldung an das Statistische Landes-
amt zu machen, damit von dort eine Zusendung dieser Papiere erfolgt.
Machen Sie bitte auf der Verteilungsliste eine entsprechende Eintra-
gung. In keinem FalI sind den SelbstausfüIlern der Haushaltsmantel-
bogen oder die Verteilungsliste zur AusfüIlung zu überreichen.

Tragen Sie bitte auch bei Selbstausfüllung folgende !39@ in den
Eaushaltsmantelbogen bzw. die verteilungsliste selbst ein:

- Zahl der Haushalte in der Wohnung

- Zahl der Personen im Haushalt
- vor- und Familienname des angetroffenen Auskunftspflichtigen
- Straße, Hausnummer und Lagd der Wohnung im Gebäude.

Die Auskunftspflichtigen, also auch die SelbstausfüI1er, sind nach
§ 8 Abs. 4 zu den entsprechenden Angaben, die Voraussetzung für eine
ordnungsgemäße Durchführung .der Intervielrertätigkeit sind, Ihnen ge-
genüber verpflichtet. weitere Eintragungen in die Erhebungsvordrucke
können Sie auch vornehmen, wenn und soweit die Auskunftspflichtigen
einverstanden sind.

1,14 IlrE ERFASSEN SIE IN G

In den ausgewählten Gemeinschaftsunterkünften sind grundsätzlich alle
dort lebenden Privathaushalte und Einzelpersonen zu erfassen. Bei
sehr großen Einrichtungen werden nur Personen befragt, deren Fami-
liennamen mit bestimmten Buchstaben beginnen, z.B. A-G oder L-R. Das-
selbe gilt analog für die Privathaushalte im Bereich der Gemein-
schaftsunterkunft, wobei der Anfangsbuchstabe des Familiennamens des
Haushalts maßgebend ist. Die ausgewählte Buchstabengruppe wird Ihnen
vom Statistischen Landesamt in diesen FäIIen bekanntgegeben.
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Gäste in Beherbergungsbetrieben und Patienten in Krankenhäusern, die
sich dort nur vorübergehend (d.h. weniger als 3 Monate) aufhalten,
sind n i c h t zu erfasseni Kranke in Heil- und Pflegeanstalten
oder Sanatorien nur insoweit, als sie wegen der Länge ihres Aufent-
hal-tes dort Dolizeilich gemeldet sind oder außerhalb der Einrichtung
keinen weiteren Wohnsitz (Wohnraum) haben

AlIe Einzelpersonen in Gemeinschaftsunterkünften, die nicht für sich
wirtschaften, bilden grundsätzlich einen Haushalt. Wenn Einzelperso-
nen nicht gemeinsam mit den übrigen ihre Angaben machen möchten, kön-
nen diese für sich aui einem gesonderten Bogen antworten.

Privathaushalte im Bereich der Gemeinschaftsunterkunft (2.B. Haushal-
te von Hausmeistern, Ärzten, Pflegern) sind je mit einem eigenen
Haushaltsmantelbogen und eigener Erhebungsliste zu erfassen. Sie er-
halten dadurch eine elgq{re Haushalts-Nr.

Können in Gemeinschaftsunterkünften Personen nicht persönlich befragt
werden (2,B. Kleinkinder), so ist der Leiter der Einrichtung aus-
kunftspflichtig. Wenden Sie sich dann bitte an die Verwaltung der
Einrichtung mit dem Ersuchen, die benötigten Angaben aus den vorhan-
denen Akten oder Karteien zur Verfügung zu stellen. Sie können dabei
auf die gesetzliche Regelung in § 9 Abs. I Nr. 1 Satz 3 MZG verweisen.
Diese "Ersatzauökunftspflicht" der Leiter von Gemeinschaftsunterkünf-
,ten entfä1lt jedoch, soweit die Auskünfte durch eine Vertrauensperson
des Befragten erteilt werden können (vgl. § 9 Absatz 1 MZG).

Auch ausländische Arbeitnehmer in Arbeiterunterkünften sind zu befra-
gen. Sollten Sie Verständigungsschwierigkeiten haben, so versuchen
Sie bitte - mit Zustimmung des Elefragten - sprachkundige Betreuer
einzuschalten.



18 -

2 EnHesuNGS- UND OncnTISATIoNSPAPIERE

2.1 VERTEILUNGSLISTE

Für jeden Auswahtbezirk erhalten sie vom statistischen Landesamt eine
Verteilungsliste.

Zunächst füllen Sie den Kopf der Verteil ungs liste aus (Kreis, Gemein-
de, straßen und Hausnummern des Auswahrbezirks, rhren Namen, rhre
Adresse und Ihre Interviewernummer). Ceben Sie dabei ilie Hausnummern
je straße bitte einzeln an. Dann tragen sie die schlüssernummer für
das Land, den Regierungsbezirk (1970) und den Auswahlbezirk in die
entsprechenden Kästchen ein. Die übrigen Angaben werden rhnen vom sta-
tistischen Landesamt vorgegeben.

In diese Liste tragen Sie bitte eden zu befr n Haushalt ein
unabhängig davon, ob rhr Bemühen um eine Befragung Erfolg hatte oder
nicht. tilach der Straßenkennzeichnung und Hausnummer (Spalten a + b)
ist die Lage der wohnung im Gebäude, in der der Haushart wohnt, fest-
zuhalten (SpaIte c).

rn spalte d tragen sie den Namen des Haushalts ein (wohnungsinhaber
und Untermieter sind zwei Haushalte). Für Gemeinschaftsunterkünfte
nehmen Sie bitte in Spalte d keine Eintragungen vor.

Dabei soll folgende Reihenfolge eingehalten rrerden:
l. Straße , .

cebäude mit der niedrigsten Hausnummer in dieser straße, das noch
in Ihrem Auswahlbezirk liegt (2.B. Hausnummer l2)

1. Wohnung im untersten bewohnten Stockwerk (2.B. Souterrain)
- Hauptmieter dieser Wohnung
- ggf. Untermieter

2. Wohnung im untersten bewohnten Stockwerk
usw.

l. Wohnung im nächsten Stockwerk (2.B. Erdgeschoß, parterre)
2. t{bhnung im nächsten Stockwerk
usw.
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Gebäude mit der nächsthöheren Hausnummer
1. ytohnung im untersten Stockwerk
usw.

Und wenn Ihr Bezirk zwei Straßen umfaßt:

2. Straße,
Gebäude mit der niedrigsten Hausnummer (2.B. Hausnr. 2)
usw.

Für Gemeinschaftsunterkünfte ist nur jeweils eine Zeile auszufüllen
(oirne Privathaushalte im Bereich von Gemeinschaftsunterkünften).

In Spa1te 17/18 i-st die 1fd. Nr. des Haushalts im Auswahlbezirk ein-
zutrageni das bedeutet, daß die einzelnen Zeilen - cla für jeden Haus-
halt eine Zeile benutzt wird - aufsteigend zu numerieren sind. Aus-
nahme: Haushalt nicht auskunftspflichtig, Wohnung gewerblich genutzt,
wohnung leerstehend. Hier bleiben clie Spalten 17/18 leer.

Privathaushalte die im Bereich von Gemeinschaftsunterkünften vorhan-
den sind, müssen wie alle anderen Haushalte im Auswahlbezirk fortlau-
fend numeriert werden (lfd. Nr. des Gebäudes im Auswahlbezirk, Ifd.
Nr. der wohnung im Gebäude, Ifd. Nr. des Haushalts im Auswahlbezirk).

Für Gemeinschaftsunterkünfte ist als 1fd. Nr. des Haushalts im Aus-
wahlbezirk jedoch jeweiIs "00" zu signieren.

Die Zah'I der Personen im Haushalt ( Spalte 19/20) und der Haushalte in
der wohnung (Spalte 21) können Sie von dem angetro.ffenen Agskunfts-
pflichtigen in Erfahrung bringen, auch bei vorliegendem Wunsch nach
Selbstausfü11ung (vgI. hierzu Abschnitt 1.13) .

Spal-te 2 2 "Haushalt seit der letzten Befraqung ..." trifft nur für
Bezirke zu, die bereits im letzten ilahr in die Erhebung einbezogen
waren.
Die Spalte ist dann jedoch nur auszufüllen, wenn

- ein ganzer Haushalt, der bei der letzten Befragung noch nicht
im Auswahlbezirk wohnte, neu hinzugekommen ist (Zuzug)

ode r
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- ein qanzer Haushalt, der in die letzte Befragung einbezogen

war, jetzt nicht mehr vorhanden ist (Fortzug, Tod).

Die Fragestellung umfaßt nicht Veränderungen im Haushalt, die nur
einzelne Personen betreffen.

Das " Baualter r Wohnunq" (Spalte 23) ist aus der Erhebungsliste zt)
übernehmen.

In SpaIte 24 " Auskunft zu Fraqen zu r Gesundheit" (nur in 0,5 t-Be-
zirken, für die der Ergänzungsbogen zum Mikrozensus anzulegen ist).
tragen Sie bitte ein, ob vom Haushalt Angaben zu den Fragen zur Ge-
sundheit gemacht wurden.

In Spalte 25 (nur für 0,1 t-Bezirke mit Fragen zu UrLaubs- und Erho-
lungsreisen) tragen Sie ein, ob vom tlaushalt Anqaben zu Urlaubs- und
ErhoIu relsen gemacht wurden, und wenn ja, ob eine Reise unternom-
men wurde oder nicht.

Haben Sie die Befragung druchgeführt, tragen Sie als Befragunqserfolq
(Spalte e) "1n ein. Treffen Sie auch nach mehrmaligen Versuchen nie-
manden an oder will man Ihnen keine Auskunft geben, vermerken Sie
eine "2" (keine Akuskunft). Nicht auskunftspflichtige Haushalte (Haus-
halte von Angehörigen ausländischer Streitkräfte und Wohnungsinhaber,
dlie die Räume gewärblich nutzen) sind mit "3", leerstehende Vitohnungen
mit "4" zu signieren. Die Zahl der ausqefü11 Erhebunqslisten und
Zusatzbogen ( Spalten f bis i ) f üllen Sie am besten aus, r.renn Sie alle
Befragungen abgeschlossen haben. In Spalte k (Wohnunqsinhaber) kenn-
zeichnen Sie bitte, bei welchen der eingetragenen Haushalte es sich
um den des Wohnungsinhabers (Eigentümer oder Hauptmieter, also kein
Untermieter ) handelt.

In die Rubrik nBemerkungen/Telefonnummer' (Spalte n1r) können Sie
beispielsweise Termine für einen weiteren Besuch oder wichtige Mit-
teilungen an das Statistische Landesamt (2.8. Wunsch nach Selbstaus-
füI1un9 ) eintragen.
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Bei der Telefonnummer berücksichtigen Sie bitte, daß der Auskunfts-
pflichtige.die Angabe der Telefonnummer nur freiwillig zu machen
braucht

Zum Abschluß Ihrer Arbeiten kontrollieren Sie nochmals anhand der
Verteilungsliste, ob Sie alle Haushalte erfaßt haben

2, 2 I.hUSgaLTSMANTELBOGEN

Für jeden im Auswahlbezirk wohnenden Haushalt (auch Privathaushalte
in Gemeinsclaftsunterkünften) und für jede Gemeinschaftsunterkunft
ist ein Haushaltsmantelbogen anzulegen, unabhängig davon, ob der
Haushalt angetroffen wurde oder nicht.

Auch für eine leerstehende wohnung oder wenn eine wohnung von Ange-
hörigen ausländischer Streitkräfte privatrechtlich bewohnt wlrd, ist
ein Haushaltsmantelbogen anzulegen.

I NnmT UND ANScHRIFT

Ob Sie in die entsprechenden Kästchen die Regierungsbezirks- und
Auswählbezirksnummer eintragen =oil"n, wird Ihnen vom Statisti-
schen Landesamt mitgeteilt.

Unter a) tragen Sie den Farniliennamen, Vornamen des Haushalts,
unter b) Straße und Hausnummer seiner Adresse, unter c) die
Postleitzahl und den Namen der Gemeinde ein; für Gemeinschafts-
unterkünfte tragen Sie nur die Anschrift ein.

Bitte beachten Sie, daß auch für Untermieter ein eigener Eaus-
haltsmantelbogen anzulegen ist!

I I Zum HeusHaIT GEHÖRENDE PeNSOXCN

Hier haben Sie in den Zeilen'l bis 10 Platz, um.NamenundVornamen
der Haushaltsmitglieder einzutragen, und zwar in der Reihenfotge,
wie sie in der Erhebungsliste erfaßt wurden.
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Sollte der Haushalt aus rEhr als'10 personen bestehen (dies gilt
sowohl für den Haushalt a1s auch für die Gemeinschaftsunter-
kunft), so muß nindestens ein weiterer üantetbogen angelegt wer-
den. Die ulfd. Nr. der Person im Haushalt" ist entsprechend ab-
zuände rn ,

In die nächste Spa1te (Angaben erhalten = x) machen Sie dann in
die ZeiIe jeder einzelnen Person ein Kreuz, wenn Sie für diese
Person Auskunft erhal,ten haben.

Bitte beachten Sie, daß der angetroffene Auskunftspflichtige
nicht die Namen der übrigen Haushaltsmitglieder offenbaren muß
(vgl. Abschnitt 1.13). Ist das von Ihnen angetroffene Haushalts-
mitglied nicht bereit, Ihnen die Namen der übrigen Haushaltsmit-
glieder zu nennen, so teilen Sie dies bitte dem Statistischen
Iändesamt mit. Geben Sie dabei auch die Anzahl der übrigen Haus-
haltsmitglieder an. Diese Auskunft kann Ihnen das angetroffene
Haushaltsmitglied nach § l0 Abs. 2 Satz 2 MZG nicht verweigern.

III ANGABEN ÜBER DIE BEFRAGUNG

Hier tragen Sie das Datum des Interviews ein und bestätigen die
ordnungsgemäße Durchführung der Befragung mit Ihrer Unterschrift

IV SoHoenneOTIUNG FUP BESTIMMTE HRuSHRITE

Bei Haushalten, die für 1ängere Zeit abwesend bzw. nicht anzutreffen
sind oder die keine Auskunft erteilen, ist nur der TeiI I des Haus-
haltsmantelbogens auszufüIlen. Gleiches gi1t, wenn die Wohnung leer-
steht oder von Angehörigen ausländischer Streitkräfte privatrechttich
bewohnt wird, In diesen Fällen füllen Sie bitte die Anschrift aus und
vermerken beim Familiennamen deutlich "leer" bzw. "Streitkräfte".
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2,3 EnHesuNestrsrE

Für jeden im Auswahlbezirk nohnenden Haushalt und für jede Gemein-
schaftsunterkunft ist mindestens eine Erhebungsliste anzulegen.

rst die zahl der Eaushaltsmitglieder qrößer als fün!, dann verwenilen
sie zur Beantwortung der Fragen eine zweite Erhebungsliste für die
sechste, siebte und weitere person. vergessen sie nicht, die ord-
nüngsangaben auf die zweite Erhebungsliste zu übernehmen und die
"1fd. Nr. der Person im tlaushalt" entsprechend einzutragen (',0G,,,
"07" usw. ).
Analog ist bei Gemeinschaftsunterkünften zu verfahren (s. Abschnitt
r.14).

Die Eintragungen in die Erhebungspapiere nehmen sie bitte mit Kuger-
schreiber vor, nicht aber mit Blei- oder Farbstift. Durch die direkte
Eintragung der Angaben in signierziffern in ctie Erhebungspapiere für
eindöutige klassifizierbare Antrrorten ist es mögrich, die jeweils in
die Rubrik des betreffenden Baushaltsmitgriedes eingetragene schlüs-
selzahl gleich auf den Datenträger, ohne vorherige tbertragung in
eine Signierspalte, zu übernehmen.

Bei allen Fragen,
gungen zu machen,

bei denen die Angabe entfällt, sind keine Eintra-
cl.h. tlie betreffende Spalte muß leer bleiben.

2,tt I.Iettene ERHesuNesplprene

Außer der Erhebungstiste sind in bestimmten Auswahlbezirken Er-
hebungsbogen zu den "Urlaubs- und Erholungsreisen',, zur "Amtlich
anerkannten Behinderteneigenschaft und zu den Fragen zur Gesund-
heit" oder zur'EG-Arbeitskräftestichprobe" zu bearbeiten. ob rhr
Auswahlbezirk dazu gehört, teilt rhnen cas statistische Landesamt
mit. weitere Erläuterungen zu diesen Ergänzungs- bzw. zusatzbogen
enthalten die Teile 4,5 und 5 dieses Handbuchs.
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2,5 EINTRAGUNGSTECHNIK FÜR STRICHMARKIERUNGSBoGEN

fn den Zusatzbogen zu den Urlaubs-
und Erhorungsreisen sind Antworten teils in ziffern, teils im strich-
markierungsverfahren einzutragen. Das für das nraschinelle Icsen von
strichnrarkierungen benutzte "resegerät" erkennt sclrlvarze Markierungen,
die das Licht absorbieren und nicht reflektieren.
gen ist daher ein schwarzer Ble ft (Nr . 2) zu

F'tir die Eintragun-
verwenden. Farbstif-

te oder Kugelschreiber sind unqeeiqnet.

Die zutreffende Antyrort wird durch einen ElsiEtiftE!-rich in entspre-
chenden llarkierungsfeld (zwischen den Klanunern) gekennzeichnet, und
zwar so, daß das lrlarkierungsfeld weitgehend ausgefüllt ist. Wurde
irrtümlich eine falsche Eintragung vorgenommen, so ist die fehlerhaf-
te Markierung ä1ti auszuradie ren

Der rechte, schwarze qestrichelte Rand des *agebogens darf nicht
dient der Führung detbeschrieben und nicht beschädigt werden. Er

Bogens durch das Iesegerät.

Ein verschmutzter Bogen darf nicht verwendet werden. ein Üue r sch re i-
ben der Markierungsfelder muß in jedem FaII vermieden werden.

Am Ende der Strichmarkierungsbogen befindet sich unter der tlber-
schrift 'nur vom statistischen Landesamt auszufülrenn eine siqnier-
reiste. sie ist für die übertragung der vom rntervierier eingetragenen
ziffern in maschinell lesbare Normziffern vorgesehen. soweit das sta-
tistische Landesamt keine besondere Anweisung gegeben hat, sind daher
hier vom Interviewer keine Eintragunqe n zu machen

2,6 VoLLzAHLIGKEIT DES l,lnrenIRIs

n*ach Abschluß Ihrer Interviewertätiqkeit im Auswahlbezirk müs
qenCe Erhebungspapiere vorhanden sein:

sen foI-
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a) Verteilungsliste

b) Entsprechend der Zahl der Haushalte - ob angetroffen oder nicht -
ggf. einschließlich Haushalte aIs SelbstausfülIer, Ieerstehender
oder von Angehörigen ausländischer Streitkräfte privatrechtlich
bewohnter Wohnungen, die Zahl der Mikroze nsus-H aushaltsmantel-
bogen. Auch für jede Gemeinschaftsunterkunft muß mindestens ein
Haushaltsmantelbogen vorl iegen.

c) Für jeden Haushalt - außer bei leerstehenden oder von Angehörigen
ausländischer Streitkräfte privatrechttich bewohnter Wohnungen,
bei gewerblichen bzw. unbewohnbaren Wohnungen - bzw. für jede Ge-
meinschaftsunterkunft mindestens eine E rhebungs 1iste, soweit er
nicht Selbstausfü11er ist. Für jeden SelbstausfüL1er-Ilaushalt
ein Vermerk, daß der Haushalt schriftlich antrrrortet.

d) Für Haushalte in den bestimmten Auswahlbezirken die Ergänzungs-
boge n zu den Urlaubs- und Erholunqs rei sen_ zur Amtlich aner-
kannten Behinderteneigensch aft und zu den Fragen zur Gesundheit
oder zu der EG-Arbeitskräftestichprobe.
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ERLAUTERUNGEN zU DEN FnNEeru DER ERHEBUNGSLIST

Frage-Nr.

Baualter der
Wohnung

Familienname,
Vorname

Lfd. Nr. der
Pe rson

2./11 Verände-
rung d.es

Haushalts

Er Iäuterung

Diese Frage ist nur zu beantworten, hrenn eine
Wohnung erstmals in die Erhebung einbezogen ist.
Hier ist anzugreben, ob die Wohnung vor 1972 oder
erst später gebaut wurde. Bei nachträglichen
Um-, An- und Erureiterungsbauten ist ilas Jahr die-
ser Veränderung maßgebend. In diesem FaIl kann
das Baualter der einzelnen Wohnungen innerhalb
eines Gebäudes voneinander abweichen.

A. Angaben zur Person

Tragen Sie die Namen und Vornamen aller an Erhe-
bungsstichtag (23. p.pril 1986) zum Haushalt gehö-
renden Personen ein. Beachten Sie, daß auch Haus-
haltsmitglieder, die aus beruflichen oder anderen
Gründen am Erhebungsstichtag vorübergehend abwe-
send sind, erfaßt werden müssen; zumindest müssen
Sie die Anzahl dieser vorübergehend abwesenden
Personen, für die sie ggf. keine Angaben erhalten,
beim angetroffenen Haushaltsrnitglied erfragen und
auf der Verteilungsliste festhalten bzw. dem Sta-
tistischen Landesamt mitteilen. Die Eintragungen
machen Sie bitte in folgender Reihenfolge:
Ehegatten, Kinder in der Reihenfolge ihres Alters,
andere Verwandte, familienf remde Personen.

Geht die Zahl der Haushaltsmitglieder über fünf
hinaus, so vendenden Sie eine zweite Erhebungs-
1iste, die Sie deutlich mit n2" kennzeichnen, und
übernehmen Sie die "Ordnungsangaben" des ersten
Bogens. Ändern Sie dann die "laufende Nr. der Per-
sonn in der zweiten Erhebungsliste.

Diese Frage ist nur in den Auswahlbezirken zu
beantworten, die bereits im Vorjahr in die Erhe-
bung einbezogen waren.
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Fra_qe-tür.

6^ Fami I i en-
zusamnenhang

Er 1äuterung

Für jedes seit der letzten Erhebung bis zum r.,

Stichtag einschl. zugegangene Haushaltsmitglied
oder nicht mehr zum Haushalt gehörende ehemalige
Haushaltsmitglied ist entsprechend dem Grund der
Veränderung hier eine Eintragung vorzunehmen.
Die Eintragung erfolgt.jedoch nur bei der be-
troffenen Person. Für neu hinzugekommene perso-
nen. sind auch die übrigen Fragen der Erhebung
zu beantworten, für nicht mehr zum Haushalt ge-
hörende Personen bleiben die folgenden Fragen
unbeantvrortet.
fst ein gesamter Haushalt seit der letzten Be-
fragung neu zugezogen, ist die Signatur "2"
(Zuzug) für aIle Personen des Haushalts anzu-
geben und a1le übrigen Fragen zu beanth'orten.
Für einen Haushalt, der nach der letzten Befra-
gung aufgelöst wurde, ist der entsprechende
Grund (Fortzug, Tod) ebenfalls für alle Haus-
haltsmitglieder anzugeben. Die folgenden Fra-
gen sind für solche Haushalte nicht zu beant-
vJorten.

Verheiratete Personen gelten auch dann als verhei-
ratet (2), wenn sie getrennt leben. Personen,
deren Ehegatte für tot erklärt worden ist, gelten
a1s verwitwet (3).

Für die 1. Person im Fragebogen entfäIlt die An-
gabe zu dieser Frage (die Ziffer "1n ist bereits
eingedruckt).
nlle anderen personen geben an, ob und wie sie
mit der ersten person oder ceren Ehegatte ver_
wandt cder verschwägert sin<j.

Eeachten Sie bitte, daß auch Stief-, Aooptiv_
uno Pflegekinder aIs Rinoer ("3,') gelten.

Für in Gemeinschaftsunterküntten Iebenrle personen,
die keirren eigenen Haushalt tühren, bl.eibt diese
S;,aIte Ieer.

2/t Fami 1 i en-
stand
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Frage-Nr. Er I äuterung

2/ 18,. 19
aa sang ehör ig-

keit

Wenn neben der deutschen noch eine weitere Staats-
angehöriqkeit vorliegt, so tragen Sie bitte "01"
(Deutsch) ein.

20, 21

ere Vriohnung

Itat jemand mehrere frenr<ie Staatsangehörigkeiten,
Iassen Sie den Befragten entscheiöen, welche davon
eingetragen werden soII.
Inhaber eines Nansenpasses sind Staatenlose (

Unter hiesiger wohnung ist diejenige hohnung zu

verstehen, für die diese Erhebungsliste ausgefüIIt
wird.

Iiat ein tlaushaltsrnitgtied - neben der vorwiegend
benutzten Wohnung der Familie - noch am Arbeits-,
Studien- o<ier SchuIorL z.B. ein möbliertes Zimmer
(auch Unterkunft bei Verhrandten oder Bekannten),
so ist "1" einzutragen, unabhängig davon, ob die
tsefragung dort oder am Familienh'ohnsitz durchge-
führt wird. Eine weitere lriohnung kann auch sein:
Wochenendhaus, zweitwohnung, tlaracke, Arbeiter-
wohnheim, Internat, Anstalt nit langfristiger Un-
terbringung un<i behördlicher Meldung.
b'ür hehrdienstleistende zählt die Kaserne nicht
aIs weitere hohnung.

heitere wohnungen im Ausland sind nicht zu erfas-
sen.

Hauptwohnung ist clie vorwiegänd benutzte wohnung
des Einwohners.

Für Verheiratete, -auch wenn sie aus wirtschaft-
Iichen oder beruflichen Gründen nicht ständig zu-
sammenleben (2.8. !'lochenend- oder Monatspendlerr
Ä.rbeitnehmer auf Montage), ist nach dem neuen MeI-
derecht die t'Johnung der Familie oie vorwiegend be-
nutzte v,iohnung , also die Hauptwohnung.

2/21
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Frage-Nr.

Schulbe such

Er I äuterung

Für aIIe übrigen Personen (Ledige, Verwitwete, Ge-'
schiedene sowie Verheiratete, oie dauernd getrennt
Ieben) bzw. in ZweifelsfäIIen ist nach dem neuen
Ilelderecht oie vorwiegend benutzte Wohnung (Haupt-
wohnung) diejenige, wo der Schwerpunkt der Lebens-
beziehungen des Einwohners 1iegt, d.h. in der Regel
die Wohnung, die mehr aIs die Hälfte des Jahres
bewohnt wird.

C. Schulbesuch

Unter SchIüsse1 "1" (Grund-/Haupt-/Volksschule)
sind auch Kinder und SchüIer nachzuweisen, die
SchuI- untl Sonderschulkindergärten. Vor- unci Son-
dervorklassen, Eingangsstufen der Grundschule und
schulartunabhängige Orientierungsstufen sowie
Hauptschulzüge an Gesamtschulen und (Volks-)Son-
derschulen besuchen.

Kinder in Schulkindergärten und Eingangsstufen der
Grundschulen sind unter 'r1" nachzuweisen.

Unter Schlüssel "2" (ReaIschule/Berufsaufbau-
schule) sind Schü1er in Schulen mit dem Bildungs-
ziel "Mittlerer Abschl-uß" (Realschulabschluß,
Eachoberschulreife, FachschuJ.reife u.a. ) zuzuord-
nen. Zu diesen Schulen zäh1en Abendrealschulen,
Realschulzweige oer Gesamt- und Sonoerschulen so-
wie Berufsaufbauschulen in VoLI- und Teilzeitform.

Unter SchIüsseI rr3" (Gymnasium,/Fachoberschule)
sind hier aIIe Schü1er in Einrichtungen n:it dem

Bildungsziel "Fachhochschulreife, Hochschulreife"
zu signieren. Zu diesen Einrichtungen gehören auch
die Fachgymnasien, beruflichen Gymnasien, Abend-
gynnasien, KolIegs, Technischen Oberschulen
(Baden-Württenberg), BerufsobersöhuIen (Bayern)
sowie die Gymnasialzüge an Gesant- und Sonder-
schulen.
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Frage-Nr. Er läuterung

Integrierte Gesamtschulen (SchlüsseI "4") sind
Einrichtungen mit stufenmäßigem Aufbau (Primar-
stufe, Sekundarstufe I und II). In der Sekundar-
stufe t werden alle SchüIer - ohne zuordnung zu
einer bestinmten Schulart - geneinsam unterrich-
tet. Dazu zäh1en auch die Freien Waldorfschulen.

Berufsfachschulen/Berufsgrundbildungs- und Berufs-
vorbereitungsjahr (SchIüssel "5n) sind Einrichtun-
gen mit Vollzeitunterricht, die im Rahrnen der alI-
gemeinen zwöIfjährigen Schulpflicht besucht werden
und die vorrangig der Berufsvorbereitung, der Be-
rufsgrundbildung sowie. der Berufsausbildung die-
nen. Dazu zähIen auch Einrichtungen des Berufs-
grundbildungs- und Berufsvorbereitungsjahres an
Berufsschulen, Handelsschulen, Kollegschulen
(Nordrhein-!iestfalen), Berufskollegs, Pflegevor-
schulen an Xrankenanstalteni Krankenpflegeschulen
hingegen sind unter SchlüsseI "6" nachzuweisen.
SchüIer im Berufsgrundbildungsjahr der koopera-
tiven Eorm sind unter "9" (Berufsschule) zo er.-
fassen.

Bei den Fachschulen (Schl.üsse1 "5") handelt es sich
um Einrichtungen mit VoII- und Teilzeitunterricht,
die der beruflichen Fortbildung dienen. Sie werden
nach einer bereits abgeschlossenen Berufsausbil-
dung und praktsischen Berufserfahrung, tei).weise
auch nach langjähriger praktiScher Arbeitserfah-
rung ocler mit dem Nachweis einer fachspezifischen
Begabung besucht. Hierzu zählen z.B. Techniker-
schulen, Meisterschulen, Fachakademien, Berufsaka-
demien, Bergingenieurschulen (die nicht Fachhoch-
schulen sind), Ausbildungsstätten für nichtärzt-
Iiche lieilberufe wie Krankenschwestern, Hebammen,
Baderneister u.ä. tserufe.
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Frage-Nr ErI äuterung

Die Fachhochschulen S I ',7" e inschl
Verwaltungsfachhochschulen - sind größtenteils aus
früheren Ingenieur-, Verwaltungs- oder Höheren
Fachschulen hervorgegangen. Das Fachhochschul-
studiun setzt in der Regel die Fachhochschulreife
voraus. Die Aüsbildung erfolgt in der Regel aIs
Präsenzstudium in VoIIzeitform, in vielen Studien-
gängen unter Einschluß berufspraktischer Ausbil-
dungsabschnittei es gibt aber auch t'ormen des be-
rufsbegleitenden Teilzeit- oder Fernstudiums. Das
Fachhochschulstudium führt zu einer Diplomprüfung
( früher Graduierung ) .

Besucht der Betreffende einen Studienzweig des
Eachhochschulbereichs einer Gesamthochschule, so
ist hier Schlüsse1 "7" einzutragen.

Ilochschulen (SchIÜsseI "8") bereiten auf Tät i9-
keiten vor, die die Anwendung wissenschaftlicher
Erkenntnisse und Methoden oder clie Fähigkeit zu
künstLerischer Gestal-tung erfordern. Zu den wis-
senschaftlichen Hochschulen gehören die Universi-
täten (einsch1. der glej.chrangigen Einrichtungen,
wie medizinische, Sport- und technische Hochschu-
Ien), pädagogische und theologische Hochschulen.
Kunsthochschulen sind die Hochschulen für Bildende
Künste, Gestaltung, I'tusik, Film und t'ernsehen. Das

Hochschulstudium setzt in der RegeI die allgemeine
oder fachgebundene Hochschulreife voraus. Die Aus-
bildung erfolgt in der RegeI aIs Präsenzstudium in
Vollzeitforn, in vielen Studiengängen unter Ein-
schluß berufspraktischer Ausbildungsabschnittei es
gibt auch Formen des berufsbegleitenden Teilzeit-
oder Eernstudiuns. Den Studienabschluß bilden
Hochschulprüfungen (Diplom, Magister. Promotion
usw.) oder Staats- bzw. kirchliche Prüfungen.
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f'rage-Nr.

Erwerbs-/
Berufs-
tät igkeit

Er1äuterung

Besucht der Betreffende einen Studienzweig des
Hochschulbereichs eirier Gesamthochschule, so ist
hier Schlüs,se1 "8" einzutragen

Berufsschulen (SchI üssel n9") sind Einrichtungen
mit Teilzeit- oder Blockunterricht, die im Rahmen

der dreijährigen Teilzeit- bzw. Berufsschulpflicht
besucht werden mit dem Ziet, die Allgemeinbildung
der Schüler zu vertiefen und die .für den Beruf er-
forderliche fachtheoretische Grundausbildung zu
vernitteln. Sie werden in der Regel von Jugend-
Iichen nach ErfülIung der Vollzeitschulpflicht bis
zum vollendeten 18. Lebensjahr oder bis zum Ab-
schluß der praktischen Berufsausbildung.besucht.
Schü1er des Berufsgrundbildungsjahres in vollzeit-
schulischer t'orm sowie des Berufsgrundbildungsjah-
res werden bei Berufsfachschulen (SchIüsseI "5")
nachgewiesen.

D. Erwerbsbete iliqunq, Arbeitsuche

Erwerbs- bzw. berufstätig sind alIe Personen, die
in der Berich tswoche (21- - 27. April 1986)

- in einem Arbeits-/DienstverhäItnis stehen.(auch
Soldaten )

- §elbständig ein Gev'rerbe, einen freien Beruf,
eine Landwirtschaft oder ähnlichen Betrieb be-
treiben oder im Familienbetrieb nritarbeiten

- in einem AusbildungsverhäItnis s.tehen
- geringfügige oder gelegentliche Tätigkeiten aus-

üben.

Hierzu zäh1en auch Personen, die
- normalerweise erwerbstätig sind, aber i.n <ler Be-

richtswoche z.B. krank,oder im UrIaub waren
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Fr ag e-Nr

2/24 Landwirt-
schaftliche
Mithilfe

Ehrenamt I i che

Er1 äute rung

- ihre Tätigkeit nur für eine geringe Stundenzahl
ausüben (evtI. nur eine Stunde pro Woche)

- als mithelfende Farnilienangehörige ohne förm-
liches Arbeitsverhältnis im Betrieb eines Haus-
halts- bzw. Familienmitgliedes mitarbeiten

- sich als Rentner noch etwas hinzuverdienen
- sich als Arbeitslose neben Arbeitslosengeld/

-hi1fe noch etvras hinzuverdienen.

Tätigkeiten, z.B. aIs Schöffe, Vor-
nicht zu erfassenmund oder Stadtverordneter, sind

Regelnäßige Tätigkeit: Die Tätigkeit wird in re-
gelnäßigen Zeitabständen ausgeübt (2.8. täg1ich,
einmal wöchentlich , zwei- Tage im Monat).

Gelegentliche Tätiqkeit: Der Erwerbstätige v,rird
nur nach Bedarf eingesetzt, oder er sucht sich nur
eine Arbeit von kurzer Dauer (2.B. Ferienjob).
Eine gelegent.liche Tätigkeit soII nur dann angege-
ben werden, wenn sie in der Berichtswoche auch
tatsächlich ausgeübt wurde. Einmalige Tätigkeit
nur in der Berichtswoche gilt aIs gelegentlich.

Aufgrund der bisher gemachten Erfahrungen weisen
wir noch einmal ausdrücklich darauf hin, daß für
aIIe Haushaltsmitglieder, die hier angeben, er-
werbstätig zu sein, auch die Fragen im Teil "Er-
werbstätiqkeit, Arbeitsuche" zu beantr+orten sind.

Bitte nehmen Sie hier jede in der Berichtswoche
geleistete Arbeit in einem vom Haushalt bewirt-
schafteten Landwirtschaftlichen Betrieb auf, auch
wenn es sich nur um gelegentliche Iandwirtschaft-
liche Hilfe gehandelt hat.
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Frage-Nr. Er 1äuterung

2/ 2s Arbeitsuche
als Ni cht-
erwerbs-
tät ig er

Landwirtschaftliche Arbeiten sind z.B, Feldarbeit,
Arbeiten bei der Tierhaltung, aber auch Büro-
arbeiten !

Hauswirtschaft,liche Arbeiten sind a1le Verrichtun-
gen im Haushalt für die Beköstigung und sonstige
versorgung der Familie des Betriebsinhabers. Sie
sind hier nicht anzugeben.

Diese Frage ist nui zu beantworten, r.renn die Fra-
gen 2/23 vnd 2/24 mi.t "Näin" beantvrortet wurden.
Bitte stellen Sie die Frage an aIIe Nichterwerbs-
tätigen im Alter von 15 Jahren und mehr,
auch an SchüIer und Rentner.

2/26 Arbe i tsuche
als Erwerbs-
tät iger

Eine Tätigkeit ist freiwillig unterbrochen z.B.
von Hausfrauen, die früher einmal erwerbstätig
waren und jetzt wieder eine Berufstätigkeit
suchenr.oder von Handweikern, die eine Meister-
schule abgeschlossen haben und jetzt eine neue Ar-
beitsstelle suchen.

Wenn die Fragen 2/23 oöer 2/24 nit "Ja" beantvror-
tet-wurden, stellen Sie bitte diese Frage zu einer
evtI. Arbeitsuche.

) /)1 Arbe i tslos A1s arbeitslos gelten nur solche Personen, die
norrnalerweise enrerbstätig sind und z.z. nur vor-
übergehend .- da sie noch keinen neuen ArbeitsPlatz
gefunden haben - aus dem Erwerbsleben ausgeschie-
den sind, sowie Schulentlassene, die sich um eine
Lehr-,/Arbeitsstelle bemühen. Die Bezeichnung "ar-
beitslos" gilt auch, wenn man nicht beim Arbeits-
amt gemeldet ist oder ri,enn man zwar gemeldet ist,
aber kein Arbeitslosengeld,/-hilfe bezieht (Siq-
nierziffer "2" ).
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Frage-Nr.

2/28 Art der
Arbe itsuche

2/28 - 2/31

Er Iäute rung

Personen, die normalerweise keinem Erwerb nach-
gehen, z.B. Ehefrauen ohne eigenen Beruf, getten
nicht aIs arbeitslos.

In bestimmtem Rahmen ist es erlaubt, daß Arbeits-
losö, auch wenn sie Arbeitslosengeld bzw. -hilfe
erhalten, sich noch etwas dazu verdienen. tlachen
Sie dann für diese Erwerbstätigkeit auch Angaben
im Teil "Err.rerbstätigkeit/Arbeitsuchende".

Hat sich ein Haushaltsmitglied aIs arbeitslos be-
zeichnet (rrlrr oder "2"), so sind auch die Fragen
über die Arbeitsuche zu beantworten.

Die Fragen 2/28 OLs 2/31 sind für alle Arbeit-
suchenden und Arbeitslosen zu beantv,rorten, <i.h.
wenn die Frage 2/25, 2/26 oder 2/27 nit
antwortet wurde.

Kommen mehrere Arten der Arbeitsuche in Betracht,
so geben Sie bitte die Art mit der niedrigsten
signi§l4llle! an.

Von Personen, die Arbeitslosengeld/-hiIfe erhal-
ten, ist in jedem Fa11e Arbeitsamt ("'l") einzu-
tragen.

Private Vermittlung tr agen Sie bitte dann ein,
ähnl iche Ein-wenn über eine Personalberatung oder

richtungen Arbeit gesucht wird.

L:,ie Arbeitsuche bei Ereunden, Bekannten oder Ver-
.^randten gilt dagegen als persönliche Verbindung
t"o'1.
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Frage-Nr. Er1äuterung

Art der
ge suchte n
rärigkeir

2/ 30 Verfügbar-
keit

A1s direkte Bewerbnng ("5") gilt die unmittelbar
vom Arbeitsuchenden ausgehende schriftliche, tele-
fonische oder persönliche Bewerbung, die nicht auf
ein rnserat, die Vermittlung durch das Arbeitsamt
oder durch Bekannte u.ä. erfolgt.

Suche noch nicht aufgenommen ist nur dann anzu-
geben, wenn eine Person tatsächlich eine Arbeit
aufnehmen bzw. den Arbeitsplatz wechsefn nöchte,
aber zur Suche'noch keine Gelegenheit bzw. Zeit
hatte.

Bitte beachten Sie, daß eine Person, die eine
I-rbeitnehmertätlgkeit sucht (Tä.tigkeit aIs Arbei-
ter, A.ngestellter, Aus.zubildender oder auch a1s
Beamter) auch angibt, ob sie eine Voll-zeit- oder
Teilzeittätigkeit sucht.

Diese I'rage 1st von a1len Personen zu beantworten,
die die Arbeitsuche bereits aktiv aufgenommen
haben.

2/ 31 Dauer der
arbei ts uche

Beachten Sie, daß die Verfügbarkeit für die Be-
richtswoche ("sofort") oder die zwei nachfolgenden
Wochen erfragt wird.

Wurde die Arbeitsuche (von Arbeitslosen) durch
eine zwischenzeitliche Tätigkeit oder auch längere
Krankheit untErbrochen, so ist nur die nach diesen
Ereignissen folgende Zeit aLs Dauer der Arbeit-
suche anzugeben. Achten Sie darauf, daß nur die
Dauer der Suche, die vor dem Berichtsstichtag
(23. April) liegrt, anqeqeben wird.

Für Personen, die die Arbeitsuche noch nicht auf-
genommen haben, bleibt diese Frage unbeantr^Iortet.
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Er ag e-Nr

Frühere Er-
we rbstät ig-
keit

'3/ 12 Beend igung
der letzten
Tär igkeit

Grund für
Beendig ung

Er I äuter ung

Diese Frage ist zu beantworten, wenn eine Per-
son z.Z. nicht erwerbstätig ist (Frage 2/23 und
2/24t "Nein"), gleichgüIti9, ob sie eine Erwerbs-
tätigkeit sucht oder nicht.

Wenn eine nichterwerbstätige Person bereits früher
einmal erwerbstätig war, geben Sie hier bitte an,
wann diese Tätigkeit aufgegeben wurde, auch wenn
dieser Zeitpunkt schon viele Jahre zurückliegt.

Treffen mehrere Gründe für die Beendigung der
Ietzten Tätigkeit zu, lassen Sie sich bitte den
wichtigsten angeben.

Kr anken-
kasse,/-ver-
si cherung

E. Krankenversicherung

währenal die bei Post bzw. Bahn beschäftigten An-
gestellten und Arbeiter in cler jeweiligen Be-
triebskrankenkasse krankenversichert sind (Zif-
fer "1"), sind die Beamtenkrankenkassen von Post
und Bahn nicht den Betriebskrankenkassen zuzuord-
nen. Sie erhalten vielmehr wie die privaten Kran-
kenversicherungen die Ziffer "7".
In der Landwirtschaftlichen Krankenkasse ("6u)
sind aIle Unternehmer der Land- und Forstwirt-
schaft, die Mithelfenden Familienangehörigen nach
Vollendung des i8. Lebensjahres, Altenteiler u.ä.
versi chert .

Ilie Signatur nur dann einzutragen, wenn
eine Person Anspruch auf Krankenversorgung ohne
eln direktes Versicherungsverhältnis mit einer
Krankenversicherung hat. Dieses wird zwischen dem

zuständrgen Amt und der Versicherung pauschal be-
gründet (2.B. für Sozialhilfeempfänger, Kriegs-
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Fr age-Nr

Versiche-
r ungs ve r-
häItnis
in der KV

Er I äu ter ung

schadenrentner, Empfänger von Unterhaltshilfe aus
dem Lastenausgleich und deren abhängige Ange-
hörige).

Die freie Heilfürsorge der Polizei kann von ver-
schiedenen Gruppen in Anspruch genommen werden,
z.B. von Bereitschaftspolizisten in Ausbildung,
aber auch von Stammbeamten in den Besoldungsstufen
A 5 bis A 9. Darüber hinaus gibt es in den Bundes-
1ändern unterschiedliche Regelungen.

Freie Heilfür e der Bundeswehr ("9")
AIIe Soldaten (Wehrpflichtige, Zeit-/Berufssolda-
ten, I{ehrübende) unterliegen der "Freien HeiIfür-
sorge der Bundeswehr". Die Freie Heilfürsorge
kennt jedoch keine trlitversicherung der abhängigen
Familienangehörigen.
Angehörige von Zeit-/Berufssoldaten müs.sen sich
daher selbst versichern.
Angehörige von Wehrpflichtigen sind weiterhin
(wenn sie nicht selbst versichert sind) als Fami-
lienmitglied mitversichert, und zwar in der Kran-
kenkasse, in der der Wehrpflichtige vor seiner Ein-
berufung versichert war.
angehörige von Wehrübenden sind wie Angehörige von
lirehrpflichtigen zu behandeln. (Die Krankenver-.
sicherung der Wehrübenden Iäuft für die Zeit der
!r7ehrübung weiter).

Abgesehen von "geringfügig Beschäfti9ten" (siehe
3/ 111 sind grundsätzlich aIIe Arbeiter pflichtver-
sichert ("1u). Angestellte sind nur dann pflicht-
versichert, h,enn ihr monatliches Bruttoeinkommen
4 2C0 DM 1. jährliches Einkommen 50 400 DM - (seit
1. Januar 1986) nicht übersteigt. Liegt ihr monat-
liches Einkommen darüber, so sind sie freiwillig
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versichert, können (in seltenen FäIlen) aber auch
in einer privaten Krankenversicherung versichert
se in.

Arbeitslose, die Arbeitstosengeld/-hiIfe beziehen,
sind pflichtversichert in einer gesetzlichen Kran-
kenversi cherung.

Wenn eine Familie Anspruch auf Sozialhilfe hat,
beachten Sie bitte, daß auch minderjährige Fami-
Iienangehörige einen eigenen Anspruch haben, so
daß auch für diese die Signierziffer n4" einzu-
tragen ist.

Die Eintragung "4" oder "5'setzt unbedingt "9"
(Sonstiger Ansr;ruch auf Krankenversorgung) in der
Vorfrage voraus.
Wenn eine Person Anspruch auf freie Heilfürsorge
der Polizei usw. hat, können die Fanilienangehöri-
gen nicht bei dieser Person mitversichert sein.
Vielmehr ist die Ehefrau selbst pflichtversichert
aufgrund einer eigenen Tätigkeit oder freiwillig
versichert. Die Kinder dieser Ehefrau können bei
ihrer Mutter mitversichert sein.

zusätzliche
pr ivate
Kranken-
versi cherung

Richten Sie diese Frage bitte an
nitglieder, die angegeben haben,
versichert sind.

aIIe Haushalts-
daß sie kranken-

lienn Haushaltsmitglieder zusätzliche Teilversiche-
rungen abgeschlossen haben, die z.B. Anspruch auf
Tagegeld bei Krankenhausaufenthalt beinhalten,
vermerken Sie bitte "Ja" (1).

Auch als Mitglied einer privaten Krankenversiche-
rung kann man eine zusätzliche private Krankenver-
sicherung abschl ießen.
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3/ 17 Pf I ichtver-
sichert am

St i chtag
in der GRV

ErIäuterung'

F. Rentenversicherung

Pflicht si chert in der gesetzlichen Rentenver-
sicherung (GRV) sind hauptsächlich Arbeiter und
Angestellte (ohne Ausnahme), bestirunte Selbständi-
ge (2.B. Hausgewerbetreibende) sowie !üehr- und
?.$vildien stle istende .

Arbeitslose gelten seit 1. Januar 1983 nicht mehr

in der Berichtswoche als pflichtversichert in der
cRv (die Zeit wird a1s Ausfallzeit gewertet).

Wehrpflichtiqe, Soldaten auf Vteh rübunq ( für mind.
3 Tage Dauer) und Zivildienstleistende sind in dem

Zweig rentenversicherungspflichtig, dem sie vor
ihrer Einberufung angehörten. lier vorher nicht der
gesetzlichen Rentenversicherung angehörte - auch
nicht als freiwiltiges Mitgliect - wird während
seiner Dienstzeit in der Angestelltenrentenver-
sicherung (BfA) pflichtversichert.
Folgende Personengruppen gehö ren nicht zum Kreis
der Pf Iichtversicherten :

- Beamte und verg leichbare Angestellte nit Ie-
benslänglicher Versorgung nach beamtenrecht-
Iichen Grundsätzen (sog. Do-AngesteIlte). Diesen
seltenen Angestelltentypus findet man bei So-
zialversicherungsträgern (Landesversicherungsan-
stalten, Ortskränkenkassen, Ersatzkassen u.ä. ).
Jedoch sind nicht alle dort beschäftigten Ange-
stellten auch DO-Angestellte! Der sog. "Bank-
beamte" ist in der Regel rentenversicherungs-
pf 1 ichtiger Angestellter.

- Selbständige (Ausnahmen siehe oben) und Mithel-
fende Familienangehöriqe ohne Arb tsverErag.
Wer als !{ithelfender Familienangehöriger einen
Arbeitsvertrag hat, ist sowohl in der Kranken-
versicherung a1s auch in der Rentenversicherung
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pflichtversichert - es sei denn, er fiele unter
die genannten Ausnahmen. Mithelfende Familienan-
gehörige mit Arbeitsvertrag sind auch in Ab-
schnitt'rErwerbstätigkeit, Arbeitsuchende', aIs
Angestellte oder Arbeiter einzutragen und nicht
als Mithelfende Familienangehörige.

- Anqestellte können von der Versicherungspflicht
befreit sein, wenn sie einen güItigen Eefrei-
ungsbescheid der Bundesversicherungsanstalt für
Angestellte (BfA) besitzen. Es handelt sich
hierbei um einen sehr kleinen Kreis, der bis zum
31.12.1957 nicht der Versicherungspflicht unter-
Iag und der sich unter bestimmten Bedingungen
auch über diesen Zeitpunkt hinaus befreien las-
sen konnte. Nach dem Rentenreforrngesetz haben
diese Angestellten ab 1.1.1973 aber wieder die
MögIichkeit, in die Angestelltenrentenversiche-
rung einzutreten.

- Geringfügig beschäftigte Arbeitnehmer sind auch
von der Rentenversicherungspflicht befreit. Eine
Ervrerbstätigkeit wird versicherungsrechttich
dann als eine geringfü9i9e Beschäftigung bzw.
geringfügige selbständige Tätigkeit bezeichnet,
wenn sie nur "kurzfristig" ausgeübt oder nur
"geringfügig entlohnt" wird. Eine Tätigkeit gilt
im Jahr 'l 985 aIs:
- kurzfristig , wenn sie im Laufe eines Jahres

ihr-er Eigenschaft nach oder im voraus vertrag-
lich auf eine Dauer von höchstens zwei Monaten
oder 50 Arbeitstage begrenzt ist.
geringfüqig entlohnt, wenn sie zwar laufend
oder in regelmäßiger Wiederkehr ausgeübt wird,
die vereinbarte I'ilochenarbeitszeit aber unter
15 Stunden liegt uncl das Arbeitsentgelt re-
gelnäßig in Monat 390,- DM nicht übersteigt.
am Erhebungsstichtag arbeitsunfähig krank ist
zu oieser Zeit keinen Lohn oder kein Gehalt

Wer
und
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/1e Pf 1 i chtver-
sichert in
den Ietzten
l2 Monaten
in der GRV

/ 1e Freiwillig
versichert
in der GRV

Beiträge
seit
1.1.1924
in där GfiV

Er I äuterung

mehr bezieht, ist nicht unter dieser Fr age, sondern
ggf. unter den Folgefragen zu zäh1en. Das gleiche
gilt für werdende Mütter und Wöchnerinnen an Erhe-
bungsstichtag, die aufgrund des Mutterschutzgeset-
zes nicht mehr beschäftiqt werden und zu dieser
Zeit keinen. Lohn oder kein Gehalt beziehen.
Auch Rentner können, wenn sie noch erurerbstätig
sind, in einer Rentenversicherung versichert sein.
Bitte beachten Sie, daß die Frage, ob ein Haus-
haltsmitglied Beiträge zur Altershilfe für Land-
wirte zahlt, hier nicht zu stellen ist.

Eine Pflichtversicherung in den letzten l2 Monaten
liegt dann vor, wenn wenigstens ein Pflichtbeitrag
in diesem Zeitraum entrichtet wurde, aber in der
Berichtswoche keine Pflichtversicherung mehr be-
steht, z.B. wenn sich eine Person selbständig ge-
nacht hat oder in ein Beamtenverhältnis übernommen
worden ist.
henn die in den letzten 12 lqonaten gezahtten Bei-
träge zurückerstattet wurden, tragen Sie dieses
frühere Versicherungsverhä1tnis bitte nicht hier
ein,

Bei dieser Frage sind Eintragungen vorzunehmen,
wenn Haushaltsmitglieder in den letzten l2 Monaten
vor der Berichtsr*'oche nicht versicherungspflichtig
wären, dich aber freiwillig versichert haben, um

einen Rentenanspruch zu erwerben
Auch hier sind rückerstattete Beiträ9e nicht anzu-
geben.

Hier geben Sie bitte an, ob }iaushaltsmitglieder
in der Zeit von 1.1.1924 bis ein Jahr vor der Er-
hebung irgendwann einmal Beiträge zur Rentenver-
sicherung gezahlt haben (2.8. wenn sie ihre Er-
werbstätigkeit aufgegeben haben, um sich der Er-
ziehung ihrer Kinder zu wicimen).
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3/21
i eb1 i che

Al te r svor so rg e

Er Iäute r ung

l{enn Personen bereits eine Rente beziehen, sind
die früher gezahlten Beiträ9e zur Erlangung dieser
Rente hier nicht anzugeben.

Auch wenn frühere Beiträge zurückerstattet wurden,
tragen Sie sie ebenfalls nicht ein.

Die Frage nach einer betrieblichen Altersvorsorge
ist nur an Angestellte, Arbeiter und Auszubildende
zu richten-
ALs betriebliche ALtersvorsorge kann man alle Maß-
nahmen bezeichnen, die ein Unternehmen über seine
Pflichtbeiträge zur gesetzlichen Rentenversicherung
hinaus (Arbeitgeberanteil ) ergreift, un Arbeitneh-
mer im Alter und bei Invalid.ität durch regelmäßige
monatliche Zahlungen (zusätzlich) zu versorgen.
Erfragt werden hier also nur Vorsorgemaßnahmen,
nicht bereits vom Arbeitgeber heute gezahlte Be-
triebsrenten (s. Frage 4/28)- Besteht eine be-
triebliche Altersvorsorge, ist die entsprechende
SchlüsselzahI ("1 ) einzutragen.

Bei der Angabe "Ruhegeldzusage, -verpflichtung des
Arbeitgebers, Pensionskasse oder Unterstützungs-
kasse" ist noch eine Unterscheidung danach vorzu-
nehmen, ob auch vom Betreffenden selbst Beiträge
zu entrichten sind ("1"), oder ob der Arbeit-
geber allein die Beiträge aufbringt (,'2")-
Die betriebliche Altersvorsorge kann auch darin
bestehen, daß der Betiieb eine Lebensversicherung
auf den Arbeitnehmer abschließt (,3") und -die
Prämien hierfür ganz oder zumindest teilweise be-
zahlt- SeIbst abqeschlossene Lebensversicherungen
sind hier nicht anzugeben (s. Frage 3/22).
Bei einer freiwiLIigen Höher- oder Weiterversiche-
rung ("n"1 im Rahmen der betrieblichen Altersvor-
sorge übernimmt der Betrieb ganz oder teilweise
die Beiträ9e, die ein Arbeitnehmer zur freiwilligen
Höher- oder Weiterversicherung in der gesetzlichen
Rentenversicherung 1ei stet -
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3/22 Lebensver-
s icherung

Er1 äuterungen

Sind mehrere Arten der genannten Möglichkeiten kom-
biniert oder liegt eine andere Art der betriebli-
chen Altersvorsorge vor, ist Ziffer "5" (gemischter
Typ) einzutragen- Weiß der Befragte zwar, daß eine
betriebliche Altersvörsorge besteht, kann aber
keine Angaben über die Art machen, tragen Sie
bitte Ziffer "6. (Typ unbekannt) ein.

Nur vrenn der Befragte nicht weiß, ob überhaupt
eine betriebliche Altersvorsorge vorliegt, ist
Ziffer "0" (nicht bekannt) einzutragen-

Hier ist einzutragen, ob für ein Haushaltsmitglied
eine Lebensvers icherung
schlossen wurde/besteht

auf seine Person abge-

Unter Lebensversj-cherung sind aIle Verträge zu
verstehen, die auf den Namen eines Haushaltsmit-
gIj-edes bei einem privalen oder öffentlich-recht-
Iichen Lebensversicherungsunternehmen oder einer
privaten Pensionskasse abgeschlossen worden sind
und die eine Kapital- oder Rentenleistung für den
FaIl des Todes und/oder Erlebens (Erreichen einer
vereinbarten Altersqrenze) zurnfnhalt haben.

Achten Sie bitte darauf, daß die Versicherungen
b'ei dem Haushaltsmitglied eingetragen werden, auf
dessen Namen sie abgeschlossen sind, gleichgüItig,
wer die Prämi-en bezahlt oder wer im Todesfall der
Begünstj-gte ist.

Insbesondere gibt es folgende Lebensversj-cherungen:

a) Risj-koversicherung

Sie hat ausschließlich die Vorsorge gegen das
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finanziell-e Risiko eines vorzeitigen Todes-
fa1Ies zum Ziel. Im ErlebensfalI bei Ablauf
sieht sie keine Leistungen vor.

b) Todesfall-.und Erlebensfallversicherung
Die Versj-cherung wird - wenn der versicherte
nicht vorher gestorben ist und deshalb die Ver-
sicherungssumne fäIlig wurde - zu einem im Ver-
trag festgelegten Zeitpunkt ausgezahlt (2.B.
wenn der Versicherte sein 60. Lebensjahr voll-
endet hat) .

c) Lebensversicherung auf zwej. verbundene Leben

Sie wird in der Regel von Ehepaaren abgeschlos-
sen. Stirbt einer der Vertragspartner, wird die
Versicherungssunme an den überlebenden Partner
ausgezahlt. Hier ist die zutreffende Ziffer für
bej-de Personen einzutragen-.

d) Ausbildungs-/Aussteuerversicherung
Beitragszahler und Versicherter ist hier ein
Elternteil. Die Versicherung wird zu einem ver-
einbarten Termin ausgezahlt (2.B. voraussicht-
licher Beginn des Studium bzw. 25. Lebensjahr
für die Aussteuerversicherung).

e) Private Rentenversicherung

Sie sichert dem Versicherten für das Alter ein
zusätzliches laufendes Eink-on'.men

Hat ein Befragter eine oder mehrere Lebensversiche-
rungen abgeschlossen, fragen Sie bitte nach der Ge-
samtversicherungssumme aus a1len verträgen. Bei
privaten Rentenversicherungen ist a1s versiche-
rungssunme die 144fache Monatsrente zugrunde zu
Iegen.
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Fi rma ,
Betr ieb

4/11 Zwe ite
Er we r bs-
tät igke it

Er1äuterungen

Etwaige zusatzleistungen, wie doppelte Todesfall-
Ieistung bei Unfalltod, Berufsunfähigkeitsrenten,
Witwen- und Waisenrenten sowie Erhöhung der Ver-
sicherungssumme durch Gewinnanteile - Bonus -
bleiben unberücksichtigt.

G. Erwerbstätiqkeit , Arbeitsuchende

Hier tragen Sie bitte den Namen der Firma, des Ar-
beitgebers, der DienststeIle, des Geschäftes, der
Prax.is, des eigenen Betriebes ein, bei dem das je-
weilige Haushaltsmitglied beschäftigt ist. Verwen-
den Sie bitte keine nur örtlich bekannten Kurzfor-
nen der Firmennamen. Der Name der Firma ist ein
Hilfsnerkmal und dient schließ1ich zur qen auen
Zuordnung des I{i rtschaftszweiges.

Eine zweite Erwerbstätigkeit liegt vor, wenn in
der Berichtswoche neben der Haupterwerbstätigkeit
eine weitere Tätigkeit ausgeübt wurde, gleichgül-
tig, ob diese regelmäßig oder nur gelegentlich aus-
geübt wi rd.

Die Mithilfe in einem vom tiaushalt bewirtschafte-
ten landwirtschaftlichen Betrieb neben der norma-
1en Tätigkeit z.B. giIt als zweite Tätigkeit.
Zweite Tätigkeiten sind oft sogenannte Nebener-
hrerbstätigkeiten (ob Entgelte zu versteuern sind
oder nicht, ist unbedeutend).

Wenn diese Frage bejaht wird, müssen aIIe nicht
dur.chkreuzten Spalten in der Zeile "Zweite gegen-
wärtige Erwerbstäti9keit" für diese 2. Erwerbs-
tätigkeit beantwortet werden. vergessen Sie bitte
nicht, die Eintragung der "Lfd. Nr. der Person im
.Haushalt" in der Vorspalte vorzunehmen.
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Viirtschafts-
zwe ig

St e1 I ung
im Beruf

Er 1 äu terung

Bitte machen Sie möolichst genaue Angaben zum
Wirtschaftszweig. Richten Sie sich nach dem über-
wieqenden wirtschaftlichen Schwerpunkt des örtIi-
chen Betriebes (nicht des Unternehmens), in den
die einzelnen Haushaltsmitglieder beschäftiqt
sind. Umfaßt ein Betrieb mehrere Aufgabengebiete,
so ist das überwiegende Betätigungsfeld der ört-
Iichen Einheit anzugeben.
tseispiele: herkzeugmaschinenfabrik (nicht t'abrik),
Lebensnritteleinzelhandel (nicht HandeI), Gymnasium
(nicht öf fentlicher Dienst).
Zivil-dienstleistende geben den lrirtschaft.szweig
des Betriebes, der Pirrna an, in dem (der) sie
ihren Zivildienst leisten.

Beschäftigt ein SeIbständiger nur tqithelfende Fa-
milienangehörige (ohne Lohn/GehaIt), tragen Sie
i.;itte SelbständiEer ohne Beschäfrigte ( "0,') ein.
Zu den SeIbständigen zähIen auch Hausoewerbe-
treibende.
lvenn jemanci im tsetrieb eines VerwandEen ohne Lohn
oder cehalt mithilft und für diese Tätigkeit keine
Pflichtbeiträ9e zur Arbeiter- oder Angestellten-
rentenversicherung zahlen rnuß, ist er sogenannter
I"lithelfender Fanrilienangehöriger. Haushal-tsmit-
glieder, die sich aIs ltithelfende Familienanqe-
hörige bezeichnen, jedoch rentenversicherungs-
pflicirtig sind, sind, je nachdem, ob sie Beiträoe
zur Arbeiter- oder Anqestel-Itenrentenversicherung
entrichten, aIs Arbeite! oder Angestellte zu
zähIen. AIs Beamte zähIen auch Beantenanwärter,
Beamte in Vorbereitungsdienst, Geistliche und
Beamte der Römisch-Katholischen Kirche und der
Evangelischen Kirche in Deutschland.

Die iiezeichnung "Beamter" wird häufiq auch fiir
gestellte verwendet, so z.B. bei Versicherungs-

An-
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4/ 13 Arbeits-
ve rt ra9

4/14 VolI-
zert/
TeiI-
ze it

beamten, Bankbeamten, Betriebs- und Sozialbeanten.
In diesen FäIlen tragen Sie '4" (Angestellter) ein.
In der Reqel werden Sie aus dem Namen der Firma
erkennen können, ob die Bezeichnung Bearnter bei
der betreffenden Erwerbstätigkeit in einen solchen
Sinn gebraucht worden sein kann oder nicht. fn
Zweifelsfällen fragen Sie die Auskunftsperson bitte
nochmals genau.

Arbeiter ("5") sind sowohl Facharbeiter als auöh
angelernte Arbeiter und tiilfsarbeiter.
AIs Auszubildende gelten auch Praktikanten, Volon-
täre und Schü1er an Schulen des Gesundheitswesens,
die gleichzeitig praktisch ausgebildet werden.
Handwerklich und Iandwirtschaftlich Auszubildende
zähten zu den gewerblich Auszubildenden.
Beruf,ssoldaten haben sich-auf Lebenszeit zun Wehr-
dienst verpfl ichtet.
Zeitsoldaten sind diesen gleichgestellt; ihre Ver-
pflichtung ist jedoch auf eine bestimmte Zeit be-
schränkt (2, 4, 8 oder 12 Jahre)
liehrdienstleistende sind Personen, die nach Been-
digung ihre Schulzeit bzw. Ausbildung ihren Viehr-
dienst in der Eundeswehr von derzeit 1 5 Monaten
ableisten.

Beachten Sie bitte, daß ein Arbeitsvertrag auch
durch mündliche Absprache zustandekommen kann.
Wenn eine Tätigkeit zeitlich befristet ist, wird
der Ablauf des ArbeitsverhäItnisses im allgemeinen
im Arbeitsvertrag vereinbart, z.B. saisonbedingte
Tätigkeit, spezieller Ausbililungsvertrag, Jahres-
vertrag, Werkvertrag.

Lassen Sie diese Frage bitte auch beantworten,
wenn nur eine gelegentliche Tätigkeit vorliegt.
Liegen mehrere Gründe für eine Teilzeittätigkeit
vor, tragen Sie die niedrigste Signierziffer ein.
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Bei der normalerweise geleisteten Arbeitszeit sind
gelegentliche oder einmalige Abweichunqen nicht zu
berücksichtigen (2.8. UrIaub, Krankheit, qesetz-
liche Feiertage, Überstunden, Kurzarbeit).
Wechselt die Arbeitszeit häufi9 oder arbeitet ein
Befragter nur gelegentlich, bitten Sie um Angabe
der durchschnittlich qeleisteten Arbeitszeit für
einen Iängeren Zeitraum.

Der Zeitaufwand für den Weg zur Arbeitsstätte ist
kein TeiI der Arbäitszeit. Für Lehrer zähl-t auch
der Zeitaufwand für die Unterrichtsvorbereitung,
die Teilnahme an Lehrerkonferenzen usw. mit zur
Arbei.tszeit; ebenso gilt Arbeitsbereitschaft als
Arbeitszeit.
Bei Mithelfenden Famil-ienangehörigen darf nur der
zeitaufwand für betriebliche Arbeiten, nicht der
für hauswirtschaftliche Arbeiten, berücksichtigt
werden.

Die "normalen Arbeitszeit kann bei Arbeitnehmern
z.B. von der tarifvertraqlich vereinbarten Ar-
beitszeit abweichen, hrenn sie regelmäßiq wöchent-
lich Überstunden leisten.
Beträgt die Arbeitszeit 38,5 Stunden, so ist ',38"
ei nz utr agen

Zur z bstätigke it
Analog ist bei der Angabe für eine evtl. vorlie-
gende zweite Erwerbstätigkeit zu verfahren.
Von Personen, die neben einer zweiten Erwerbstä-
tigkeit noch eine weitere Tätigkeit (3. irwerbs-
tätigkeiti. in du. Berichtswoche ausgeübt haben,
sind die Stundenangaben der 2. und 3. Erwerbstä-
tigkeit zu addieren und bei der zweiten Erwerbs-
tätigkeit einzutragen.

4/1s 11

be its-No

zeit
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4/18 - 20
TaTS hI iche
Arbeitszeit

4/21,22
Grund für
Abweichung der
Arbe i ts ze it

Bitte tragen Sie hier die in der Berichtswoche
(21.-27. ApriI 19851 tatsächlich geleistete Ar-
beitszeit ein, Hierzu zäh1en auch Überstunden.
Urlaubs- oder Krankheitstage und andere AusfaIl-
tage (siehe Frage 4/21,221 zählen nicht zur tat-
sächlichen Arbeitszeit.

Diese Frage ist zu beantworten, wenn die Arbeits-
zeit des Erwerbstätigen in cler Berichtswoche kür-
zer oder Iänger war, als es der norrnaleh Arbeits-
zeit entspricht.
Nennt man Ihnen nrehrere qründe gleichzeitig für
eine Abweichung, tragen Sie bitte die niedrigste
Si gnierzi ffer ein .

Arheitsschutzbestimnungen, auch l'lutterschaft ("02')
wird in der Hauptsache bei Jugendlichen und bei
Beschäftiqten in Betrieben oder Tätigkeiten mit
besonderer Gesundheitsgefährdung einzutragen sein,
uenn unter bestimmten Voraussetzungen Freizeit zu
gewähren ist oder eine jeweils festgesetzte
hochenarbeitszeit nicht überschritten werden darf.
Beachten Sie bitte, daß auch Arbeitsfreistellungen
werdender oder niedergekommener Mütter den Ar-
beitsschutzbestimmungen zuzuordnen sind.
Arbeitsstreitigkeiten ("04") trifft zu für Streiks
und Aussperrungen.
SchI ech twe t te r I age ( "0 S' , komrrt l'rauptsächl ich in
der Bauindustrie

Ihurzarb'eit ("05" )

und der Landwirtschaft vor.
kann, nLir bei a.bhängig Beschäf-

tigten -'uiso beii Arbeitern und Angestellten - an-
igeordnet weüden, wenn z.B. wegen Auftragsmangels

weniger !learbeitet we.rden kann.
Ar be i tsau fnahme ("07") wäre clann einzutragen, wenn

eine neue Tätiqkeit in tier Berichtswoche, z.B. am

Mittwoch, aufgenommen wurde.
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4/ 23 Üb erwiegen-
der Lebens-
unt erhal t

Umgekehrt ist bei einer Beendigung im Laufe der
Berichtswoche ohne sofortige Aufnahme einer neuen
Tätigkeit "08" anzugeben.

Teilnahme an einer Schulausbildunq, Aus- oder
ForEbildung (Sch1üsselzahl "10") ist nur dann an-
zugeben, wenn diese nicht innerhalb des Betriebes
stattfindet. Für Auszubildende, die am Berufs-
schulunterricht teilnehnen, trifft diese Kateoorie
nicht zu.

L. Unterhalt E inkomnen

Auch für Erwerbstätige muß die Erwerbstätigkeit
nichL die überwiegende Unterhaltsquelle sein (2.B.
Auszubildende beziehen oft ihren Lebensunterhalt
von den EItern).

kentner, ciie noch erwerbstätig sind, können, je
nach Umfang der Leistungen, überwiegend- von ihrer
Erwerbstätigkeit oder ihrer Rente Ieben.

Für Betriebsrenten aus einer betrieblichen Alters-
ver u vermerken Sie in den (wohl seltenen)no

FäI1en, in denen diese die überwiegende Unter-
haIt.squeIle darstetlen, die Signatur "3".
Ehefrauen, die z.B. aus einer "Nebentätigkeit" ein
geringes zusätzliches Einkommen beziehen, von detn

sie nicht aLlein leben können, cieben hier Unter-
halt durch Ehemann ("4" ) an.

äegeImäßige Leistungen aus Lebensversicherunqen
(einschl. der Leistungen aus den Versorgungswerken
für bestimnte Freie Berufe wie z.B. Ärzte, Apothe-
ker) sj,nd als Unterhalt aus eigenem Vermögen ("5")
einzuordnen.

St.ipendien sino bei "sonstigen Unterstützungen
(2.B. BAföG, Vorruhestandsgeld) " einzutragen'
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24 - 4i2
öffentliche
Rente, Pension
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Bei Personen, die sich aufgrund von Tarifverein-
barungen im Vorruhestand befinden, gilt das sog.
Vorruhestandsgeld rved.er aIs Einkommen aus Erwerbs-
tätigkeit noch aLs Rente. Bezleht ein Haushalts-
mitglied seinen überwiegenden Lebensunterhalt aus
dem Vorruhestandsgeld, so ist "7" (Sonstige Unter-
stützungen (2.B. BAföG, Vorruhestandsgeld) ) einzu-
tragen.

Hier sind alle Renten der einzel-nen Haushaltsnit-
glieder anzugeben, auch wenn sie davon nicht ihren
überwiegenden Lebensunterhalt bestreiten. Unter-
scheiden Sie nach eigenen Versichertenrenten und

nach Witwen-, Vr'aisenrenten u.ä..

Eine eigene Rente bezieht ein Rentner aufgrund
seiner gezahJ,ten Beiträge zu einer Versicherung

Pensionen aus öffentlichen Kassen erhal,ten nur
Beante und Personen, die unter Art. 131 Grundge-
setz falIen. PensionszahJ.ungen im Rahnen einer be-
triebtichen ALtersversorgung werden hier nicht be-
rückslchtigt.

Zahlunqen an Hjnterbliebe.ne aus den Rentenzweigen
sind in den Spalten "Witwen-, Waisenrenten, Pen-
sionen usw." an4qgq!e4.

beachten Sie bitte auch, daß Kinder selbst (tialb-)
haisenrenten erhal-ten und diese Renten nicht l'eiI
der Rente der l"lutter sind.

Zu den "übrigen öffentlichen Renten'r gehören
die Zahlungen der Altershil-fe für Landwirte,
die Landabgaberente und das AJ,tersgeld.

auch
also

I,ienn jernand mehrere Renten nebeneinander erhä1t,
tralten Sie sie in der keihenfolge nach der Höhe
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Frage-Nr.

4/ 28, 29

Pr vate und
sonstige Ein-
kommen

setzlichen Rentenver

Er I äu ter ung

des nonatlichen Betrages ein, getrennt nach eige-
ner bzw. I'iitwen-, Waisenrente. Die Renten der Ge-

(cRV) sind bei Drei-h

fachbezug von Versichertenrenten vorrangig einzu-
tragen.

Wohngeld (d'1") kann nur eine Person im Haushalt
beziehen.
Sozialhilfe ("2" ) erhält jedes einzelne Haushalts-
rnitglied, das die Anspruchsvoraussetzungen er-
füIIt, so daß auch Kinder Bezieher von Sozialhil-fe
sein können.
Bezieher von vorruhestandsgeltl aufgrund von Tarif-
verträgen (AIter mindestens 58 Jahre) erhalten
diese Zahlunqen vom früheren Arbeitqeber. Daher

ist dieses Einkommen den "Betriebsrenten" ("4")
z uz uordnen.
Leistungen aus versorqungswerken für bestimmte
!'reie Berufe wie z.B. Arzte, Apotheker sind unter
"Leistungen aus der Lebensversicherung" (Zrffer
"7" ) einzutragen.
Private Unterstützungen ("9") können z.B. auch clie
zahlungen sein, mit denen Eltern ihre auswärts
studierenden Kinder unterstützen, oder Stipendien
sowie AI imentationszahlungen.

Auch kleine Kinder können schon eigene private
Einkomnen beziehen, z.B. aus Vernrietuno oder eige-
nem Vermögen. Diese Linkommen sind deshalb auch
bei den Kindern selbst einzutragen.
Wenn jemand mehrere private Ej-nkolunen bezieht, tra-
gen Sie diese bitte entsprechend ihrer Höhe ein.
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Fr aq e-Nr Er I äu terung

4/30, 31

t oe n

Tragen Sie bei
E inkommensarten

dieser Frage bitte die Summe aller
für iedes H au shaltsmitglied -. also

auch für Kinder eln

Bitte beachten Sie, daß hier das Nettoeinkomrnen im
Igf_Z_i9!! anqegeben werden sol1, also ohne Lohn-
ste.uer, Kirchensteuer, Sozialversicherungsbeiträge
u.ä. Beträge.
Zuschüsse zum Vermögenswirksamen Sparen sind je-
doch den Nettoeinkonmen zuzurechnen, ebenso Vor-
schüsse, l,rerkswohnungsmiete u. ä. Beträge.
Auch Sachbezüge (Itaturalbezüge, Deputate) sind
hier anzugeben. Erhä1t ein Haushaltsmitglied von
seinem Arbeitg eber. voIIe VerpfI egung u ndloder
Unterkun ft so sind folgende l.terte - ggf . zusätz-
Iich zum Lohn - für die Sachbezüge einzusetzen:

Art des Sachbezuges Mcinatl ich
Freie Kost +

He izung und
VoIIe Kost
Wohnung mit
Beleuchtunq

Wohnung einschl
Be 1e uch tu ng DM 250,--

DM 187,50
Heizung und

DM 52,50

i'vird die freie Kost und Wohnunq nicht nur dem Ar-
beitnehmer aIIein, sondern auch seinen Familienan-
gehörigen gewähit, so ist der !(ert der Sachbezüoe
zu erhöhen:

1. Für die Llhefrau um g0 t
2. Pür jedes Iiind bis zun

6, Lebensjahr um 30 t
3. t'ür je<ies Kind im Alter

von mehr als 6 Jahren um 40 t
Bitte beachten Sie, daß auch Kinder Einkünfte
haben können. Geciacht ist hierbei an Waisenrenten,
Alimentenzahlungen und Ausbildungsbeihilfen.
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Frage-Nr. Er Iäuterung

Einkonmen in ausländischer Währung sind in Deut-
sche Mark umzurechnen.

liat ein Haushaltsmitglied Einkomrnen aus mehreren
der angeführten QueIIen, so sind die einzelnen Be-
träge zu addieren.

Trennungsentschädigungen, AusIösungen uslr. gelten
nicht als Einkomnen.

Da Selbständigen oft nur der Nettobetrag des 51e-
santen Jahres bekannt ist, muß für diese Frage das
Jahreseinkommen durch 12 geteilt werden.

Für selbständige Landwirte bzw. t'iithelfende fami-
lienangehörige ohne Pflichtversicherung in Cer
Rentenversicherung brauchen Sie keine Angabe zur
Höhe des Einkommens machen (Signatur
Die wichtigsten Einkommensquellen sind:

1. Lohn oCer Gehalt
2. Grat.ifikation ( I 3. Monatsgehalt)
3. Unternehmereinkommen
4. die in den Fragen 5/25 - 30 qenannten Ein-

komme nsa rten
5. Arbeitslosengeld/-h i. If e

6. Ki ndergeld

Die Beantwortung dieser Frage ist freiwilliq.
Bitte beantworten Sie diese Frage auch für perso-
nen, die nicht mehr verheiratet (also verwitwet
oder geschieden) sind. Für ledige Personen lassen
Sie die Frage unbeantwortet.

4./ 32 , 33

Eheschl i eßung s-
jahr



4 ERlAurpn uruerru zuN ERTEsUNGSBoGEN

,,URLAUBS-
ND Fnso r UNGSREISEN 1985/86"ll

zur besonde n Beachtung:
Die Erhebung findet nur in den 0,1 t-Auswahlbezirken statt. Das
statistische Landesamt sagt rhnen, ob rhr Auswahlbezirk.dazugehört

4,1 Zwecx DER BEFRAGUNG

Der Reiseverkehr stelIt einen gesamtwirtschaftlich und geselI-
schaftspolitisch außerordentlich wichtigen Tatbestand mit stei-
gender Bedeutung dar. Rund 1,5 Mi11. Arbeitsplätze h'ängen in der
BundesrepubLik Deutschland direkt oder indirekt vom Tourismus ab.
Eine laufende Beobachtung von Umfang und Struktur des Reisever-
kehrs ist deshalb insbesondere für Regierung und parlament uner-
läß1ich. Entsprechendes Zahlenmaterial dient dazu, die Notirendig-
keit politischer Maßnahmen erkennen und ihren Erfp19 beurteilen
zu können. Hierzu zähIen beispielsweise die Staffelung der Ferien-
termine, die Lenkung der Verkehrsströme, aber auch Maßnatunen zur
Verbesserung des Rechtsschutzes der Touristen wie das 1979 verab-
schiedete Reisevertragsgesetz. Die Befragung soIl daher jährlich
durchgeführt werden und insbesondere Angaben über Reiseziele im
InIand und AusIand, benutzte Verkehrsmittel, den Reiseantritt in
den Hauptferienmonaten, zusätzlich bei Inlandsreisen, Dauer, Art
der Reise sowie Unterkunftsart liefern.

4,2 ANIECCN EINES ERHEBUNGSBOGENS

Ein Erhebungsbogen ist für eden Haushalt anzul egen, der in die
0,1 t-Auswahl einbezogen wurde. Die Befragung richtet sich auch
an Personen, die in Gemeinschaftsunterkünften leben. private
Haushalte in Gerneinschaftsunterkünften werden wie normale Haus-
halte behandelt.
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Urlaubs-, Erhol ngs- ode r Ferienreisen im Sinne dieser Befragung
sind alle Reisen, die nf aufeinander fol deT ( gleichbe-
deutend mit vier aufeinander folgenden Übernachtungen) oder mehr
gedauert haben und nicht zu dienstlichen oder geschäftlichen
Zwecken unternommen worden sind. Hierzu zählen auch Kuren und
Verschickungen, Verwandten- und Bekanntenbesuche, Ferienbesuche
von Kindern und auch Aufenthalte in einer Zweitwohnung, wenn die
genannten Voraussetzungen erfüllt waren. Nicht zu berücksichtigen
sind dageg en Geschäfts- und Dienstreisen oder ähnliche Reisen
die in Ausübung einer gewerblichen Tätigkeit standen oder der
Ausbildung für einen Beruf dienen sollten, und zwar auch dann
nicht, wenn sie in Verbindung mit einer Urlaubs- und Erholungs-
reise durchgeführt wurden.

Eine Urlaubs- und Erholungsreise ist jedoch nur dann zu erfassen
(posi-tive Beantwortung der Leitfrage), wenn sie im Befragungs-
zeitraum, d.h. in der Zeit vom 1. Mai des Vor ahres bis 30. April

eses Jahres an en rrrurden. Reisen von Persone n, die zun
Zeitpunkt der Befragung nicht mehr zum Haushalt gehören, bleiben
dabei unberücksichtiqt (siehe auch Frage 2 b).

Als Ordnungsanqaben sind der Regierungsbezirk 1970, die Auswahl-
bezirks-Nr. sowie lfd. Nr. des Haushalts im AuswahLbezirk aus
der Verteilungsliste zu übernehmen und in den oberen Teil des
Erhebungsbogens einzutragen.
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U,3 ERLAUTERUNGEN zU EINZELNEN FRneEru

Frage-Nr. Er 1äuterung

l-8 zu den Fragen ist j eweils nur eine Antwort zu
markieren ; Mehrf achmarkie runqen sind ausschließ-
lich bei den ergänzenden Ordnunqsangaben in Frage
2c (1fd. Nr.(n) der Person(en) im Eaushalt, s.
auch Erläuterungen zu Frage 1 ) zulässig.
Anhand der Leitfrage soll festgestellt werden, ob
Haushaltsmitglieder im Berichtszeitraum Urlaubs-
und Erholungsreisen unternommen haben.

Bevor diese Frage jedoch gestellt werden kann, ist
darauf hinzuweisen, daß für die Erteilung dieser
Auskünfte keine Verpflichtung besteht.
a) Xeine Auskunft

Verzichten aIle Haushaltsmitglieder auf die
üita.rbeit an diesem Erhebungsteil der Befragung,
ist das Interview beendet. Vergessen Sie aber
bitte nicht, eine entsprechende Markierung im
Erhebungsbogen unter Frage 1 einzutragen und in
die Spalte 24 der Verteilungsliste zu übernehmen.

b) Auskunftsbereitschaft
Wird die Bereitschaft zur Mitarbeit von allen.
(siehe ba) oder zumirdest von einigen Eaushalts-
mitgliedern (siehe bc) erklärt, kann die Leit-
frage gestellt rerden. Sie ist zu bejahen -
und die Fragen 2 bis 5 bzw. bis 8 sind auszu-
füllen -, wenn mindestens eine Person, die zum

Zeitpunkt der Befragung (Stichtag, Berichtsrro-
che) zum Haushalt gehörte und die für sich nicht
das Recht der Auskunftsverweigerung in Anspruch
genommen hat, im Berichtszeitraum eine (oder
mehrere) Urlaubs- und Erholungsreise(n) ange-
treten hat.
ba) Gemeinschaftliche nq bei Auskunfts-

bereitschaft aller Haushalts mitolieder
Haben sich alle Haushaltsnitglieder zur Aus-
kunftserteilung bereit erklärt, so genügt für
die Erfassung von Reisen, die von mehreren

Reise
198s/8 6?
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Frage-Nr. Er 1äuterung

Haushaltsmitgliedern gemeinsam unternommen
wurden, die Anlage nur eines Erhebungsbogens,
wenn alle beteiligten Personen mit der qe-
me i nsehaf tI i ctten !§gq!lol!-g g e i nvers tanden
s ind.

Wird die Leitfrage (Frage I ) verneint
(keine Reise), kann auf die Übernahme der
lfd. Nr. der Person im Haushalt aus der
Erhebungsliste verzichtet werden. Tragen
Sie 'bitte aber auch diese Verneinung in
den Erhebungsbogen und die Spalte 24 der
Verteilungsliste ein. Wird die Leitfrage
dagegen bejaht, sind in Frage 2c für alle
an dieser Reise beteiligten Personen als
ergänzende ordnungsangaben die 1fd. Nr.
aus der Erhebungsliste zu übernehmen. Die
Anzah1 diser ergänzenden ordnungsangaben
muß dabei der Zahl der HaushaLtsmitglieder
entsprechen, die an dieser Reise teilge-
nommen haben (Frage 2b).

bb) Getrennte Beantwortu ng bei Au ftsbe reit-
schaft aller Haushaltsmitqlieder
Erklären sich Haushaltsrnitglieder zur qemein-
schaftlichen Beantlrortung nicht bereit, sind
getrennte Erhebungsbogen anzulegen.

In diesem FaII sind die änzenden ordn s-r
angäben (lfd. Nr. der Per'son im Haushalt) in
Frage 2c auch dann zu übernehmen, wenn die
Leitfraqe (Frage 'l ) verneint wird (keine
Reise). Wird die Leitfrage dagegen bejaht,
ist zu beachten, daß für dieselbe 1fd. Nr.
der Reise (Frage 2a) clie Anzahl der ergän-
zenden Ordnungsangaben in Frage 2c kleiner
sein kann als die Zahl der an der Reise be-
teiligten Haushaltsnitg 1i eder.
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Frage-Nr.

Lf cl. Nr .

der Reise

Er läuterung

bc) Teilweise Auskunftsbereitschaft
Haben sich nicht alle Haushaltsmitglieder
zur Auskunftserteilung bereit erklärt, so
vermerken Sie dies bitte in der Verteilungs-
Iiste (Spalte nBemerkungen'), damit das Sta-
tistische Landesamt diese Personen - mit der
Bitte um Teilnahme - anschreiben kann.

AIle erfaßten Reisen sind mit einer lfd. Nr. zu
versehen, die auf dem Erhebungsbogen vermerkt wer-
den muß. Diese Nummer ist in chronologischer Rei-
henfolge entsprechend dem Zeitpunkt des Reisean-
tritts zu vergeben. Beispielsweise würde also die
im Mai des Vorjahres durchgeführte Reise die Num-
mer 1, die im Juli (Sommer) die Numrner 2 und die
im letzten Dezember (Weihnachten) die Numher 3 er-
halten.

Reisen, an denen mehrere Haushaltsmitglieder teil-
genommen haben, erhalten dabei nur eine Nummer. Die
Angaben'über die Reise zu den Fragen 3 bis 5 bzw.
bis 8 brauchen dann nur einmal für aIIe an der
Reise beteiligten Haushaltsnitglieder gemeinsam
gemacht zu werden.

Für jede vergebene Nummer .der. Reise ist ein neuer
Erhebungsbogen anzulegen. Dies gitt z.B. auch.
'dann, wenn sich bei einem Haushaltsmitglied für
eine Reise an den selben Ziefort andere Angaben zu

den Fragen 3 bis 5 bzw. bis 8 als bei den übrigen
Haushaltsmitgliedern ergeben (2.8. wenn Mutter und

Kind mit der Bahn vorausgefahren waren un,l ,-ler i'a-
ter einige Tage später mit dem Auto nachkam).

Wird von einem Befragten die SelbstausfüI1un9 9e-
wünscht, ist ihm die 1fcI. Nr. der Reise, für die
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Frage-Nr.

Teil-
nehmer-
zahl

Er Iäuterung

die Angaben erbeten werden, mitzuteilen. Dabei ist
dar-auf zu achten, daß Angaben für eine Reise, an
der weitere Haushaltsrritglieder beteiligt taren,
unter derselben lfd. Nr. wie die übrigen getrennt
erfaßten Angaben gemacht werden.

Zahl der Eaushaltsmitqlieder, die an der Reise
teilgenomnen haben

ile lfcl. Nr. der Reise ist anzugeben, wieviele Per-
sonen, die zum zeitpunkt der Befragung noch zum

Haushalt gehören, an der im Befragungszeitiaum
durchgeführten Reise beteiligt waren. Die Teilneh-
merzahl muß nindestens ebenso groß sein wie die
ZahJ. der Personen (gleich ZahJ. der ergänzenden ord-
nungsangaben in Frage 2c), für die auf diesem Er-
hebungsbogen Angaben gemacht werd.en. Werden bei-
spielsweise für eine von drei Haushaltssritgliedern
gemeinsam unternommene Reise (mit derselben lfd.
Nr.) zwei Erhebungsbogen ausgefüllt, so ist je-
weils die Frage 2b mit 'drei' zu beantworten, wäh-
rend ergänzende Ordnungsangaben (lfd. Nr. der Per-
son) in Frage 2c ngr für eine bzw. zwei Haushalts-
mitgliecler einzutragen sind.

In den vermutlich seltenen Fällen, in denen an ei-
ner Reise mehr als neun Haushaltsrnitglieder betei-
ligt waren, oder in denen Reisen von Personen un-
ternommen wurden, deren Ifd. Nr. größer aIs '09n
ist, muß für die gesonderte ireitere Bearbeitung
ein entsprechender handschriftlicher Vermerk fest-
gehalten werden.

Markieren Sie die Person bzw. die Personen, die
aLlein antwortet bzw. gemeinsam antworten mit der
Ifd. Nr. der Person(en) aus dem Hauptbogen. Die
ZahI der Personen, für die erglinzende Ordnungsan-
gaben zu markieren sind, kann kleiner sein als die
Zahl der gereisten Haushaltsrnitglieder (rrage 2b).

2c Ergänzende
Ordnungs-
angaben
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Fr ag e-N r

Reiseziel
Au s1 and

Re i se-
ant ritt
( uonat )

Er Iäuterung

Führte eine Reise in mehrere Länder im In- oder
Ausland (bzw. Reisegebiete in Inland), so ist das
Land (bzw. Reisegebiet) zu kennzeichnen, in dem

clie längste Zeit verbracht wurde.

Hier ist zu berücksichtigen, daß das Reiseziel
"DDRf Berlin (Ost)' den Inlandsreisen zugeordnet
ist.

[tird zu Frage 3a (1) ein Bundesland als Zielland
angegeben (Sch1üsselziffern 1 - 11), dann ist bei
Frage 3a (2) auch das betreffende Reisegebiet im

InIand zu kennzeichnen. Führte eine Reise inner-
halb der Bundesrepublil< Deutschland in ein Reise-
gebiet, das in Frage 3a (2) nicht namentlich auf-
geführt ist, so ist die Antwortkategorie 'Übrige
Reisegebiete" zu markieren.

Zur besseren Orientierung ist dem Befragten die
beiliegende Kartenskizze der Bundesrepublik
Deutschland vorzulegen, in der die zu berücksich-
tigenden Reisegebiete abgegrenzt sind.

Wenn in Frage 3a ( t ) dagegen als Reiseziel 'DDR,
Berlin (ost)" angegeben nird (SchIüsselziffer 12)

wircl die Erhebung rnit Frage 4 fortgesetzt.

Bei ausländischen Reisezielen ist der Name des
Landes anzugeben.

Markieren Sie bitte den Monat, in dem die Reise
angetrelen wu^rde. zu beachten ist, daß es hier
nicht auf den.Monat ankommt, in dem die Reise
überwiegend durchgeführt wurde. Ist beispielsweise
eine Reise Ende April 1 985 angetreten und erst im

Mai 1985 beendet worden, so ist überhaupt keine
Markierung vorzunehmen (keine Reise im Sinne der
Befragung, da der Reiseantritt noch vor dem er-
faßten zeitraum liegt).

3 Vo rwi eg en-
des Reise-
ziel

3a Reiseziel
In I and

4a
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Frage-Nr.

Reise-
antrLtt/
wochenab-
schnitt,/
woche

Er läu ter ung

Die Fragen zu 4b sind nur zu stelIen, wenn der
Reiseantritt in die Kalendernonate Juni bis Sep-
tember 1985 (Frage 4a) fiel; sie zielt darauf ab,
rnöglichst genau festzustellen, in welchen Umfang
von dem gestaffelten Ferienbeginn Gebrauch gemacht
wurde. Die möglichst genaue Beantwortung ist in
den FäIlen von besonderer Wichtigkeit, in denen
aIs überwiegend benutztes Verkehrsmittel (frage 5)
der rPkw' angegeben wird.

Die Befragten können sich vermutlich am ehesten
daran erinnern, ob die Reise in der ersten (Wochen-
anfang) oder zweit.en Wochenhälfte (wochenende) an-
getreten wurde. Entsprechend ist die üarkierung in
rrage (l ) vorzunehmen.

Im Anschluß daran ist die Frage (2) zu stellen, ob
der Reiseantritt in die Kalenderwoche des Schul-
ferienbeginns fieI. Eine Antirort wird in der Regel
mögIich sein, wenn an der Reise schulpflichtige
Kinder beteiligt waren. Als weitere Orientierungs-
hilfe ist den Befragten die auszugsweise Kalender-
übersicht (mit der Sommerferienregelung 1985) vor-
zulegen. Die Beantrrortung dieser Frage kann zur
Überprüfung der Frage 4a herangezogen werden (so
kann beispielsweise der Reiseantritt nicht in die
Kalenderwoche des Schulferienbeginns gefallen
sein, wenn es sich bei clem angegebenen Kalender-
monat des Reiseantritts bereits um den zweiten Fe-
rienmonat gehandelt hat).

Bei der Frage nach dem übenriegend benutzten Ver-
kehrsmittel ist grundsätzlich nur das Verkehrsmit-
te1 anzugeben, das überwiegend für.die Hinfahrt
zum Reiseziel (Land, Reisegebiet, Ort des Reise-
ziels im Inland oder Ausland) benutzt worden ist.
Bei der Benutzung verschiedener Verkehrsmittel ist
also nur dad Verkehrsmittel anzugeben, das für die

5 Verkehrs-
mi.ttel
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Fr ag e-Nr

Re i se-
daue r

Er 1äuterung

längste Strecke auf der Hinfahrt zun Reiseziel in
Anspruch genommen worden ist. Bei Kreuzfahrten ist
- unabhlingig von der Anfahrt - grundsätzlich rson-
stiges' zu markieren.

Die Fragen 6, 7 und I nach der Dauer und Art der
Reise sowie der Unterkunftsart sind nur für In-
landsreisen zu stellen.

Markieren Sie bitte die Gesamtdauer der Reise nach
den vorgegebenen, in Tagen gemessenen, Zeitspannen.

Hier wird gefragt, welche der vier genannten Rei-
searten zutreffend ist; zu markieren ist die zu-
treffende Antirort. Dabei ist folgendes zu beachten:

a) Pauschal- oder Gesellschaftsreisen (durch Rei-
severanstalter) sind solche UrLaubs- und Erho-
Iungsreisen, die von Reiseveranstaltern oder
Reisevermittlern (2.s. neisebüros, Jugendorgani-
sationen) ausgeschrieben und durchgeführt wer-
den. Sie schließen in der Regel die Ausgaben
für Beförderung (Transportmittel) Unterkunft
und,/oder Verpflegung (Ha1F oder Vollpension)
ein. Maßgebend für die Zuordnung zur Reiseart
oPauschal- oder Gesellschaftsreise' ist die
Buchung bei einem Reiseveranstalter, sei es_als
Gruppen- oder Individualreise (Einzelreise).
Eine Pauschal- und Gesellschaftsreise ist aL-
Ierdings nur dann gegeben, wenn bei der Buchung
die Ausgaben für Transport, Unterkunft und Ver-
pflegung ganz oder teilweise einbegriffen sind.

Hingegen ist nur der Kauf von Pahrkarten oder
Flugscheinen beim Reisebüro - ohne Buchungen
für weitere Leistungen während der Url,aubsreise-
keine Pauschal- oder Gesellschaftsreise.

't Re i se art
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Ffage-Nr.

Unter-
kunftsart

Er 1äuter ung

b) Kur oder Verschick uno sind Reisen, die auf ei-
gene Initiative oder durch soziale Träger (Bun-
des- oder Landesversicherungsanstalt, Versor-
gungs- und Fürsorgeämter, Krankenkassen und an-
deres) vorgenomlen werden. Hierzu gehören auch
vom Müttergenesungswerk geförderte Aufenthalte
und Ki nderlandve rschick ung.

c) verwandten- oder Bekanntenbesuche und Sonstiqe
Reisen (nicht durch Reiseveranstalter) schließ-
Iich umfassen aIIe Urlaubs- und Erholungsreisen,
die der Einzelreisende bzw. der tsaushalt selbst
organisiert hat; dies ist der FaII, wenn die
Reise z.B. im eigenen oder fremden Pkw unter-
nonmen, Fahrtausseise gesondert gekauft sowie
Unterkünfte unmittelbar bei der Beherbergungs-
stätte bestellt bzw. bezahlt worden sind. Hier-
zu gehören auch Reisen zu verwandten und Be-
kannten für zwecke der Erholung und Entspannung.

Die im Erhebungsbc{Jen genannte Gruppe HoteI, Gast-
nof, fre.aenneim, gehört zum Beherbergungs-
gewerbe. Hierzu zählen auch: Hotelpensionen, l'lo-
te1s, Kurhotels, Hotels garni, Kurheime, KurPen-
si onen.

HeiIstätten und Sanatorien - auch Spez i alkranken-
häuser (Ktiniken) - nehmen Genesende und Erho-
lungssuchencle (2.B.. Kurgäste) auf.

Ferien- und Erholunqsheime sind Beherbergungsstät-
ten, die - meist von Unternehmen, sozialen und

karitativen Institutionen unterhalten - hauptsäch-
lich Angehörige bestimnrter Personenkreise aufneh-
men (2.B. Kinderheim).
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Frage-Nr. Er 1äuterung

Privatquartier qeqen En' t (außer auf Bauernhof)
werden von privaten Ilaushalten - hauptsächlich in
den Spitzenmonaten des Reiseverkehrs - angeboten
und in Anspruch genommen. Itandelt es sich jedoch
um eine Unterkunft auf einem Bauernhof, so ist
Privatquartier qegen Entgelt (auf Bauernhof) zu
markieren.

Privatquartier ohne E ntgelt umfaßt aIle Privat-
quartiere, in denen den Haushaltsritglietlern von
haushaltsfremden Personen (Verwandten, Bekannten)
unentgeltlich Unterkunft gewährt wird (auch uech-
selseitiger wohnungstausch während der Perien).

Ferienhaus, Bunqalow, Appartement sind neuartige
Beherbergungsstätten, in denen jedermann aufgenom-
men werden kann; Verpflegung wird in der Regel
nicht geboten, aber Kochgelegenheit (Selbstversor-
gung) ist gegeben. Auch Zweitwohnungen sind dieser
Gruppe zuzuordnen.

werden als Unterkunftsarten das Zelt oder der
wohnwaqen angegeben, so ist die Rubrik 'Campinq-
pIatz" zu markieren.

Nur wenn keine der genannten Unterkunftsarten zu-
trifft, ist Sonstige Unterkunft an zug eben.
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5 ERLÄUTERUNGEN zuu nneÄuzuNGSBocEN zuu urKRozENSus 1985

"AUTLICtI ANERKANNTE BEITINDERTENEIGENSCHAET FRAGEN ZUR

GESUNDIIEIT"

Zur besonderen Beachtung

Die Erhebung findet nur in den 0,5 t-Auswahlbezirken statt. Das

Statistische Landesamt teilt Ihnen mit, ob Ihr Auswahlbezirk
dazugehört.

5.I ZWECK DER BEFRAGUNG

Zur Beurteilung der Lage von Behinderten sind Angaben über ihre
wirtschaftliche und soziale Lebenslage, die mit denen der Gesamt-
bevöIkerung verglichen werden können, notwendig.

Die im Mikrozensus aus den nFragen zur Gesundheit" erhobenen Daten
sind für eine effektive staatliche Gesundheits- und Sozialpolitik
unersetzlich, denn nur der Mikrozensus Iiefert Angaben .über den
Gesundheitszustand der gesamten Bevölkerung. Diese Angaben sind
für sinnvolle Planung der Gesundheitspolitik, auch in Hinblick auf
die gesundheitliche Aufklärung der BevöIkerung, und der sozialen
Maßnahmen, die mit Krankheit und Erwerbsunfähigkeit verbunden sind,
e rforder I ich.

Die Fragen nach der Schluckimpfung sollen Auskunft geben über clen

schutz der BevöIkerung vor.einer Polioerkrankung.

5.2 ANLEGEN EINES ERGÄNZUNGSBOGENS

Gehört Ihr Auswahlbezirk zu den 0,5 t-Auswahlbez.irken, ist zu jeder
Erhdbungsliste auch ein Ergänzungsbogen anzulegen.

Als Ordnungsangaben sind der Regierungsbezirk (1970), die Auswahlbe-
zirksnummer und die 1ftl. Nr. des Haushalts im Auswahlbezirk von der
Erhebungstiste,/verteilungstiste zu übernehmen.
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5.3 ERLAUTERUNGEN zU DEN EINZELNEN FRAGEN

Frag e-Nr - Er I äuter ungen

5/e - 5/13
er Per-

son, Geschlecht,
Geburtsj ahr

Achten Sie bitte darauf, daß die Reihenfolge der
Personen in diesem Bogen mit der in der Erhebungs-
liste übereinstimnt. Die Angaben zu Geschlecht und
Geburtsjahr, die von der Erhebungsliste zu über-
'nehmen sind, können der Orientierung dienen.

Amtlich anerkannte Behinderteneigenschaft
Für diese Fragen besteht Auskunftspflicht. Sie sind
somit von allen Befragten zu beantworten, Die Frage
nach der Behinderung ist stets zu stellen, auch
wenn nach dem Augenschein die Vermutung gegen das
Vorliegen einer Behinderung spricht. Bei Behinde-
rungen handelt es sich häufig z.B. um innere Krank-
heiten. Nach den Dateien der Versorgungsverwaltung-
ist eth,a jeder 10. Einwohner mit einer Minderung
der Erwerbsfähigkeit (MdE) von wenigstens 30 t
behi ndert.

Aufgrund des Schwerbehindertengesetzes vom
30.4.1974 in der Fassung der Bekanntmachung vom
8- 10.1979 stelIt das Versorgungsamt einen amtlichen
Feststellungsbescheid aus, der den Grad der tldE in
Prozent ausdrückt- Außer den Versorgungsämtern kön-
nen auch andere SteIIen eine Behinderung bzw.'eine
Minderung der Erwerbsfähigkeit feststellen- Dazu
gehören u-a.:
- Hauptf ürsorgestel len ( GIei chstellungsbesche ide

bis I-5-1974)
- Serufsg enossenschaf ten
- Landesversicherungsanstalten bzw. Bundesversiche_

rung sans tal t
- öffentliche Dienststellen (nach Dienstunfällen)
- Entschädigungsbehörden (Bescheide über Rentenan_

sprüche nach dem BEG)

5/1
icher Bescheid
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Frage-Nr Er I äuter ungen

- Wehrbereichsgebührnisämter (Bescheide über den
Anspruch auf Ausgleich nach s 85 des Soldatenver-
sorgungsgesetzes )

- Verwaltungs- oder Sozialgerichte

Schwerbehinderte besitzen in der Regel auch einen
gültigen amtLichen Schwerbehinderten- oder Schwer-
(kriegs-)beschädigtenausweis- fm folgenden sind
darunter zu verstehen:
- die Ausweise über die Eigenschaft aIs Schwerbe-

hinderter, die seit 1 - I 0. 1 979 ausschließl,ich von
den Versorgungsämtern ausgestellt werdeni

- die Ausweise für Schwerbehinderte und Schr*er-
(kriegs- ) beschädigte, die vor den t . 1 0. 1 979 auch
von einer anderen Behörde als dem Versorgungsamt
(insbesondere von den Fürsorgestellen) ausge-

.ste11t wurden;
- die besonderen Bescheinigungen über die Eigen-

schaft aIs Schwerbehinderter, die von den Versor-
gungsämtern bis zum 20-6-1975 anstelle der Aus-
weise ausgestellt wurden.

Liegt nur ein Feststellungsbescheid des Versor-
gungsamtes .und,/oder ein gültiger Behindertenausweis
vor, so ist die Ziftet "1" einzutragen.

Sofern nur ein Feststellungsbescheid mit Prozentan-
gabe der MdE von einer anderen anrtlichen SteIIe als
dem Versorgungsamt vorliegt, jedoch ein güItiger
Behindertenausweis, so ist die Ziffer "2" (sonsti-
ger amtlicher Bescheid) einzutragen. Dies wird vor
allem dann der Fall sein, wenn dieser sonstige amt-
liche Bescheid einen Grad der MdE von unter 50 t
auswe ist.

Sincl sowohl ein Bescheid des Versorgungsamtes oder
ein güLtiger Behiridertenausweis als auch ein son-



Frage-N r Er läute r ungen

stiger amtlicher Bescheid vorhanden, so tragen Sie
bitte die zLffer "3" ein. Dabei ist es gleichgüI-
tig, ob Ausweis und Feststellungsbescheide sich auf
die gleiche oder - bei Mehrfachbehinderten - auf
andere (weitere) Behinderungen beziehen.

Die Signierziffernl bis 3 sind demnach wie folgt
zu vergeben:

Fest stel lungsbesche id
liegt vor vom(n) . ..

Ve rsorgungsamt

sonstiger Stelle
versorgungsamt und
sonstiger Ste1le

uswe
1i

nern

genannten Ausweise,/
inderte und Schwer-

t er r

ja

1

3

3

2

3

1 ) Hierzu zählen alle die zuvor
Bescheinigungen für Schwerbeh
(kr iegs- ) beschäd igte .

der MdE

Sofern derzeit weder ein Bescheid noch ein Behin-
dertenausweis vorliegt, jedoch ein Antrag auf
Feststellung der Behinderung bzw. !tinderung der
Erwerbsfähigkeit beim Versorgungsamt (oder einer
anderen SteIIe) gestellt wurde, über den noch
nicht entschieden ist, so ist die Ziffer "4" an-
zugeben.

Treffen mehrere Behinderungen zusammen, die alle
durch eine Gesamtbeurteilung einer Verwaltungs-
behörde festgestellt wurden, so enthä1t der güI-
tige Fest-stellungsbescheld dieser Behörde bzw. der
darauf. beruhende Behindertenausweis den zusammenge-
faßten Grad der MdE. Dieser ist für die Eintragung
im Erhebungsbogen maßgeblich.

Liegen dagegen Feststellungsbescheide mehrerer
SteIlen vor, so tragen Sie bitte dep höchsten

s
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Frage-Nr.

s /16 Tei Inahme
an Schluck-
impfung

5/17 , 18

Jahr der letzten
SchI uck impfung

Er 1äute rungen

festgestellten Grad der MdE ein- Weisen alle Be-
scheide den gleichen Prozentsatz aus, so ist
dieser anzugeben.

"Nicht bekannt" ist nur dann einzutragen, trenn
bereits ein Bescheid vorliegt, der Befragte den
MdE-Grad aber nicht kennt.

Fragen zur Gesundheit

Die Beantwortung der folgenden Fragen zur Gesundheit
ist freiwillig.

Für Personen, die weder zur'Schluckimpfung gegen Kin-
derlähmung noch zu Krankheit und Unfallverletzung
Auskunft geben, tragen Sie bitte "0" bei den Fragen
5/16 und 5,/19 ein. Antvrortet der gesamte Haushalt
nicht, ist außerdem in Spalte 24 der Verteilungsli-
ste "0" (keine Auskunft) einzutragen. Geben nur
einzelne Haushaltsmitglieder keine Auskunft, wird
in Spalte 24 der Verteilungsliste "1" (Auskunft)
ve rme rkt .

Die TeiLnahme an einer Schluckimpfung gegen Kinder-
1ähmung ist freiwiIIig.

Die Ständige Impfkommission des Bundesgesundheits-
amtes empfiehlt eine dreimalige Polioschluckimpfung
in den ersten beiden Lebensjahren und eine Auf-
frischimpfung zehn Jahre später sowie eine weitere
im frühen Erwachsenenalter.

Die Frage sol1 mit "Ja" beantwortet werden, Irenn min-
destens an ein.er Impfung teilgenommen wurde.

Für Personen, die die Vorfrage bejaht haben, ist
hier das Jahr der letzten Schluckimpfung anzugeben.
Daian kann festgestellt werden, ob die Impfung noch
einen Schutz ausübt,
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Frag e-N r E r 1äute rungen

5/1e - 5/2s
Kr n und
Unfal lver 1et zun-
9en

Im Gegensatz zu den Fragen des Grundprogramms, die
sich grundsätzlich auf die Berichtswoche oder den
Berichtsstichtag (Mittwoch in der Berichtswoche)
beziehen, sind die Fragen über die Krankheit.bzw.
Unfallverletzung auf den Befragungstag bzw. auf
die letzten vier Wochen, zurückgerechnet vom Be-
fragungstag, an dem Sie das Inter.view durchführen,
bezogen. Man bezeichnet diese Verfahrensweise als
Erhebung mit einem "gteitenden Berichtszeitraum'.
Der Berichtszeitraum ist also nicht auf den uonat
ApriI festgelegt, sondern richtet sich nach dem

Tag, an dem Sie das Interview durchführen. Von
diesem Tag (Befragungstag) werden die vier Wo-
chen des Berichtszeitraumes zurückgerechnet.

In die Erhebung sind. also Personen einzubeziehen,
die während des vierwöchigen Berichtszeitraumes
- einschließIich Befragungstag - an mindestens einem
Tag krank waren. Die Krankheit kann dabei

( 1 ) vor dem Berichtszeitraum begonnen haben und am

Befragungstag noch andauern

(2) vor dem Berichtszeitraum begonnen und im Be-
richtszeitraum geendet haben

(3) im Berichtszeitraum begonnen haben und am Befra-
gungstag noch andauern

(4) im Berichtszeitraum begonnen und vor dem Befra-
gungstag geendet haben

(5) am Befragungstag begonnen haben.

Für eine Person kann jeweils nur Krankheit oder Un-
fall angegeben werden. Beim Zusammentreffen von
Krankheit und Unfallverletzung ist das einzutragen,
was vom BefraEten aIs am schwerwiegendsten betrach-
tet wi rd.
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Frag6-Nr

5 /19 Krank,/unf al l-
verletzt

Er1äuter-ungen

Wird zu dieser Frage keine Auskunft erteilt bzw.
mit "Nein" (9) geantwortet, bleiben die restlichen
Fragen unbeantwortet.

Eine.Krankheit oder Unfallverletzung liegt dann vor,
wenn eine Person sich während des Berichtszeitraumes
in ihrem Gesundheitszustand so beeinträchtigt ge-
fühlt hat oder noch fühlt, daß sie ihre übliche Be-
schäftigung nicht voll ausüben konnte oder kann (2.B.
Spielen oder Kindergartenbesuch bei Kindern, Schul-
besuch bei Kindern unil Jugendlichen. Berufstätig-
keit, Hausarbeit, Freizeittätigkeit bei nicht be-
rufstätigen Personen). Dabei kommt es nicht darauf
an, ob wegen der Beschwerden ein Arzt in Anspruch
genommen wurde oder nicht, Wurde jedoch von einem
Arzt oder Heilpraktiker eine Diagnose gestellt, nach
der eine Behandlung notwendig ist, Iiegt in jedem
FaIIe eine Krankheit vor. Sierbei kommt es - insbe-
sondere bei langfristigen Leiden (2.8. Zuckerkrank-
heit, Bluthochdruck sind meist chronischer Art) -
nicht darauf an, ob der Befragte in der Ausübung
seiner gewöhnlichen Beschäftigung beeinträchtigt
war oder nicht. Auch ein angeborenes Leiden und
Xörperbehinderung sind, wenn eine regelmäßige ärzt-
liche Behandlung erfolgt, als Krankheit anzusehen.

Schwangerschaf! Entbindung und Wochenbett sind nicht
als Krankheit anzugeben; damit verbundene Komplika-
tionen, die zu einer wesentlichen Einschränkung der
üblichen Tätigkeit führen oder ärztliche Behandlung
erforderlich machenr. §e1ten dagegen als Krankheit.

UnfäIIe sincl pIötzliche Ereignisse, die die Ver1et-
zung oder eine andere Beeinträchtigung der Gesundheit
eines Menschen verursachen (2.B. Gehirnerschütterung
durch einen Sturz ).
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Dauer der
K rankheit,/
UnfaI lve r -
Ietz ung

Frage-Nr.

s /21 Andauern der
Krankhe i t/
UnfaIlver-
Ietz ung

Er Iäute r ungen

Hier ist die Gesamtdauer der Krankheit/Unfallverlet_
zung anzugeben, auch die außerhalb des Berichtszeit_
raumes (s. S. 14 ) Iiegende Zeit. Dauert die Krank-
heit noch an, ist der Zeitraum bis einschl. zum Be-
fragungstag einzutragen.

Beispiel: Das Interview findet am 5. Mai statt. Die
' Krankheit begann am 1 1 . März und dauert

noch an. Die Dauer beträgt bis einschl.
5. Mai 55 Tage, d.h. Kategorie "über 6 Wo_
chen - I Jahr" Lrifft zu.

Dauert die Krankheit,/Unfallverletzung noch an
- gteichgültig wann sie begonnen hat - ist diese
Frage mit "Ja" zu beantworten, auch wenn die Krank-
heit erst am Befragungstag beginnt.

Behandl ung

Diese Fragen beziehen sich nur auf eine Behandlung
oder Arbeitsunfähigkeit in den Ietzten 4 Wochen vor
der Befragung (einschl. Befragungstag).

Ambulante ärztliche Behandlung kann durch einen nie_
dergelassenen AIlgemein- oder Facharzt oder in der
Ambulanz (poliklinik) eines Krankenhauses vorge_
nommen werden.

Eine stationäre Krankenhausbehandlung liegt dann
vor, wenn ein Haushaltsmitglied mindestens zu einer
Übernachtung in ein Krankenhaus aufgenommen und dort
verpflegt, ärztlich behandelt oder auf sonstige Art
medizinisch oder pftegerisch betreut wurde.

Nicht zu den Krankenhäusern zähten Einrichtungen, in
denen nur eine ärztliche Überwachung ohne regelmä-
ßige ärztliche Behandlung stattfindet (2.B. Anstal-
ten zur Unterbringung Gebrechlicher oder Erholungs-
bedürftiger, Altersheime, pflegeheime).

5/22 - 5/24
Behandlung, Ar-
beit s unfäh igkeit
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Frage-N r

Dauer der
stqt i onären
Behandlung

E r 1äute rungen

War oder ist eine Person in stationärer und ambulan-
ter Behandl'jitg, so ist die stationäre Behandlung
vorrangig.

Diese Frage ist von a1len zu beantworten, die in der
Vorfrage angegeben haben "in stationärer Kranken-
hausbehandlung " .

5 /24 Arbeitsun-
fäh i 9ke it

s/25 Art des
UnfaI I s

Personen, die in den letzten 4 l{ochen stationär be-
handelt wurtlen, am Befragungstag aber wieder ent-
lassen vraren, geben die Gesamtdauer der stationären
Behandlung an. Ist der Krankenhausaufenthalt noch
nicht beendet, so ist Ziffer "6" (noch andauernd)
anzugeben.

Arbeitsunfähiq sind Personen, die wegen ihrer Krank-
heit oder ihres UnfaIIs mindestens einen vollen Tag
im Berichtszeitraum ihrer Arbeit nicht nachgehen
konnten oder am Befragungstag nicht nachgehen kön-
nen.

Für Personen, die in den letzten 4 Wochen für eine
bestimmte Zeit arbeitsunfähig waren, aber am Befra-
gungstag wieder arbeitsfähig sind, ist Signierzif-
fer "l'einzutragen.
P'ersonen, die am Befragungstag arbeitsunfähig sind,
sei es d.aß sie erst am Befragungstag arbeitsunfähig
geworden sind, sei es daß sie es bereits längere
Zeit sind, erhalten die Signatur "2n.

Diese Frage richtet sich nur an die Personen, die in
der Leitfrage 5/19 "unfallverletzt" (2) angegeben
haben,

Als Arbeits- oder Dienstunfall gelten UnfäIIe, die
Erwerbstätigen in Ausübung ihrer Erwerbstätigkeit
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Frage-Nr Er 1äute rungen

(am Arbeitsplatz) zustoßen. Unfä1le auf dem Weg zur
bzw. von der Arbeit (WegeunfäIle) gehören nicht zu
den Arbeits- oder DienstunfäIlen, sondern zu den
Verkehrsunfä1Ien.

Ver\ehrsunfälle sind UnfäIle im öffentlichen Verkehr
und auf privaten Verkehrswegen. Dazu zählen aIIe
WegeunfäI1e, d.h. auch solche von Fußgängern ohne
Beteiligung eines Fahrzeugs. Erfolgt der Verkehrs-
unfall in der Ausübung der Arbeit (2.B. Busfahrer)
so ist'Arbeits-,/Dienstunfall" einzutragen.

Zu den häuslichen Unfäl1en zählen die Unfälle im
häuslichen Bereich (Wohngebäucle einschl. Zugang,
Hoffläche, Hausgarten, carage), die sich bei haus-
wirtschaftlicher oder sonstiger Tätigkeit ereignen.

Nicht als häusliche Unfälle gelten ArbeitsunfäIle
im häuslichen Bereich (2.B. Elektriker, Briefträger,
hauswirtschaftliche Bedienstete), dagegen aber Un-
fäI1e von Hausfrauen bei ihrer Tätigkeit.
Zu den Freizei fä1 Ien geh6ren UnfäIIe, die sich
bei als Freizeitbeschäftigung ausgeübtem Sport und
Spiel, bei einer Hobbytätigkeit oder einer sonstigen
Freizeitbeschäftigung ereignen. Unfälle von Berufs-
sportlern gelten ats Arbeits-,/DienstunfaII, Sport-
oder Spielunfä1le in der SchuLe oder im häuslichen
Bereich aIs sonstige UnfäI1e bzw. häusliche Un-
fä1Ie.

Die Kategorie "sonstiger Unfall (einschI. Schulun-
fa11)" umfaßt alle sonst nicht zuzuordnenden FäIIe.
Hierzu zählen auch UnfäIIe, _die sich bei einer schu-
lischen Veranstaltung außerhalb des Schulgeländes
ereignen, nicht aber Unfäl1e auf dem Schulweg, die
aIs WegeunfäIle den Verkehrsunfälten zuzurechnen
si nd..
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6, EnüuTEnurudEN zUM ERGANZUNGSBoGEN,,EG-ARBEITSKRAFTEsTIcH-

pRoge 1986"

Zur besonderen lq aettttlng
Die Erhebung findet nu rinden0 4 t Auswahlbezirken statt. Das Sta-
tistische Landesamt sagt Ihnen, ob Ihr Auswahlbezirk dazugehört

6,1 I,'lRs IsT DIE EG-ARBEITSKRAFTESTIcHPRoBE?

Die Europäischen Gemeinschaften (EG) führen in ihren Mitgriedlsländern
eine gerneinsame Arbeitskräftestichprobe durch. Mit dieser Hausharts-
befragung sollen insbesondere wichtige Ergebnisse über die Erwerbs-
tätigkeit, Arbeitslosigkeit und Bevölkerungsstruktur in der EG ermit-
telt urerden. Die EG-Arb'eitskräftestichprobe, die erstmals 1960 und
seitdem schon wiederhoLt in den Mitgriedsstaaten der EG durchgeführt
wurde, hat sich als amtliche Repräsentativstatistik bewährt.

In der Bundesrepublik Deutschland sind in die Ec*Arbeitskräftestich-
probe lO0 000 Haushalte, was 0,4 t der BevöIkerung entspricht, einzu-
be z iehen.

Die von der EG benötigten Daten sind zum Teil mit den im Mikrozensus
erhobenen identisch und werden deshalb nicht mehr gesondert erfragt.
Darüber' hinausgehende Fragen der Ec-Erhebung sind auf dem Ergänzungs-
bogen enthalten.

6.2 [,lelcHeru Zwgc«eN DIENT DtE EG-ARBEtTsKRAFTESTIcHpRoBE?

Die zunehmenden internationalen Verflechtungen bedingen auch einen
steigenden Datenbedarf internationaler Institutionen . Die EG benö-
tigt Daten zu den oben genannten Bereichen für Untersuchungen der
wirtschaftlichen und sozialen Situation in den Mitgliedsländern, die
die Voraussetzung für arbeitsmarkt- und regionalpolitische Maßnahmen
bi lden.
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Für solche Maßnahmen - vor al1em die Mittelvergabe z.B. aus dem Re-
gionalfonds oder den Sozialfonds der EG - müssen gerechterweise ver-
gleichbare Daten für alle Länder zugrunde gelegt werden. Solche ver-
gleichbare Daten liefert die gemeinsame Arbeitskräftestichprobe.

Die Verknüpfung dieser EG-Erhebung mit dem Mikrozensus - statt zweier
getrennter Erhebungen - ist zeitsparend und kostengünstig.

6,3 AuT weTcUeN REcHTSGRUNDLAGEN BERUHT DIE ERHEBUNG?

Die Rechtsgrundlage für die Ec-Arbeitskräftestichprobe ist die Ver-
ordnung (EWG) Nr. 3633/85 des Rates vom 17. Dezember 1985 zur Durch-
führung einer Stichprobenerhebung über Arbeitskräfte im Frühjahr 1986
in Verbindung mit dem Gesetz über die Statistik für Bundeszwecke
(Bundesstatistikgesetz) vom 14. llärz 1980 (Bunclesgesetzblatt I S. 289)
und dem Mikrozensusgesetz (siehe 7. Recht.sgrundlagen).

Die Mitglieder der ausgewählten tlaushalte sind gemäß Artikel 2 der
EG-Verordnung in Verbindung mit § l4 lilikrozensusgesetz zur Beanteror-
tung der angeordneten EG-Fragen verpflichtet,

§ 14 des Mikrozensusgesetzes bestimmt, daß die für den Mikrozensus
geltenden Regelungen entsprechend auf die EG-Arbeitskräftestichprobe
anzuwenden sind. Dies 9i1t nicht nur für die Auskunftspflicht, son-
dern auch für clie verfahrensreclitlichen (und sonstigen) Vorschriften,
etwa zur schriftlichen AusfüLlung. Damit ist sichergestellt, daß den
Belangen des Datenschutzes in der EG-Erhebung in gleichem trlaße Rech-
nung getragen wird wie im Mikrozensus. E\ir Ihre Aufgabe bedeutet das,
daß Sie die EG-Erhebung genauso wie den Mikrozensus durchführen.

6.q AruTeeEu EINES ERGANzUNGSBoGENS

I. Zu befragender Personenkreis

lilindestens ein Ergänzungsbogen ist für jeden Haushalt der 0,4 t Aus-
wahlbezirke anzulegen. Auszufüllen ist der Ergänzungsbogen:
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Für alle Personen mit nur einem Wohnsitz
2- Für Personen mit znei und mehr.wohnsitzen, wenn die hiesige woh-

nung (also die in die Befragung einbezogene) die vorwiegend be-
nutzte hlohnung (99f. der Familie) ist.

Personen, die mehr als eine Wohnung bewohnen und nicht am Ort der
vorwre end be zten V{ohnu befragt werden ("f"o in a"r Erhebungs-
riste Frage 2/20 ni-r "Ja" und Frage 2/21 mit nNein" beantivortet
haben) machen keine Angaben zu dem Ergänzungsboq en. Vermerken Sie
dies bitte in der Verteilungsliste unter nBenerkungenn.

A1s ordnungsangaben sind der Regierungsbezirk ('l97ol, die Auswahrbe-
zirks-Nr. sowie die lfd. Nr. des Haushatts im Auswahlbezirk aus der
Verteilungsliste zu übernehmen.
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6.5 ERLAUTERUNGEN ZU DEI'I EINZELNEN FRRECN

Frage-Nr.

Lfd. Nr . der
Person im
Haushalt

Er Iäuterung

Achten Sie bitte dar'auf, daß die Reihenfolge der
Personen mit der in der Erhebungsliste überein-
stimmt.

Fr re Erwerbs-
rätigkeir

6/16 - 6/1
Aus- und Fort-
bild ung

-Nennen Sie bitte den genauen Beruf, den die Perso-
nen z.Z. ausüben, nicht den früher einnal erlern-
ten.
Beispiele: Bilanzbuchhalter (nicht Angestellter),
Postschaffner (nicht Beanter), Fliesenleger (nicht
Facharbeiter). zivildienstleistende geben die au-
genblicklich ausgeübte Tätigkeit an.

Diese Frage ist nur von arbeitsuchenden oder ar-
beitslosen Personen, also denjenigen, die Frage
2/25, 2/2(, oder 2/27 mit "Ja" beantwortet haben,
zu beantworten.

Die Definition "erwerbs- bzw. berufstätig" ist die
gleiche wie die zu Fra'ge 2/23 erläuterte.
Personen in Volfzeitausbildung oder -fortbildung
gehen keiner anderen Tätigkeit nach. Eierzu gehö-
ren insbesondere SchüIer und Studentbn.

Dagegen gelten Auszubildende und Firmenpraktikan-
ten als erwerbs- bzw. berufstätig.

Diese Frage richtet sich nur an weder erwerbstäti-
ge noch arbeitsuchende Personen, d.h. an diejeni-
gen, die dieEYagen 2/23 bis 2/2€' nrr. "Nein" beant-
wortet haben, im Alter von l5 bis unter 65 Jahren.

Diese Fragen sind nur an Personen im Alter von
15 bis unter 50 Jahren zu richten
Es sind sowohl Aus- und Fortbildungsmaßnahmen zu
erfassen, die noch andauern, als auch solche, die
in den letzten vier l{ochen besucht oder abgechlos-
sen wurden.

Uc Beruf

/1
uation vor

Beginn der
Arbeitsuche
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Fr ag e-Nr

Le ausbi 1dung,
sonstige beruf-
liche Ausbildung

ck der
Ausbi ldung

5/19 - 6/d
Situation ein
Jahr vor der
Erhebung

20 - 6/25
Wohnung swechsel

26- 6/d
Beteiligung am

Erwerbsleben,
Erwerbstät ig ke it
gn6g April 1985

Er 1äute rung

A1s sonstige Ausbildung, Fortbildung, Umschulung
ist auch der Besuch einer Hochschule oder einer
berüfsbildenden Schule einzutragen.

AIs erste berufliche Ausbildung gelten die Lehr-/
Anlernausbildung, der Hochschulbesuch und der Be-
such berufsbildender SchuLen, soweit noch keine
andere berufliche Ausbildung erworben wurde.

Mit der Erhebung von Daten über die Situation im
Vorjahr können inzwischen eingetretene Veränderun-
gen eindeutig a1s tatsächliche Veränderungen der
Situation der Befragten festgestellt werden. Daten
dieser Art benötigt die EG für Vergleiche der Ent-
wicklung in den einzelnen Ländern, insbesondere im
tlinblick auf den Arbeitsmarkt und die ggf. zu er-
grei f enden i.la ßnahmen.

Diese Fragen sind nur zu beantworten, wenn der
Wohnsitz Ende AFril 1985 nicht nit cl.em gegenwärtigen
lrtrohnsitz übereinstimmt, also Frage 6/19 mit "Nein,
beantwortet wurde.

VgI. die Erläuterungen zu den entsprechenden Fra-
gen der Mikrozensus-Erhebungsliste 12/23 b:-s 2/27,
4/b, 4/121.
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Gesetz
zur Durchführung einer Repräsentativstatistik
über die Bevölkerung und den Arbeitsmarkt

(Mikrozensusgesetz)

Vom 10. Juni 1985

(rcal. r s. 9tt r)

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates
das lolgende Gesetz beschlossen:

§1
Art und Zwcck der Erhebung

(1 ) Über di€ Bevölkerung und den Arbeitsmarkt wird
in den Jahren 1985 bis 199O eine Bundesstatistik auf
repräsentativer Grundlage (Mikrozensus) durchgeführt.

(2) Zweck des Mikrozensus ist es, statistischg Anga-
ben in tiefer lachlicher Glied€rung über die BevölkE-
rungsstruktur, di6 wirtschaftliche und soziale Lage der
Bevölkerung und der Familien, den Aö€itsmarkt die
berufliche Gliederung und Ausbildung dar ErwerbSbe-
völkerung sowie die Wohnveüältnisse bereitzustellen.
Die Ergebniss€ sind Grundlag€ tür politische Entschei-
dungBn in Bund und Ländern.

§2
Erhebungseinheiten

. (l) ErhebungSeinheiten sind Personen, Haushalte
und Wohnungen. Sie werden durch mathematische
ärfallsver{ahren auf der Grundlage von Flächen oder
vergleichbarer Bezugsgrößen (Auswahlbezirk) ausge-
wählt.

(2) ln den Auswahlbezirken werden die Erhebungen in
bis zu vier aufeinanderfolgendEn Jehren durchgeführt.
Jährlich wird mindestens ein Viertel der Auswahlbezirke
durch neu in di6 Auswahl einzubeziohende Auswahl-
bezirke ersetzt.

(3) Enen Haushalt bilden allE Personen, die gemein-
sam wohnen und wirtschaflen. Wer allein wirtschaftet.
bildet einen eigenen Haushalt. Personen mit mehreren
Wohnungen sind in ieder ausgewählten Wohnung einem
Hau6halt zuzuordnen.

§3
M€rkmale

(1 ) Der Mikrozensus erhebl Merkmalo über persönli-
chs und sachliche verhällnisse, dle zur statistischen
Verwendung bestimmt sind (Ehebungsmerkmale) oder
die, voöehaltlich der Regelung in § 11 Abs. 4..der
Durchführung der Stichprob6 dienen (Hiltsmerkmale).

(2) oie Erhebungsmerkmale dürfen aul die für die
maschinelle Weiteruerarbeitung bestimmten Datenträ-
ger übernommen werden. Hiltsmerkmale dürlen nur
getrennt von den Erhebungsmerkmalen auf gesonderte
für die maschinelle Werterverarbeitung bestimmle
Datenträger übernommen werden, soweil sie nach § 1 1

Abs. 4 oder § 13 Abs.5 verwendet werden dürfen.

§1
Ordnungnummern

' Die im Erhebungsvedahren zur Kennzeichnung stati-
stischer Zusammenhänge vorwendeten Nummern
(Ordnungsnummern) dürfen auf die tür die maschinelle
Weiterveraöeitung b6stimmlon Datenträger übemom-
men werden. Diese Nummem dürten nur Angaben nach
den §§ 5 und 6 über Gebäude-, Wohnungs- und Haus-
haltszugehörigkeit enthalten.

§5
ErhrbungsmGrkmalc

(1) Folgend€ Bfiebungsmerkmale werden jährlich
erfragt:

1, Gemeindg; Nutzung der Wohnung als alleinige Woh-
nung, Haupt- oder Nebenwohnung (§ 12 Malde-
rechtsrahmenggseiz); Zahl der Haushälte in der
Wohnung und der Personen im Heushalt Wohnungs-
und Haushaltszugehörigkeit sowie Familienzusam-
menhang (ZugEhörigkeit dsr Person zu einer
bestimml6n Wohnung und einem b6stlmmten Haus-
halt Zugehörigkeit zu einer bestimmten Familie: Art
der Verwandtschatt; Schwägerschan der Familien-
mitglieder eines Haushalts); Veränderung der Haus-
haltsgröBe und -zusammensetzung seit der letzlen
Beträgung durch Geburt, Tod oder Umzug;.Bauallers-
grupp€ d€r erstmals in die Erhebung einbezogenen
Wohnungen; Geschlecht Geburtsiahr und -monat;
Familienstand; Eheschließungsjahr: Staatsangehö-
rigkeit

2. EMeöstätigkeit, Arbeitssuche: Arbeitslosigkeit;
Nichterwerbstätigkeit Kind im Vorschulalte[ Schü-
ler, Student;
a) lür Enaerbstäti9e:

Regelmäßige oder gelegentliche Tätigkeit: Voll-
zeit- oder Teilzeitlätigkeit; Ursachen einschließ-
lich der arbeitsmarktbezogenen Gründe für Teih
zeittätigkeit belristeter oder unbelristeter
Aöeitsverlrag: normalenyeise geleistete

. vv6chentliche Arbeitszeit (nach Stunden und
Tagen) und latsächlich in der Berichtswoche
geleistele Arbeitszeit (nach Stunden und Tagen)
sowie aöeitsmarktbezogene Gründe und andere
Ursachen für den Unterschiedi Stellung im Berut
Wirtschaftsa,veig des Betriebesi lür Personen mit
einer zweiten Eruerbstätigkeit zusätzlich: Stel-
lung im Beruf: Wirlschaftszweig des Betriebes:
normalerueise geleistete wöchentliche Arbeits-
zeit (nach Stunden und Tagen) und tatsächlich in
der Berichtswoche geleistetE Arbeitszeil (nach
Stunden und Tagen):



b) lür Arbsitslose und Arbeitsuchende:
Bezug von Arbeilslosengeld, -hiile: Art, AnlaB und
Dauer der Aöeitssucho; Arl und Umfang der
gesuchten Tätigkeit; Verlügbarkoit lür eine neug
Arbeitsstelle; Gründe für dis Nichtverfügbarkait
(Krankheit, Ausbildung, bestehende Tätigkeit und
andere Umstände);

c) für NichterweöstätigE:
. lruhere Enrerbstätigkeit Zeitpunkl sowie arbeits-

marktbezogene und andere Beendigungsgründe
für di€ l€tzle Tätigkeit Wirtschattszweig und Stel-
lung im Berut der letzten Tätigkeit;

d) tü Kinder im Vorschulaltec
Besuch von Kinirergärten:

e) tür Schüler uncl Sludenten:
Art der besuchten Schule oder l.lochschule;

3. Arl des üb€rwiegenden Lebensunterhatls (Erwerbs-
tätigkeit Arbsitslosengeld. -hilfe: Renle, Pension;
Unterhalt durch Btem, Ehegatten od6r andere; eige-
nes Vermögen, Vermietung, Znsen, Altenleil; Soziai-
hilf€; sonstigs Unlerstirtzungen); Ari der öt enttichen
Renlen, Pensionen unlerglied€rl nach eiganor od€r
Whren-, Waisenrente, -pension (Arbeiten6ntenver-
sicherung: Kneppschaftliche Rentenv€rsicherung;
Ang€stelltenrentenversicherung; Pension; Kriegs-
oplenente: Untallversicherung; R6nte au9 dem Aus-
lanq übrige ötlenlliche Bente); Arl der sonstigen
ötfentlichen und prtualen Enkornmen (Wohngetd;
Sozialhilfe; BAIöG; sonstige öfientliche Unterstüt-
rung; Betriebsrente; Altenteil; eigenes Vermögen,
Znsen; Leistunggn au3 der Leb€nsversich8rung;
Vermietun€, Verpachtungi privala UnterstüfzunEen);' Höhe des monatlichen Nettoeinkommens nach En-
kommensklassen in einer Statlelung von mind€stens
'150 Deulsche Marlq

4. Zugehörigkeit zur geseElichen Krankenversicho-
rung nach Kassenarten, Zugehörigkeit zur privaten
Krankenversicherung sowie sonstiger Anspruch aul
Krankenversorgung; Art des Versicherungsverhält-
nissesi zusätzlicher privatfi Krankänversicherungs-
8chut4 Art des Versicherungsvefi ätnisses (pllicht-,
heiwillig versichsrt) und Zweig d6r gesetzlichen Ren-
tenveEicherung zur Zalt der Erfiebung und in den
lstzten zwöll Monatsn davEr; Zahlung von B€iträgen
in der gosetslictlen Renlenversicherung seit dem
1. Janua, 1924

mitoinem Auswahlsätz von I vom Hundert dor Beyölke-
run$

5. Anzshl der Urlaubs- und Eiholungsrgisen von fünf
und mehr Tagen: Zahl dof beteiligten Haushaltsmit-
gliedeE Beginn und b€nuEte3 Verkehrsmittel; bei
Auslandsreisen au8erdem: Z6lland; b€i lntandsrei-
sen auBerdem: Art; Zel; Dauer und Untertunftsart

mit einem Auswahlsats von 0,t yom Hundert cl€r Bevöl-
kerung

(2) Folgende Erhebungsmerl«nale worden ab t 985 im
Abstand von zwoi Jahren orfragt
l. ausgeübte. Beruf in dsr erslen und zweiten oder in

d6l letzten Erworbstätigkeih Merkmate cles ausgeüb-
ten Berufs und des AöeitsplaEes unter besonderer
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Berücksichtigung cbr Anlorderungen des Aöeits-
marktes; Stellung im Betrieb: Beruls- und Betriebs-
wechseli

2.höchster Schulabschluß an allgemeinbltdenden
Schul6n; Art, Oauer und AbschluB der schulischen
und praktischen Berufsausbildung sowie der berufli-
chen Fortbildung und Umschulung; Hochschulab-
schlu8 nach Art und Hauptfachrichtung;

3. bei Ausländern: Aulentheltsc,auer, Zaht und Atter der
im Ausland lebenden Kinder. im Ausland lebender
Ehegatlo odgr gtern:

.1. Art und Größe des Gebäudes mit Wohnraum, Nut-
zung der Wohnung ats Eigentüme( Hauptmieler oder
Untermiele[ Eigentumswohnung, Freizeitwohnung;
Einzugsjahr des Haushatts; Auastattung der Woti
nung mit Küche, Kochnische, Bad oder Dusche und
WC; Art d6r Beheizung und der Heizenergie; Ftäche
der gesamten Wohnung: Zahl der Räume mit sechs
und mehr qm und der davon untervemieteten odergeweölich genutzten Räume: Baualtersgruppe:
Leerstehen der Wohnung;
bei vermieleten Wohnungen außerdem:
Höhe der monatlichen Miels und der Nebenkosten:
ErmäBiguog odBr Wegfall der Miete; Nutzung als
Di€nst-, Werts-, B€rufs- oder Geschättsmietwoh-
nung;
b€i Nutzung der Wohilung crurch den Egentümer
auBerdem:
Art und Jahr des Erwerbs

mit einem Auswahlsatz von 1 vom Hundert der Bevölke-
rung.

(3) Folgende Erhebungsm€rkmale werden im Ab-
stand von drei Jahren erlragt:
1. b€i Eßerbstätigen sowi€ Schülem und Studanten:

Gemeinde der Arbeits- oder Ausbitdungsstättei
hauptsächlich benulztes Verkehrsmittel; Entternung
und Zeitautwand für den Weg zur Aöeits- oder AuS-
bildurigsstätla

ab 1 985 mit Binem Auswahlsatz von 1 vom Hundert der
Bevölkerung;
2. Dauer einer Krankheit oder Unlallverletzung; Arl des

Untalls; Arl und Oauer.,er Behandlung; Dauer einer
Aöeitsunfähigkeit; Vorsorgo gegen Krankheiton:
Krankheitsrisiken;

3. amtlich anerkannte Behinderleneigenschatt und
Gract der Behinderung

ab 1988 mit einem Auswahlsatz von 0,5 vom Hundert
der Bevölkerun$
4. Art der privaten und betrieblichen Altersvorsorge,

Höhe der Lebensversicherung nach Versicherungs-
summenklassen

ab 1986 mit einem Auswahlsatz von O,2S vom Hundert
der Bevölkerung.

§6
Hillsmerkmale

(1) Hiltsmerkmalo sind:
1. Vor- und Familiennamen der Haushallsmitglieden
2. Telefonnummec



3. Straße, Hausnummer, Lage der Wohnung im
Gebäude;

4. Vor- und Familienname des Wohnungsinhabers;
5. Name der Arbeitsstätle.

(2) Das Hilfsmerkmal Name der Arbeitsstätte nach
Absatz 1 Nr. 5 darf nur zur Überprüfung der Zuordnung
der Emerbstätigen zum Wrlschaftszweig verwendet
werden.

§7
Erhebungsstellen

Erhebungsstellen tür defl Mikroszensus sind die sta-
tistischen Amter der Länder.

§8
lnlorviawel

(1) Für die Erhebung sollen lnterviewer eingesetzl
werden. Sie sind von den Erhebungsstellen auszuwäh-
len und zu bestellen.

(2) Di6lnlerviewerdürfeh die aus der lnterviewertätig-
keit gewonnenen ErkenntnissE über Auskuntlspflich-
tige nicht in anderen Ver{ahren oder lür andere Zweckg
verwenden. Sie sind aul diB Wahrung des Statislikge-
heimnisses und zur Geheimhaltung auch solcher
Erkenntnisse über Auskunftspllichtige schrittlich zu ver-
pllichten, die gelegentlich der lnteruiewertätigkeil
gewonnen werden. Die V€rpflichlung gilt auch nach
Beendigung der lnterviewertätigkeiL

(3) Die lnterviewer müssen die Gewähr lür Zuverläs-
sigkeit und Verschwiegenheit bieten. Sie dürren nicht
eingeselzt werden
f. in der unmittelbaren Nähe ihrer Wohnung (Nachbar-

schatt),
2. wenn aulgrund ihrer beruflichen Tätigkeit oder aus

anderen Gründen zu besorgen ist, daB Erkenntniss6
aus der lnterviewertätigkeit zu Lssten der Auskuntls-
prlichtigen genutzl werden.

(4) Die lnterviewer sind verpflichtel, di6 Anweisung6n
der Erhebungsstellen zu betolgen. Bei der Ausübung
ihrer lnterviewortätigksit hab€n sich die lnteNiewer aus-
zuweisen: Wohnungan dürfen sie nur mit Zustimmung
eineb Verfügungsberechtigten Setrelen.

(5) DiB lnteruiewer sind ber€chtigt, in die Erhebungs-
vordrucke, soweil si6 Voraussetzung tür die ordnungs-
gemäße Durchlührung der lnteryiewertätigk€it sind, die
Angab€n über die ähl der Haushalte in der Wohnung
und dar Personen im Haushalt, das Leerslehen der
Wohnung, den Vor- und Familiennamen des angetrotlo-
nen Auskunttspflichtigen (§ 6 Abs. 1 Nr. 1 ) sowie die
Hilfsmerkmale nach § 6 Abs. t Nr.3 selbst einzutragen.
Oies qilt auch für weitere Entragungen in die Erhe-
bungsvordrucke, wenn und soweit die Auskuntlspflich-
tigen einverstanden sind.

(8) Die lnlerviewer sind über ihre Rechte und Pflichten
zu belehren.
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§s
Auskunftspflicht

(1 ) Auskunttspflichtig sind
1. zu den Merkmalen nach § 5 Abs. 1 Nr. 1 bis 4, Abs. 2

Nr. 1 bis 3 und Abs.3 Nr. l, 3 und il sowie nach § 6
Abs. 1 Nr. 1 , 3 und 5 alle Volljährigen oder einen eige-
nen Haushalt lührenden Minderiährigen, auch lür
minderjährige Haushaltsmitglieder. Für volltähri9e
Haushaltsmitglieder, die wegen einer Behinderung
selbst nicht Auskuntt geben können, ist iedes andere
auskuntlspflichtigs Haushallsmitglied auskuntls-
ptlichtig. ln Gemeinschatls- und Anstallsunterkünf-
ten ist für Personen, die wegen einer Behind€rung
oder wegen Mlnderjährigkeit selbst nicht Auskunft
geben können, der Leiter der Enrichlung auskunfts-
ptlichtig. Die Auskunttspflicht tü Dritle erstreckl sich
aul die Sachverhalle, die dem Auskuntlspllichtigen
bekannt sind. Sie ent ällt, wenn die Ausküntte durch
eine Verlrauensperson erleilt werden;

2. zu den Merkmalen nach § 5 Abs. 2 Nr. 4 und § 6
. Abs. 1 Nr.4 die Wohnungsinhaber, ersatzweise die

nach Nr. 1 Auskunftspllichtigen.
(2) Personen mit mehreren Wohnungan sind tür jede

ausgÖwählte Wohnung auskunftspflichtig nach Ab-
satz 1 Nr. 1 und 2.

(3) Widerspruch und Antechtungsklago gegen die
Autforderung zur Auskunltserteilung nach Absätren l
und 2 hab€n kein€ aufschiebende Wirkung.

(4) Die Ausküntte über das Merkmal Eheschließungs-
iahr in § 5 Abs. I Nr. I sowie die Merkmalo nach § S
Abs. 1 Nr, 5, Abs. 3 Nr. 2 und s 6 Abs. 1 Nr. 2 sind hei-
willig.

§10
Erhebungsvordruckc

(1 ) Die Erhebungsvordrucke können maschinenles-
bar gestaltet wsrden. Sie dürfen kein€ Fragen über per-
sönlichs oder sachlich€ Verhältnisse enthatten, die üb€r
die Merkmale nach den §§ 5 und 6 hinausgehen. Oen
lnhalt der Fragen zu den Erhebungsmerkmalen nech s s
legt die Bundesregierung durch Rechtsverordnung mit
Zustimmung des Bundesrates fest.

(2) Die in den Erhebungsvordrucken enthaltenen Fra-
gen können mündlich gegenüb€r dem lnlerviewer oder
schriftlich b6antwortet $,erden.

(3) Der Auskuntlspflichtig€ kann die in den Erhe-
bungsvordrucken enthaltenEn Fragen gemeinsem mil
anderen Haushaltsmitgliedem oder für sich allein aul
einem eigenen Bogen beantworten.

(4) Bei schriftlicher Auskunftserteilung sind die aus-
9ef üllten Erhebungsvordrucke
a) unveraüglich dem lnterviewer auszuhändigen oder in

verschlossenem Umschlag zu übergebgn oder
b) innerhalb einer Woche bBi d€r Erhebungsstelle abzu-

geben oder dorthin aul Kosten des Auskunttspllich-
tigen zu übersenden.

Bei Abgabe in verschlossenem Umschlag sind Vor- und
Familienname, Gemeinde, StraBe und Hausnummer aul
dem Umschlag anzugeben. Bei Abgabe von Erhebungs-
vordrucken lür mehrere Person€n eines Haushalts in
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verschlossenem Umschlag genügen auf dem Umschlag
die Angaben eines auskunllspflichtigBn Haushaltsmit-
gliedes.

(5) Zur ordnungsgemäBen Durchlührung der lnter-
viewerlätigkeit sind di6 Angaben nach § I Abs.5 Satz 1

auf Verlangen des lnteruiewers hündlich, die Vor- und
Familiennamen der übrigen Haushaltsmitglieder (§ 6
Abs. 1 Nr. t) sowie der Vor- und Familienname des
wohnungsinhabers (§ 6 Abs. I Nr. 4) mündlich oder ent-
sprechend Absatz 4 schritllich mitzutBilen.

§ 11
' Trennung und LthchunE

(l) Oie Hilfsmertmala nach § 6 sind vor der Über-
nahme d6r Erhebungsmerkmale auf di€ für die maschi-
nell€ Weiterverarbeitung beslimmlen Datenträger von
diesen zu trennen und gesondert aukubewahren.

(2) Oie Erhebungsvordrucke einschlieBlich der Hitts-
mErkmale sind spätestens yier Jahre nach Durchtüh-
rung des jähdichsn Mikrozensus zu vemichten.

(3) Di€ Ordnungsnummern sind mit Ausnahme Cer
Nummer des Auswahlbezirtes zu löschen, sobald die
Zusammenhäng€ zwischen Personan und Haushalt
sowie Haushall und Wohnung durch Nummem, dis
einen Rückgriff aut die Hillsmerkmale und Ordnungs-
nummorn ausschlieBen, festgehalten worden sind. Die
Nummerdes Aßwahlbezirks ist nach AbschluB der Aul-
bereitung d6r lotzten Erhebung nach § 2 Abs. 2 zu
loschen.

(4) Vor- und Familienname sowie Gemeinde, Straße,
Hausnummer de, belragten Personen dürten lür clie
Durchführung von Folgebehagungen nach § 2 Abs. 2
verwendel werden. Sie dürren auch als Grundlage für
die Gewinnung geeigneter Haushalte zur Durchlührung
der Statistik der Wirtschattsrechnungen privater Haus-
halte herangezogen werden.

§ 12

Unterrlchtung

Die Auskunftspllichtigen sind schriftlich zu unterrich-
ten über
t. Zweck, Arl und Umtang der Erhebung (§ 1 ),
2. E hebungs- und Hlltsmerkmale (§ 3 Abs. 1),

3. die statistische Geheimhaltung,
4. die Auskunttspllicht und Cie verschiedenen Möglich-

keitBn, ihr zu entsprechen (§ I Abs. I und 2, § tO)
und die Freiwilligkeil der Auskunftsdrteilung (s 9
Abs. 4),

5. den AusschluB der aufschiebenden Wirkung von
Widerspruch und Anfechlungsklage gegen die AuF
lorderung zur Auskunftsefieilung (§ I AbE.3),

6. Trennung und Löschung (§ 11) und
7. Rechte-und michten der lnterviewer (§§ 8, 10

Abs. 5).
§ 13

Testerhebungen mit lreiwilligar Auskunftserieilung
( 1 ) Zur Prufung, ob in künttigen Mikrozensuserhebun-

gen ganz oder teilweise aul die Auskunltspflicht ver-

zichtet weiden kann, werden zusätzlich in den Jahren
t985 bis 1987 Testerhebungen mit freiwilliger Aus-
kunftserleilung im Rahmen der Erhebungsmerkmale
des § 5 mit einem Auswahlsatz bis zu 0,25 vom Hundert
der Bevölkerung durchgef ührt.

. (2) Den Testefiebungen sind alternative Verfahren
zugrunde zu legen. Hierboi dür{en üb€r die Hilfsmerk-
male nach § 6 hinaus weilere nichl personenb€zogene
Merkmale erraßt werden, die der Durchführung der
Testerhebungen einschließlich ihrer methodischen
Auswedung dienen.

(3) Bei der Fe-stlegung der alternativen Ver{ahren
nach Absats 2 und der rnethodischen Auswertung der
Testerhebungen wirkt ein wissenschatllicher Beirat mit.
Der Beirat setzl sich zusammen aus iwei Hochschul-
lehrem aul dem Gebiet der Statistik und zwei Vertretern
der Soziälforschung. Der Beirat wird vorn Bundesmini-
ster des lnnem aul Vorschlag des Vorslandes der Deut-
schen Statislischen Gesellschaft berulen. Oie Tätigkeit
im Beirat ist ehrenamtlich.

(4) Für die Durchführung der Testeöebungen ein-
schließlich ihrer methodischen Auswertungen übermit-
teln die Meldebehörden den Erhebungsstellen aul Ver-
langen die oaten der Enwohner, die in den auf der
Grundlage der Zrrfallsverlahren nach § 2 Abs. I Satz 2
ausgewählten Gebäuden wohnen:
1. Vor- und Familienname,
2. Tag der Geburt,

3. Geschlecht,
4. Staalsangehörigkeit,
5. Familienstand.

(5) Dio Merkmale nach den Absätzen t, 2 und 4 sowie
die bei den Testerhebungen 4ur Kennzeichnung statisti-
scher Zusammenhänge verwendeten Nummem (Ord-
nungsnummern) dürlen mit Ausnahme der oaten nach
Absatz 4 Nr. 1 und Hilfsmerkmale nach § 6 aul die f ür die
mäschinelle Weitorveraöeitung beslimrrten Datenträ-
ger übernommen werden. Oie Ordnungsnummem ein-
schlieBlich der Nummer des Auswählbezirks und di6
Merkmale nach Absalz 2 Satz 2 sind, soweil sie einen
Rückgrif, aul dio Hillsmerkmale ermöglichen, späte-
stens am 31. Dezember l99O zu löschen.

(8) Die Daten nach Absatz 4 Nr. 1 und Hillsm€rkmale
nach § 6 sind gesonderl autzubewahren. Die Daten und
Hilfsmerkmale sowie die Erhebungsvordrucke sind spä-
testens zwel Jahre nach Aufbereitung der letzten Erhe-
bung nach Absatz I zu vemichten.

(7) Zu unlenichten ist über Zweck, Art und Umlang
der Testerhebung, dis statistische Geheimhaltung
sowie über die Löschung und Vernichtung nach den
Absätzen 5 und 6.

(8) E gebnisse derTesterhebungen, nach denen ganz
oder teilweise aut die Auskunftspflicht verzichtet wer-
den kann, sind unvezüglich zu berücksichtigen. Oie
Bundesregierung wird ermächtigt, durch Rechtsverord-
nung mit Zuslimmung des Bundesrates, unbeschadet
der Geltung dieses Gesetzes, die Merkmale nach s 9
Abs. 4 zu erweitem, für die die Ausküntte lreiwiilig sind.



-89-

§ 14

Stichprobenerhebungen übar Arbeitskräfto
in den Europäischen Gemeinschaften

(1) Oie §§ 2 bis 12 und 15 finden entsprechende
Anwendung auf die durch unmittelbar geltend6 Rechls-
akte der Europäischen Gemeinschaflen angeordneten
Stichprobenerhebungen über Aöeitskrätte, soweit dio
Merkmalg dieses Gesetzes mit den Merkmalen der
Stichprobenerhebungen übereinstimmen und sich aus
den Flechtsakten der Europäischen Gemeinschaften
nichts anderes ergibt. Die Merkmale in der Fassung des
Artikels 4 der Verordnung (EWG) Nr. 3530/84 des
Rales vom I 3. Dezember 1 984 zur Ourchtührung einer
Stichprobenerhebung über Arbeitskrätte im Frühjahr
t 985 (Amtsbl. der EG Nr. L 330/1 ) sind auch insoweit,
als sie über die Merkmale dieses Gesetzes hinausge-
hen, den Merkmalen nach § 5 Abs. 1 gleichgesteltt.

(2) Soweit Morkmale der Stichprobenerhebungen
über Arbeitskräfte die Merkmale nach Absatz 1 über-
schreiten, sind dis Ausküntle fieiwillig. Die §§-2 bis t2
und 1 5 finden mil Ausnahme der Vorschriflen über dle
Auskunttserteilung entsprechend6 Anwendung.

(3) oie Erhebungen nach diesem Gesetz und die
Stichprobeneöebungen nach den AbsätzBn 1 und 2
können bei den ausgewählten Haushalten und Perso-
nen zur gleichen Zeit mit gemeinsamen, sich ergänzen-
den Erhebungsunledagen durchgeführt und gemeinsam
ausgewertel werden.

§ ls
Vorbot do. Beidcntifi rlcrung

(1) Oi€ aut Grund dieses Ges€tzBs erhobenen Merk-
male dien€n ausschließlich statistischen Zwecken.

(2) Ene Zusammenlührung von Merkmalen nach
Absatz 1 oder von solcien Merkmalen mit Daten aus
anderen statistischen E hebungen zum Zweck der Her-
stellung eines Personenbezugs außerhalb der statisti-
schen Aufgabenstellung dieses Gesetzes ist untersagt.

§16
St afvorschrift

- Wer entgegen § t5 Abs. 2. auch in Verbindung mit
§ l4 Abs. I Satz I oder Abs. 2 Sar2 2, Merkmate-oder
Daten zusammenführt, sobeld die Merkmale nach s t5Abs. t auf für maschinelle Weiterveraöeitung be-
stimmle Datenträger übernommen worden sinct, wird mit
Freiheilsstrate bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe
bestraft.

§17
Berlin-Klausel

Dieses-Gesetz gilt nach Maßgabe des s t 3 Abs. i des
Oritten Uberleitungsgesetzes auch im Land Bedin.
Rechtsverordnungen, die aut Grund dieses Gesetzes
erlassen werden, gelten im Land Bedin nach s 14 des
Dritten Uberleitungsgesefzes.

§18' Inkratttrot.n

Oieses Gesetz tritt am Tag6 nach der Verkündung in
Kraft. Gleichzöitig tritt das Gesetz über di6 OurchtillF
rung einer Repräsenlativstatistik der Bevölkarung und
des Ewerbslebens vom 2l. Februar 1983 (BGBI. I

S- 201) außer Kraft.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgeledigl und
wird im Bundesgesetzblatt verkündet.

8onn, den 10. Juni lg85

Der Bundespräsident. Weizsäcker

Der Bundeskanzler
Dr. Helmut Kohl

Der Bundesminister des lnnern
Dr. Zimmermann
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Vsrordnung

rur Durchtührung oiner Repräsentatiyetatlsük ilbar dle Bevölkerung und den Arbeitsmarkt
(Mikrozenausverordnung)

Vom 14. Junl 1985

(rcrr. r s. 95? f)

I
1.1

1.2

Aul Grund des § 10 Abs. 1 Satz 3 des Mikrozensus-
ges€ttB vo.n 1 0. Juni I 985 (BGBI. I S. 955) verordnet
de Bund€sr€gierung mit Zustimmung des Bundesrates:

§1
Zu den Ertrebungsmerkmalen nach § 5 Abs. l, 2 und

3 des Mikrozensusgeselzes wird der lnhall der Fragen 2
wie rolgt testgelogrt, ,.,

ar§5Ab..1}lr.t
Gemaind6name;

Hauptwohnun$ Vorhandensein einer weileren
Woänung in der Bundesrepublik Oeutschland
einschli€8lich B€rlin (West);

Zalil d€, Haushalte in der Wohnung:

Zahl der Porsonen im Haushalt

AngEbs der Zugohörigk€it ct€r Person zur ausge.
wählten Wcünung;

Angabe der Zugehörigfteit der Person zum aus-
gewälilton Haushalt;

mit der €rston Person io d€r E trebungsliste (bzw.
d€ssen Elregatlo) vorwandt oder verschwägert:
Ehag€tto: (Schwiegor-) Sohn/-Tochlec Enkel,
Urenkol; Vator, Mutt6r': GroBvator, -mutl€fi son-
stige yerrandte. od€r verschwägerle Person;
nicht veruandl oder verschwägert;

Veränderung d€s Heushalt3 seit der letzten
Belragung üJrch:
Crehrf; Zuug; Tod; Fortzug;

Baualtersg.upp€ (br Wohnung (soweit erstmals
in dl€ ErtEbung oinbezogtsn):

vq 1972i 1 972 oder sf|ätec

G€schhcht:
männlich; weiblich;

Geburisiahq

Gehrrtsmoflat:
Januar{rai; JunH)ezember';

F6milienstand
ledig; yerheiratet; verwitwel; geschieden;

Eh6schlieoungsiahr der ietzigon bzw. letzten Eho;

Staatsangehörigkeit (Land):

D,gutsch; Alg€rien; Belgien; Dänemark; Frank-
reich; Gdochenland; Gro8britanni€n und Nordir-
land; ldand (Rep.): ltalien; Jugoslawien; Luxem-

burg; Marokko: Niededande; Nonregen; Öster-
reich; Polen; Portugal; Schweden; Schweiz:
Spanien; Tschechoslowakei; Türkeii Tunesien;
Ungarn; Vereinigte Staalen von Amerika (USA):
übriges Ausland (einschließlich sonstige briti-
sche Staatsangehörigkeit)l staatenlos.

Zu§5Abe.1Nr.2
Erwerbs- oder Berufstätigkeit in der Berichts-
woche:
regelmäßig; gelegentlich; nichl eruerbs- oder
b€rulstätig:

2.1.1 Fiir Erwerbstätige:
a) Tätigkeit: VollzeiU Teilzeit;
b) Gr'lnde tür Teilzeittäligkeit:

Schulaustlilclung oder sonstige Aus- und Forl-
bildung; Krankheit, Unlalltolgen; Vollzeittätig-
keit nicht zu finden; Vollzeittätigkeit nicht
gewünscht; sonsliges:

c) Arbeitsvertrag: betristeu nicht bef ristet;
d) Zahl clq normalerweise j6 woche geleislelen

Arbeilsstunden und -tage;
e) Zahl der talsächlich geleistelen Arbeilsstun-

den und -lage in der Berichtswoche:

0 Grund lür d€n Unterschied zwischen tatsäch-
lich und normaleHeis€ geleisteter Arbeitszeit:
Krankheil, Kur, Heilstätlenbehandlung; Ar-
beilsschutzbestimmungen, auch Mutter-
schatt; Urlaub, Dienstbefreiung; Arb€itsstrei-
tigkeiten; Schlechtwetlerlage: Kursarbeiti
Aünahme einer Tätigkeit in d€r Berichtswo-
che; Be€ndigung einer Tätigkeil in der Be.
richtswoche: Arbeitsslunden zu anderen Ter-
rninen geleistet (auch gleitende Arbeilszeit);
Teilnahmo an Schulausbilc,ung Aus- und
Forltildung au8erhalb des Betriebes; Feier-
tag; sonslige Gründe bei geringerer Arbeits-
zeit; Ausgleich tür zu wenig geleislete Arbeits-
stundgn zu anderBn Terminen (auch gleitend€
Arb€itszeit); Überstunden: sonstig€ Gründe
bei höherer Arbeitszeit;

g) Stellüng im 8en :

Selbständiger ohne Beschäftigte; Selbständi-
ger mil Beschäftigten; mithelfender Familien-
angehöriger; Mithellender in einem vom Haus-
halt selbstbewirtschafleten landwirlschatlli-
chen Betrieb: B€amter, Richten Angeslelllen
Arbeiter, HeimarbeiteG kauf m./lechn. Auszu-
bildende[ geweölich Auszubildendec Zeit-l
Berulssoldat (einschlieBlich BGS und Bereit-
schaflspolizei): Grundwehr- und Zivildienstlei-
stendoI

h) Wirtschattszweig des Betriebes, der Frrma
usw.;

1.3

1.4

1.5

1.8

1.7

't.8

1.9

1.10

1.1 I
1.12

1.r 3

1.14

1 .15
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2.1.2 Fü( Personen mit einer zwoiten Erw€rbstätigkeit
zusätzlich Angaben zur zweiten Effierbstätigkeit:
a) Stellung im Berul:

Selbständigsr ohne Beschäft igte; SelbständF
ger mit Beschäftigten; mithelfender Familien-
angehÖrigec Beamter, Richtefi Angeslellter;
Arbeiter, Heimarb€ite6 kautm./lechn. Auszu-
bildendeI gBwerblich Auszubildenden Zeil-l
Berulssoldat (einschließlich BGS und Bereit-
schattspolizei);

b) Wirtschaftszweig des Betriebes, der Firma
usw.;

c) Zahl der normalenveise ie Woche geleisteten
Aöeitsstunden und -tage;

d) Zahl d€r tatsächlich geleistet€n Aroedsstun-
den und -tage in der Berichtswoche;

2.1.3 Für Arb€itslose und Arbeitssuchende:

a) Bezug von Arbeitslosengeld/-hilfe:

arb€itslos mit Arb€itslosengeld/-hille: arbeits-
los ohno Arbeitslosengeld/-hilte; nicht
arbeitslos:

b) Aöeitssuche als Nichterweöstätigen
nach Entlassung; eigener Kündigung: lreiwilli-
ger Unterbrochungi Ubergang in den Ruhe'
stand; sonstiges; nichl arbeitssuchend;

Arb€itssuch€ als Erweöslätiget:
w6gen bavorst€hendsn Vedust3 oder Be€ndl-
Qung dei gogenwärtigen Täligk€it L Z. nur
Üb€rlangstätiokeit: Suche nach 2. Tätigkeit;
b€ssero Arüoilsb€dlngung€n gosuchu sonsti-
ges: nictrl arbeitssuchend:

c) Arb€itssucho l,,. Z. bzw. in den letzten vi6r
Woch€n) durch:

ArÖ€ltsamt privat€ Vermittlung; Autgabo von
lnseraten; Benerbung au, lnserat€; direkte
Beweöung; psßönllcho Vett*ndung; sonsti-
963; Suche noch nlcht eufgenommen; Suche
abg€schlossen (Arö€itsadnahme in Kürze);

d) Arö€it$ucha s6it:
w€nlgor els I Monet; 1 bls untsr 3 l,loneten;
3 [fu unter 6 Monaton; yr Us unter I Jah[
t tis unter 1 y, Jahren: I yz bas unt€r 2 Jahren:
2 und meh. Jehßni ,

ä) trt der gesuchten Tätlgkeit:
Tätigk€it als S€lbständlgec
Tätigkeit als Arbsitnehmon
nur Vollzeittätigkeit; nur Teilzeinätigkoit; Volh
zeittätigkeit gegeb€nenlalls Teilzeittätigkoit;
Teilzeittätigkeit g€geb€nentalls Vollzeinätig.
keit sonstigss;

0 verfügbar lür eine neue Tätigksit innerhalb von
an ei Wochen:
verlügbar
nicht verlügbar wegen:
Krankheit; Ausbildun$ noch b€stehendot
Tätigkeit; sonstl9€3;

2.t.4 Für Nichterwerbstätige:
a) Fruhere Erwerbstätigkeit:

eMerbstätig gewesen; noch nie erweöstätig
gewesen;

b) Beendigung der früheren Erwerbstätigkeit vor:

weniger als 1. Monat; 't bis unt6r 3 Monaten; 3
bis untat 6 Monaten; v2 bis unter 1 Jahn 1 bis
unter lrl, Jahren;'l % bis unter 2 Jahren: 2 bis
unter 3 Jahren; 3 und mehr Jahren;

c) bei Beendigung einer fruheren Tätigkeit in den
l€tztEn drei Jahren:

wichtigster Grund tür die 8e€ndigung der letz-
ten Tätigkeit:
Entlassung; befristeter Arbeitsvertrag; Kündi-
gung; Ruhestand votz€itig nach Vomrhe-
standsregelung oder Arbeitslosigkeit RuhB..
stand aus gesundhoitlich€n Gründen; Ruhe-
stand aus Alters- und sonstigen Gründen;
Wehr-rZivildienst; persönliche Gründo (auch
Studium); sonstiges;

d) Wirtschaftszweig der letzten Tätigkeit
e) Stellung im Berul der l€tzten Tätigkoit:

Selbständiger ohnE Beschätligte; Selbständi-
ger mil B€schättigten: mithellender F6milien-
Bngehörig€c Beemte( Richtec Angostelltel:
Arb€iter, H€imaöeil€n kaufm.-/t€chn. Aus-
zubildendsr; gewerblich Auszuuldendan
Zeit-/Benrfssoldat (einschließlich BGS. und
Bareilschaftspolizei); Grundwehr- und Zlvih
dienstleistond6,:

2.2 Für Kind€r lm Vfischulalter und für Schül€r und
Sludenten:
Besuch von:

Kindorgarton/-hort Grun(F, Haupt-, Volksschulg;
Roal-/B6rutsaubauschule; Gymnasium/Fach-
ob€ßchule: lnlegrio.te G€samtschule; Beruts-
tachschule, Berulsgrundbildungs-, Bon hvorb€-
rBilungsiahfi Fachschula; Fachhehschule:
Hochschule; Berulsschule.

3 &§5Aö& t ill.3
3.1 ÜberwiegenderLeb€nsunt€rtlslt

Erweös-/Bedstätlgkeit: Arboitslosengeld/
-hilt€; Rent€, Pension; Unterhalt durch Btem,
Ehegatte oder andere Angehötige: eigones ver-
mögen, Vermietung. Zins€n, Allentoil; Sozialhill6;
sonstige Unterstüfzungen (e B. BA'öG);

3.2 Arl der öffentlich€n Rento, Pension. u. ä.:

3.2.1 erst€ und ggrl. zwsite eigene (V6rsichert€n-)
Rento, Psnsion u. ä.:

Arb€iterentenve6icherung: Knappgchattliche
Rentenversicherung; Angestelltenrontenversi-
cherung; öttontliche Pension; Kriegsoplenenle:. Unfallversicherung: Renle aus d€m Ausland:
übrige ötlentlich€ Rente;
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3.2.2

3.3

3,4

6rslg und ggrf. zweite Wilwen-, Waisenrente,
-pension u. ä.:

Arbeitenentenversicherung; Knappschattliche
Rentenversicherung; Angestelltenrentenversi'
cherung; öfientliche Pension; Kriegsopterente;
Unfallversicherung: Renta aus dem Ausland:
übrige öffentliche Rente;

Art der sonstigen Ötlentlichen und privaten Ein-
kommen:
Wohngeld; Sozialhilfe; gAröGi sonstige ÖfientlF
che Unterstützungen; Betriebsrente: Altenteil:
eigenes Vermögen, Zinsen; Leistungen aus der
Lebensversicherung; Vermietung, Verpachtung:
private Unterstützungen;

Höhe des monatlichen Nettoeinkommens:

unter 3OO,- DM: 30O,- bis unter zl50,- OM; 450,-
bis unter 6OO,-OM; 600,- bis unter 80O,-DM:
8OO,- bis unter 1 0OO,- DMi 1 0OO,- bis unter
1 2OO,- DM; 1 2OO,- bis unter 1 4OO,- DM:
1 jOO,- bis unter 1 6OO,-OM; I 600,- bis unter
1 8OO,- 0M; 1 80o,- [is unter 2 0OO,- DM;
2 0@,- bis unler 2 2OO,- OMi 22co'- bis unter
25O0,-DM; 2500,- bis unter 300O,-DMl
3 0OO,- bis unler 3 5OO,- OM; 3 50O,- bis unter
4 mO,- DM; 4 0OO,- bis unter 4 5OO,- DM;
4 5OO,- bis unter 5 OO0,- DM; 5 0OO'- und mehr
DM: alle mithellenden Familienangehörigen bzw.
selbständiger Landwirt; kein Einkommen-

geselzliche Renlenversicherung:
in der Berichtswoch€ ptlichtversicherl:
in der Arb€iterrentenversicherung; in der Knapp-
schatllichen Rentenversicherung; in der Ange
slelltenrentenversicherungi in der Berichtswoche
nicht pfl ichtverSichert;

in den letzten 1 2 Monaten vor der Berichtswoclre
ptlichtversichert:

in der Arbeiterentenversicherung: in der Knapf
schatllichen Rentenversicherung; in der Ange-
stelltenrentenversicherung; in den letzlen 12
Monaten vor der Berichtswoch€ nicht pflichtver-
sichert:

4.4

1.4.1

1.1.2

1.4.3

4.4.4

4 Zr§5Abo.tl{r,4
1.1 Krankenversicherung.-versorgung:

Ortskrankenkasse; Betriebskrankenkasse (ein-
schließlich der d€r Oeutschen Bundesbahn, der
Deutschen Bundespost und cles Bundesver-
kehrsministeriums), See-Krankenkasse: ln-
nungskrankenkasse; Bunde3knappschaft; Er-
satzkassei Landwirtschaft liche Krankenkasse:
ausländische Krankenkasse und Sozialversiche-
rung Berlin (Ostli private Krankenversicherung;
Anspruch aut Krankenversorgung als Sozialhil-
,eempfänger, al9 Kriegsschadenrenlner oder
Empfänger von Unlerhaltshilte aus dem Lasten-
ausgleich, lrei€ Heillürsorg€ der Polizei, Buncles-
wehr und Zivildienstleistenden:

4.2 versicherungsverhältnis:
s6lbstveÄichert:
pfl ichtversichert treiwittig versichert als Renlner
vergichert; Anspruch aul Krankenversorgung Bls
Sozialhilfeempfänger, als Kriegsschadenrentner
od€r Emplänger von Unlerhaltshille aus dem
Lasl€nausgleich: Häillürsorge der Polizei, Bun-
clBswehr und Zivildienstleistenden;
mitversich€rt bei:

Pllichtveßich€rlem: lreiwillig Vetsichertem; als
R€ntnar V€rsichertem;

4.3 zusäElicher griyatat Krank€nversicherungs-
schutz
vortanden; nicht vorhanden;

in den letzten 1 2 Monaten vor der Berichtswoche
heiwillig versichert:
ih der Arbeitenentenversicherung: in der Knapp
schaftlichen Rentenversicherung; in d€r Ange-
stelltenrentenversicherung; in d€n letzten 1 2
Monaten vs d€r Berichtswoche nicht treiwillig
versicherti
sonstige Zahlung vof, Beiträgen seit dem
1. Januar 1924:
in der Arb€iterentenversicherung: in der Knap}
schaftlich€n Rentenversicherung: in der Ange-
stelltenrentenversicherung; in der Handwerker-
Versicherung; keine sonstige Beitragszahlungen.

5 Zu§5Abs. 1t{?.5
5.1 Urlaubs- und Erholungsreisen voo tunf und mehr

Tagen:

Urlaubs- und Erholungsreisen im Berichtsjahn
gerersl; nicht gereist; keine Auskuntt erteilt: Zahl
cler Urlaubs- und Erholungsreisen:

ie Reise:

5.2 Zahl der beteiligten Haushaltsmitgliede[

5.3 Monat des Reiseantritts:
tür Beiseantritt in den Kalendermonaten Juni bis
Septembor
Angab€ des Wochenabschnilts:
Montag tis Donnerstag; Freilag bis Sonntag; Rei-
seantritl in der Kalenderwoche des Schulrerien-
beginns; nicht ln der Kalenderwoch€ des Schul-
lerienbeginns;

5.4 üben*iegendbenulztesVerkehrsmittel:
Eisenbahni Bus; Pkw (eigen und tremd); Flug-
zeug; sonstig6s;

5.5 bei Auslandsr€isen zusätzlich: Zielland:

5.6 bei lnlandsreisen:

5.6.1 Art der Reise:

Pauschal. oder Gesellschaftsreise (durch Reise
veranstalter); Kur oder Verschickung: V€rwan+
ten- oder Bekanntenbesuch; sonstige Reise
(nicht durch Reiseveranstall6r):
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5.6.2 voNiegendss Reiseziel:

Angabe des Bundeslandes; DDR, Berlin (Ost):

5.6.3 Reisegebiet:
Nordse€; Ostsee: Lüneburgsr Heidei Harz; Tsuto-
burger Wald: Wes€rbergland: Rhein von Bonn bis
Rüdesheim; Mosel: Eifel/Hunsrück: Sieger-
land/Eergisches Land: Kurhess€n Wal-
deck/Sau6dand: Taunus/Westerwau Spes-
sarl/Flhön; Odenwald/BergstraBe/Taub€rgrund;
Schwarrwald: SchwäUsche Alb: Bodansee; Vor-
alpen; Alpen; Fränkische Schweiz/Fränkischer
JuralSteigerwald; Bayerischer wald/Oberptälzer
Wald/Frankenwald/Fichtelgebirge: übrige Reise-
gebi€le:

5.6.4 Dauer der Reise:

5 bis 7 Tage; 8 bis I 4 Tage; 1 5 bis 21 lage, 22
bis 28 Tage; 29 und mehr Tage;

5.8.5 üb€rwieg€nd benufzte Unterkunft sart:
Hotel, Gaslhol, Fremdenheim, Pension: Heil-
stätte, Sanatorium; Ferien- und Erholungsheim;
Privatquartier gegen Entgelt (auBer auf Bauern.
hoo; Privatquartier geg6n Entgelt (aul Bauern-
hol); Privatquarti€r ohne Entg€lt; Ferienhaus,
Bungalow. Appartement; Campingplat4 sonstige
Unter*untl.

A z!§5Abr2Nr. I
6.1 Ausg€übter Berul in der erst€n und zweit€n

Erwerbstätigkoit, für Nlchterwerbstätige in d€r
lotzlen Enx€östätigk€it

8.2 üb€rwiog€nd6us9aübtoTätigkeit:
lochnisch€ Anlagen steuem, b€dlen€n, einrich-
l€n oder wanen; Anbauen, Züchten, Hegen,
Gewinnen/Abbau6n/Fördem, Verarbeiten/ B6ar-
beiten, Koch'on, Bauen/Ausbau€n, lostalli€ren,
Monti€ren; R€parieron, Ausbessem, Restaurie
ren, Erneu6m; Kaufen/\y'ertaufen, Kassieren,
V€rmitteln, Kundon b€raten. Verhantleln, Vr'er-
ben; Schreibarbeiten/Schrittwechsel, Formular-
arä€iten, Kslkuli€ren/Ber€chnen, Buchsn, Prc
gßmmi6r€n, Arboiten 8m Terminel, Bildschirm:
Analysieren, Mess€n/Prül€n, Erproben, For-
sch€n, Planen, Konslrui€ron, Entwerfen/Gestal-
l€n, ZBichnen; Disponieren, Koordinioren, Orga-
nisioron, FührenÄeit€n, Mänagom€nt; Bewirten,
Beh€rb€rg6n, Bügeln, Reinigen/Abtell beseitlgen,
Pack€n, Verleden, Transportieren/Zust€ll6n,
Sortier€n/Ablegon, FahJzeug stouemi Sich6rn,
Bewachen, Gesetze/Vorschritlen anwenden/
auslegen, Beurkunden: Ediohen/Lehren/
Austrilden, Boratond hellen, Pfl egen/Versorgen,
Medizinisch/Kosmetisch behandeln, Publizi6ren,
Unterhallen, Vodragen, lnlcirmiareni

6.3 Betriebsabteilung,W€rksabteilung:
Fortigung, Produktion, Montage: lnstandhaltung,
F€paratur, Eetriebsmiltolerslellung; Aö€itsvor-
b€reitung/-orgEnisation, Kontrolle, Prüfungen;
Entwicklung, Konstruktion, Forschung, Design,
Musterbau; Materialwirtschatl/-ausgaba, Be

schatfung, Lager, Einkaut Verkaul, Absata Mar-
keting, Kundenbetreuung, Weöung, PR; Finan-
zierung, Rechnungs-/Rechtswesen. Oatenverar-
beitung, Stalistik, Schreibdienst, Auftragsbear-
beitung, Sachvemaltung; Personalwosen, Aus-
bildung, Medizinische Betreuung, Sozialpf lege;
Geschäfls-/Amtsleitung, Oirektion;. kein6 Tätig-
keit in einer d€r genannten Abteilungen, keine
Untergliedsrung des Betriebs/der Behörde in
Abteilungen;

6.4 Stellung im Betneb:

Auszubildender, Praktikanl, Volontä: Setbstän-
diger mit bis zu 4 Beschäftigten oder alleinschaf-
fend; Selbständiger mit 5 und mehr Beschäftig-
len:
Angeslellter, Beamter, Arbeiter, mitheltender
Familienangehöriger:

Büre, Schreibkratl, angelernter Arbeiter/NichF
Fachaöeitec Verkäufer, Bearbeiter, Fscharbei-
ter, Geselle; Sachbearbeiter, Vorerb€iter, Kolon-
nen-, §chichtfüh.e[ herausgehoben€, qualifF
zierte Fachkratt, Meister, Polier, Schachtmeisteri
Sachgabietsleiter/Beterent, Hendlungsb€volh
mächtigterl Abteilungsleiter. Prokurist; Direktor,
Amls-. Betriebs-/Werksleiter, Geschättsrühr6c

6.5 Wechsel des ausgeübten Beruls in den letzlen
beiden Jahren:
g€wechselt; nichl gewechselt:

6.6 W€chsel d€s Betri8bs, der Firma usry. in d€n lelz-
ten boiden.Jahron:
gewechselt: nicht gewechselt.

7 Zu § 5 Abr, 2 l{r.2

7..1 Hochst€rSchulabschlu8 an allgem€intildenden
schulen:
Volks- (Haubt-)schulabschluß; Reelichuteb.
schluß (Mitllere Beife) oder gleichwertig€r
Abschluß; Fachhochschulreirei allgsnroine od€r
tachgebundene Hochschulr6ife (Atitur/Fachati-
tur);

7.2 letztor b€rollicher Ausbildungs8bschluß:
kein beruflich€r AusbildungsabschluB; ÄbsctrluB
einer Lehr-/Anlernauibildung oder 9l€ichwerliger
Berutslachschulabschluß; b€rullich6s Praktikum;
M€ister-/Techniker- oder gleiöhwertiger Fach-
schulabschluß; FachhochschulabschluB (auch
lngenieurschulabschluß); Hochschulabschluß;

7.3 berufliche Fortbildung, Umschulung, sonstigg
zusätzlich€ praklische Berufsausbildung in den
letzten a^,ei Jahren:

em Aöäitspletz, im Bstrieb: b€i 6in€r lndustri$'
und Handelskammer usw; in b€sond€ren Fortbil-
dungs-/Umschulung$tätl€ni an €insr benitsbil.
denden Schule/Hochschulq dutch Femunter-
richt aut and6r€ Art; keino b€rullicho Foröilctung,
Umschulung, sonstigo prsktischE B€n sausbil-
dung in den lBtzten zw€i Jahren;



7.4 Dauer der Fortbildung, Umschulung, sonstigon
praktischen Berulsausbildung:
unter I Monat t bis unter 6 Monate;6 bis unter
1 2 Monale: t bis unter 2 Jahro; 2 Jahre und mehr
zur Zeit roch andauemd:

7.5 Haupttach.ichtung d€s Hochschul-/Fachhoch-
schulabschlusseg.

A Z$ § 5 4b..2 t{r.3
Für Ausländee

8.t Auteflthsltsdauer in der Bundesrepuuik
Doutschland einschließlich Berlin (West):

hier g€boren; Zuzug 1949 und lrühefi
bei Zuzug 1 95O und später:
ZuzugsiahI

8.2 Zahl und Alter der im Ausland leb€nden Kinder
unter I 8 Jehren:
unteroJahren;6 bis unter I OJahren; 1 O Us unter
1 6 Jahren; 16 tis unter I I Jahren;

8.3 Ehegahe:
im Ausland leOenO: nicht im Ausland lebend:

8.4 fü, L€dige:

im Ausland lobende Ellem:
MuttBn Valofi Mutt€r und Vaten keine inl Ausland
lebenden Et€m.

0. ar§5AtG2N?..3
9.1 Gebäudo mit Woönraum:

Wor,ng€Mude mit I oder 2 WohnunEpn: Wohn-
96bärrcb mit 3 oder mGhr Wohnung€n; sonsliEeg
Crbäudo mit Wofinraum: stärdig bcwohnle
Unterkuntt
Nulzung als Wohnh€im:
Yollständi$ leilweise:

9.2 NutzungderWohnung/dos Hauses:
Egentümor, Mileigentümer: Hauptmieler: Unler-
mietec

9.3 Art (br b€wdrnlen Wohnung:
Egentumswohnung (selbstborrohnt oder gemie-
tet): Freizeitwotinung;

9.4 Einzugsjahr des Heushalts:
r/or 1972; 1972 bis 1977; 1978 bis t979; 19@
bis 1981: 1982; 1983; 1984t tg85;

9.5 Ausstattung d€. Wohnung mil:
Küche; Kchnische; Badlousche: WC innerhalb
der Wohnung;

9.6 üb€rwiegende Arl der Beheizung:
Fern-, Blockheizung; Zentralheirungi Etagenhei-
zung; Eime,l- oder Mehnaumöten (auch Elektro-
speicher);
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9.7 Art des Brennstotfs, der Wärmequelle:
Gas; Heizöl; Stro.n; Kohle, Holz usw.;Femwärme;
Sonnenenergie, Wärmepumpe;

9.8 Fläche der gessmtan Wohnung in qm;

9.9 Zahl deri

Wohn- und Schlefräume mil 6 und m6h. qm;
darunten
untetvormi€tete Räume; gewerulch genutzt€
Räume;

9.10 Baualtersgruppe der Wohnung:
vd 19O1; 19Ol bis igta: tstg tis 1948; 1949
bis 1971; tg72 Us 1977; 1978 ti3 tg79; tgBO
bis 1 981 ; I 982 oder später;

9,11 Wohnung: leerstehond; night leerstehenc

9.12 boi vermieteten Wohnungen lilr Hauptmietec
a) Monatsmiete in Dlrf zusätrliche Beträg€ ltir

Wass€r, Kanalisation, StraBenreinigung Müll-
abfu hr, Treppenheusbeletrcntung Kaminteger
usw. in DM; keine zusätrlichen g€t.äge;

b) in der Miet€ enthalteno Umlagen tür Zentral-
heizung. Warmwassew€rsolgung sorxie
Geragenmiete, Untermietzuschlag Zuschlag
für Möölierung usw. in OM; k6ine Umtagen
dioser Arl in der Mietä enthalton:

c) Ennäßigung odor Wogt'el der Mi6te:

Cegeöon; nicht gegeö€n;
d) Nutzung als Dienst-, Werts-, Benrfs- oder

G€schärtsmiotyvohnung:

. 
gegeöen; nicht geg€ben;

9. I 3 bei Nutzung der Wohnung durch d€a Eg€ntümsr:
a) Arl des E{werös (bs Gobäudes/derWohnung:

gebaut; geftauft; ge€Ibt ode. gEsch€ntt
bekommen;

b) Jahr des Erwerbs:
vor 1949t 1949 tis t9t1; 19t2 tis 1977:
1978 tis 1979; t98O bis r9g1; r9B2 od6r
späl€r.

10 ar§5Ab&3ilr. 1

B€i Enveöstäligsn sowie Schülom und Studen-
t6n:

10.1 Lage der Arboilsstäne, Schul6, Hochschulä:
innerhalb der Wohn6itzgemeind€; in einer ands
ren GemeindE des gleichen Bundeslancles; in
einem anderefl Bundeslanct; im Auslanc

10.2 Bundesland, in dem dio Arbeitsstätte, Schule
oder Hochschule liegt:

10.3 hauplsächlich lür die tängste Wegstrecke
b€nutzles V€rkehrsmittel:
8us; U-lS-Bahn, Slra8enbahn; Eisenbahn; Pkw-
Selbstlehrec Pkw-Mitlahrec KtadlttlcEpdlMolal



10.4

10.5

1t Zu§5Abr.3Nr.2
Für die in den letzlen 4 Wochen kranken/unlall-
v€rletzten Personen:

1 1 .1 Krankheit odor Untallverl€tzung ein€s Haushalts-
milgliedes in den l€tzten vier Wochen:
krenk; unfallverletzl; nicht krank bzw. unfallver-
lotzt; keine Auskunft erteilt;

1 1.2 Dau€r d€r Krankheit/Un(allveiletiung:
I bis 3 Tag€: 4 Tage bis 1 woche; über 1 woche
bis 2 Wochen: üb€r 2 Wochen bis 4 Wochen; über
4 woch€n bis 6 Wochon; über 6 wochen bis
I Jah[ über 1 Jahr: noch andauernd:

Fahnad; zu Fuo; sonstiges: kein Verkehrsmittel
(2. B. da gleiches Grundslück);

Enüernung für den Weg zur Arbeits- oder Ausbil-
dungsslätle:
unter 10km: 10 bis unter 25 km;25 bis unter
50 km; 50 km und mehr; wechselnder Arbeits-
plat4 entfällt (2. B. da gleiches Grundstück):

Zeitaufwand für den Weg zur Arbeils- oder Aus-
bildungsstätte:
unter 10 Minuten; 1 O bis unter 30 Minuten; 3O bis
unter 60 Minuten; 60 Minuten und mehc entfällt
(2. B. da gleiches Grundstück).

Art des Unlalls:
Arb€its-/Dionstunfall (ohne Wegeunfall); Ver-
kshrsunfall (einschließllch Wegeunfall); häusli-
cher Unlall; Freizeituntall (Sport/Spiel/sonstige
Fr€izeitbeschättigung); sonst;ger Unfall (ein-
schlieBlich Schuluntall);

Art der Bshandlung:
ln embulantor Behandlung b€im Azt; in ambulan-
16r B€handlung im Krenkenhaus; in stationärer
Krankenhausbohandlung;

Oau€r einer stationä.€n B€handlung:

1 bis 3 Tage; über 3 Ta96 bis 1 Woche; über
J Wche bis 2 Wochon; über 2 Wochen bis
3 Wahen; über 3 Woch€n; noch andauernd;

Arüeitsunlähi9keif.
noch andauemd; beendet.

Bonn, den 14. Juni 1985

-9r-

Oer Bundeskenzler
Or. Helmut Kohl

Der Bundosministor däs lnnern
Dr. Zimmermann

12 Zu§5Abr.3Nr.3
12.1 Feststellung einer Minderung jer Enreösfähig-

keit durch amttichen Bescheid:
Bescheid des Versorgungsamtes/amllicher
Schwe(kriegs-)beschädigteh-, Schw€öehin-
dertenausweis; sonstiger amflicher Bescheid(2. B. Bentenb€scheid, Verwaltungs- oder
Gerichtsentscheidung); sowohl Bescheid/Aus-
weis des Versorgungsamtes usw. als auch son-
stiger amtliche. Besch€id; Antrag gesteilt ab€r
noch keinen Bescheid; keine amilich lestge-

. stellte Behinderung;

12.2 Grad der amtlich lestgestellten Minderung der
Erwerbslähigkeil:
bis 29 %; 30 bis 49 7o; 50 bis 59 %; 60 bis 69 %:
70 bis 79 %; 8O bis 89 %; 90 bis 99 %; 100 %:
nicht bekannt.

13 Zu § 5 Abs" 3 t{r. rl

13.1 Bei Angestaltten, Arbeitern und Auszubildenden:
b€triebliche Altersvorsorge:
Ruhegeldzusage des Ärbeitgebers, Pensions-,
Unterstützungskass€ mit eigenen Beiträgen;
Ruhogeldzusage des Arbeitgeb€rs, Pansion-,
Unterstützvngskasse ohne eigene Beiträge: Ls.
bensversicherung durch Belrieb; keiwilligo Hö
her- oder Weiterversicherung in der gesetzlichen
Rentenv6rsicherung: gemischter Typ: unbekann-
tar Typ: nicht vorhanden; nicht bekannt;

13.2 Höh6 einer Lebensversichening (ohne Sterbe-
gel(tuersich6rung):

unter 5 OOO,- DM; 5 0OO,- DM bis unter
IOOOo,-DM; 10000.- bis unter 20000,-DM;
200O0,- bis unter 3000O,-DM: 3O00O,- bis
unler 50O0O,-DM; 50OOO,-'bis untet
1OOoOO,-OMi 1mOOO.-OM und meh[ keine

'Lebensversicherung.

§2
Diese Verordnung gilt nach § t4 des Oritten Überlei-

tungsges8tzes in Verbindung mit § t6 des Mikrozen-
susg€setzes auch im Land Borlin.

§3
Dies6 Verordnung tritt am Tag€ nach der Veüündung

in Krett.

1r.3

1 1.4

11.5

't 1.6
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Auszue aus DEH GESETZ UBER DIE STATIsTIK F()R BUNDESZWECKE
(BuroesslAusrrrseserz - BSurG; BGBu. I S. 289)

A u's k u n f t s p f I I c h t
§ 10

(1 I AIIe natilrlichen und alle juristischen Personen des privatrechts
sowle Personenhandälsgesellschaften und Körperschaften, AnstaI-
ten und Stlftungen des öffenttichen Rechts, Behörden und sonsti-
ge öffentllche Stellen des Bundes, der Länder, Gemeinden und Ge-
melndeverb:inde sowle deren Aufslcht unterstehenden Xdrperschaf-
ten, Anstalten u:d Stiftungen des öffentlichen Rechts slnd zur
Beantwortung der ordnungsgemä8 angeordneten Eragen verpflichtet,
sowelt nicht die Antrrort ausdrilcklich freigestellt ist.

(2) Die Verpflichtung der Befragten, Auskunft zu erteilen, besteht
gegenllber den mit der Durchführung der Bundesstatistiken antlich
betrauten Stellen und Personen.

(3) Die Antvrort ist wahrheitsgernä8, vollständig, fristgerecht sorrie
kosten- und portofrei zu ertellen.

(4! Sind Erhebungsvordrucke zur Ausfüllung durch den Befragten vor-
gesehen, so sind dle Antworten auf diesen Erhebungsvordrucken zu
ertej.Ien. Die Richtigkeit der Angaben ist durch Unterschrift zu
bestätigen, soweit es im Erhebungsvordruck vorgesehen ist.

Geheirnhaltung
§ tt

(11 Einzelangaben über persönliche und sachliche Verhältnisse, die
für eine Bundesstatistik gemacht werden, sind, soweit durch
Rechtsvorschtift nichts anderes bestimmt ist, von den Amtsträgern
und für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichteten, die
mit der Durchführung von Bundesstatistiken betraut sind, geheim-
zuhalten, es sei denn, daB der Betroffene im Einzelfall in die
Ubermittlung oder Veröffentlichung der von ihm gemachten Einzel-

. angaben ausdrücklich einwilligt. Die §§ g:, 97, 10S Abs. 1,
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§ 111 Abs. 5 ln Verbindung ntt § 105 Abs. 1 sowle § 116 Abs. 1

der Abgabenordnung vom 15. l4ärz 1976 (BGBI. f S. 613), zuletzt
geändert durch Zweltes Kapltel Arttkel 1 ites Gesötzes von
26. Noveurber 1979 (BGBI. f S. 1953), gelten nlcht for Personen
und Ste}len, sorrelt sle nlt der Durchfllhrung von Bundes- und
Landesstatlstlken betraut slnd.

(7) Die zur Identlflzlerung der Auskunftspfllchtlgen sonle aonstl-
ger Betroffener: dlenenden Datenr.lnsbesondere Nanen und An-
schrlften, slnd zu löschen, wenn Lhre trenntnls ftlr dle ErfüI-
lung der Aufgaben auf dem Geblet dler Statistik ftlr Bundeszwecke
nicht mehr erforderllch ist. Namen und Anschriften der Auskunft-
pfllchtigen sollen von den ilbrlgen Angaben getrennt und unter
besonderem VerschluB gehalten werden.

Besondere Bestinmungen llber stat1-
stische Erhebungen der Europätschen
G e m e i n s c h a f t e n s o w I e d I e s u p r a - .u n d

internationalen Auf gaben des
Statistlschen Bundesantes

§ 12

Die Vorschriften dieses Gesetzes gelten auch filr statlstlsche Erhe-
bungen, die durch unmittelbar geltende Rechtsakte der Europälschen
Gemelnschaften angeordnet sind, soyreit sich aus diesen Rechtsakten
nichts anderes ergibt.

BuBgeldvorschrlf.ten
. § 14

(l) Ordnungswidrj-g handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig eine
Auskunft nach § 10 Abs. 1 bis 3 ni.cht richtig, nicht vollständig
oder nicht rechtzeitig erteilt

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer GeldbuBe bis zu zehntausend
Deutsche Mark geahndet werden.
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Auszug aus
VERORDNUNG (EwG) Nr. 35J3lt5 DES RATES

vom 17. Dczcmbcr l9t5
zur Durchführung cincr Stichprobcncrhcbung über Arbciskrä(tc im Frühiahr

r986

DER RAT DER EUROPATSCHEN
GEMEINSCHAFTEN.. .

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikcl I
Das Sratistische Amt dcr Europäischcn Gcmeinschaftcn
fühn für die Kommision im Frühfrhr 1986 io dcn Hau-
haltcn aller Mitglicdstaatcn cinc Stichprcbencrhcbung
übcr Arbciskräfte durch.

ArriAcl 2

Dic Erhcbung crfolgt in jcdem Mirglicdstaat bei ciner
Srichprcbc von Haushalten, die zum Zcitpunkt dcr Erhc-
bung ihrcn Wohnsiu im Gcbict dims Staatcs habcn... .

Dic Angabcn wcrdcn für allc ru dcn augc*ähltcn Heus-
haltcn gchörcndcn Peroncn eminell, .,

Arnkcl J

(l) Der Um(rng dcr Stichprobe licgt nischcn jc
50000 und 100000 Hauhaltcn für Dcutxhland, Fmnk-
rcich, Italicn und dro Vcrcinigre Königreich, nischcn jc
30 000 und 50 000 Haushaltcn fur Bclgien, Gricchenlend
und lrland, ryischcn I5000 und 30000 Hruhrltcn für
Dlncmark und dic Nicdcrlrodc und bci ungefnhr l0 000
Hauhaltcn [ür Luxcmburg.

(2) Dcr Umfang dcr Stichpobc licgt nischcn 60 000
und 100 000 Hauhaltcn für Spmicn und ryisch?n
30 000 md 50 000 Hzusheltcn für Pornrgal.

Anibcl 4

Dic Erhcbung cntrcckr sich .u[
r) pesönlichc Merkmelc allcr zu dcn bcfngtcn Heu-

ha[cn gehörcndcn Pesonen, und ryar: G«hlccht,
Altcr, Familicnstand, Saatsangehörigkcir, An dcs
Vohn- und Er(asungshaushals, Än da Vcsandr-
schalsvcrhältni$c inncrhalb des Hauhals- Dic
Mitglicdcr cina Hauhrls sind durch cinc gtmcin-
samc Ordnungsnummcr und einc Codc fur Suar und
Rcgion, in dencn der Haushalt bclngt wrde,
kenndich zu machcn;

b) Srcllung zum Erycrbslcbcn diccr Pcsoncn zun Zcit-
punkt dcr Erhcbung und Mcrkmalc dcr ausgeübtcn
Evcrbstätigkcit und ryar r Bcru{, Stellung im Bcruf.
Viruchaftszwcig, normalcrucisc und tasächlich gclci-
stete Arbcisstundcn und Grund [ür Diffcrenz
ryischcn bcidcn; Vollzcrr- odcr Tcilzciarbcir, daucr-
haftc oder . vorübcrgchcndc Bcscheltigung und
Ausübung ciner pcitcn Erucrbsr.ätigkeit ;

c) Aöcitssuchc; anzugcbcn sind insbmndcrc : An und
Umfang dcr gsuchtcn Tätigtcir, Umständc und
Gründc, Methoden und Dauer dcr Arbcitssuchc,
ctwaigcr Bcrug rcn fubcitsloscnuntcßaützunt dcr
-hilfc, Situation unmittclbar vor Bcginn dcr fubcia-
suchc sowic Vcr{ügbarkcit für dic gauchte larigkcit
odcr Gründc der Nicht-Verfügbarkcit ;

d) An und Zwcck von Bildunp- und Aubildunpmaß-
nahmcn, en dcncn dic l+ bis a9-iährigcn Pesoncn
künlich teilgenommcn h.bcn ;

c) Bcrufscrfihrung dcr bcschältigungslorn Pesoncn im
crucrbs[ähigcn Aftcr, cinschlicßlich dcr Merkmdc dcr
lctztcn Titigkcit sowic dcs Zcitpunkts und dcr Gründc
für ihrc Bccndigung;

$ die Siruation dcr ru dcn bc{ngtcn Hauhdtcn gehö-
rendcn Pcsoncn cin Jahr vor dcr Erhcbug; ana-
geben
siu6,

sind irobaondcrc : Sut und
Stcllung zum Escrbslcbcn

Rcgion dc Wohn-
md, bci Pcsoncn

mit eincr Bachiltigung, \9irrschalsacig und Stcl-
lung im Bcruf,

Ärtikel t
Dic.luskünftc wcrdcn von dcn Snristischcn Amtem dcr
Mitgliedstaatcn ruf dcr Grundlagc eincs Fngenkralogs
cingehok, dcn dic Kommission in Zusemmcnarbcir mit
dcn zusränciigen Stcllcn dcr Mitglicdsrratcn ausgcarbcirct
hau...

Anihel 6

Dic Mitglicdsteatcn sorgcn dafür, daß die gewünschtcn
Auskünftc wahrhcisgcmäß vollsdndig und lristgcrccht
ereik wcrdcn. Sic tragen dic Vcnneonung, daß durch
die Erhcbung einc zuvcrlusigc Grundhgc [ür cioe
vcrgleichcnde Analvse aul Gcmcinschrftscbenc, auf .dcr
Ebcnc dcr Mitglicdsraten und auf bctimmrcn rcgionrlcn
Ebenen geschaffcn sird. Die Satistischen Amtcr dcr
Mirglicdscrztcn übermirteln dcm Strtisrischcn Amt der
Europäischen Gcmcinschrlten dic übcrpru(tcn Ergrbnisse
dcr Erhcbung für jcdc bc(ragtc Peson ohnc Angebe von
Namcn und Adrasc-

Artihcl 7

Dic im Rahmcn dcr Erhcbung cnciltcn Eiozclaukünftc
dürfen nur für suti*ischc Zweckc vcecndct scrden. Ihrc
Vcecndung für stcucrlichc odcr snsligc Zweckc und
ihre Weitcrgabc an Drittc sind unterag.

Für dcn Fall eincr Zuvtderhandlurig gegcn dic Verpflich-
tung nach eßtem.lbsatz, dic crhaltcnen Auskünirc
venraulich zu behandcln. trcffcn die Mitgliedstaaren und
dic Kommission die zur Ahndung dicscr Zuwiderhand-
lung vorgesehcnen MaEnahmen.
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StRergesr t mNuneeru :

qtrafLe§lt:lmmungen: §§ 203 Abs. 2, 204 und 205 cles Strafgesetzbuches
in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. Januar
1975 (BGBI. I S. 1)

Nach § 203 Abs. 2 Sa|.z 1 StGB kann bestraft werden, wer unbefugt
ein fremdes Geheimnis, namentlich ein zum persönlichen Lebensbe-
reich gehörendes Geheimnis oder ein Betriebs- oder Geschäftsge-
heimnis, offenbart, das ihm in seiner Eigenschaft als

1. Amtsträger,
2. für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichteter,
3. Person, die Aufgaben oder Befugnisse nach dem perso-

nalvert retunqsrecht wahrnimmt,
4. ..'; 5. ...'

anvertraut worden oder sonst bekanntgeworden ist

Einem Geheimnis im Sinne des Satzes 1 stehen Einzelangaben über
persönliche oder sachliche Verhältnisse eines anderen gleich, die
für Aufgaben der öffentlichen Ver$raltung erfaßt wor.den sind (§ 203
Abs. 2 Satz 2).

Als Strafmaß ist Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder Geldstrafe
vorgesehen (Abs.2 Satz 1 i.V. mit Abs. 1). Handelt der Täter gegen
Entgelt oder in der Absicht, sich oder einen anderen zu bereichern
oder.einen anderen'zu schädigen, se ist die Strafe Freiheitsstrafe
bis zu zwei Jahren oder Geldstrafe (Abs. 5). Die gleiche Strafan-
drohung gitt für den, der unbefugt ein fremdes ceheimnis, nament-
lich ein Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, zu dessen Geheimhaltung
er nach § 203 verpflichtet ist, ver$rertet (§ 20.l Abs. t).


